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Hermes-Bürgschaften 
für AKW-Bau 

Zwischen Oktober 2009 und Au¬ 
gust 2010 wurden entsprechen¬ 
de Zusagen für Lieferungen zu 
zehn Atomanlagen in verschie¬ 
denen Ländern bewilligt. 
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45 Jahre Antikriegstag 
in Stukenbrock 

Am 1. September 2012 wird 
an die zu Tode gequälten so¬ 
wjetischen Kriegsgefangenen 
und zahlreichen Zwangsver¬ 
schleppten erinnert. 
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Kommunisten 
vor Ort 

Wie wehrt sich Bottrop 
gegen das Spardiktat? 
Welche Forderungen 
stellt das Linke Bündnis 
Dortmund? 
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Armut per Gesetz 

Zehn Jahre Hartz-„Reformen“ - und kein Ende in Sicht 


„Beginnend ab heute elf Uhr“ werde 
es innerhalb der nächsten drei Jahre 
zwei Millionen Arbeitslose weniger 
geben. So prahlte Peter Hartz vor ge¬ 
nau zehn Jahren, als er den Bericht der 
Kommission „Moderne Dienstleistun¬ 
gen am Arbeitsmarkt“, theatralisch 
inszeniert im Französischen Dom zu 
Berlin, dem damaligen Bundeskanzler 
Gerhard Schröder (SPD) überreich¬ 
te. Damit fiel der Startschuss zur Hatz 
auf Arbeitslose und sozial Schwäche¬ 
re. Der Weg zur Agenda 2010 und zu 
den Hartz-Gesetzen war frei. 

Was damit an Abbau von Sozial- und 
Arbeitsrecht eingeläutet wurde, stell¬ 
te alle früheren Kürzungsmaßnah¬ 
men der Regierung Schmidt (wie etwa 
„Operation 82“) in den Schatten. In 
Folge der dann - ausgerechnet von der 
rot-grünen Regierung - umgesetzten 
Hartz-Reformen wurden die Arbeits¬ 
losen- und Sozialhilfe zusammenge¬ 
legt, die Zumutbarkeitsregeln für die 
Aufnahme von Arbeit verschärft und 
die Bundesagentur für Arbeit aufge¬ 
baut. Damit fing die Geschichte der 
Etablierung des Niedriglohnsektors 
an. 


Hartz IV ein „Gewinn für 
die Gesellschaft“? 

Ex-Bundeskanzler Schröder bezeich- 
nete jetzt, zehn Jahre danach, die 
Hartz-Arbeitsmarktreformen unver¬ 
froren als „Gewinn für die Gesell¬ 
schaft“. Die Reform der Sozial- und 
Arbeitslosenhilfe sei zwar anfangs 
schmerzhaft gewesen. „Aber wenn 
wir heute die Erfolge sehen, dann hat 
es sich für unser Land gelohnt.“ Die 
Gesellschaft sei, so Schröder weiter, 
durch die Einführung von Hartz IV 
nicht unsozialer geworden, denn es sei 
„nicht unsozial, wenn der Staat einfor¬ 
dert, dass jemand, der arbeiten kann 
und dem Arbeit angeboten wird, diese 
auch annimmt“. 

Ins gleiche Horn blies die Arbeitslo¬ 
senministerin Ursula von der Leyen 
(CDU): „Unterm Strich haben sich 
die Reformen am Arbeitsmarkt ge¬ 
lohnt - nämlich das Zusammenlegen 
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhil¬ 
fe.“ In Wirklichkeit ist die gesunkene 
Arbeitslosigkeit nicht den Hartz-Ge¬ 
setzen, sondern nur den vielen verfäl¬ 
schenden Tricks bei der Erstellung der 
Arbeitslosenstatistik geschuldet. 


Im Zuge der Finanzkrise wird nun 
von der kapitalhörigen schwarz-gel¬ 
ben Regierung diese Sozialpolitik mit 
der Abrissbirne namens „Fiskalpoli¬ 
tik“ innerhalb der EU zur Norm ge¬ 
macht. Besonders skandalös ist die 
Lage der 7,4 Millionen Hartz-Betrof¬ 
fenen: Armutslöhne für Hunderttau¬ 
sende, subventioniert durch den Staat 


via „Aufstockung“. Schikane, Demü¬ 
tigung, Sanktionen für Erwerbslo¬ 
se - alles unter dem Deckmantel der 
Phrase vom „Fordern und Fördern“. 
Die Umsetzung des zweiten Teils der 
Parole wurde bis heute nicht einmal 
ansatzweise umgesetzt. 

Auf dem Weg zum 
„Vier-Klassen-Arbeitsmarkt“ 

Nur ein Jahrzehnt nach den Hartz- 
Vorschlägen haben wir hierzulande 
einen zweigeteilten Arbeitsmarkt und 
sind auf bestem Wege in einen „Vier- 
Klassen-Arbeitsmarkt“. Es gibt noch 
die erwerbstätigen Normal Verdiener, 
daneben aber schon die rasch wach¬ 
sende Masse der so genannten „wor¬ 
king poor“ also derer, die von ihrer 
Arbeit alleine nicht leben können und 
auf zusätzliche staatliche Leistungen 
angewiesen sind. Dazu gibt es noch 
die gut verwertbaren Arbeitslosen, 
auf die sich alle arbeitsmarktpoliti¬ 
schen Förderangebote konzentrieren, 
und am traurigen Ende kommen noch 
hunderttausende Langzeitarbeitslose 
dazu, die vom Staat längst abgeschrie¬ 
ben und im Stich gelassen werden. Von 
den rund drei Millionen Arbeitslosen 
beziehen nur etwa 30 Prozent Arbeits¬ 
losengeld I, während 70 Prozent - also 
über zwei Millionen Arbeitslose - in 
Hartz IV „festgehartzt“ sind. Fast 
800 000 Menschen in Deutschland 
sind Langzeitarbeitslose. 

Schluss damit! Das kollektive Men¬ 
schenrecht auf auskömmliche Arbeit 
muss von uns gegen die Profitinteres¬ 
sen des Kapitals verteidigt bzw. erst 
noch erkämpft werden. Aber schon 
Goethe wusste: „Wer das Recht auf 
seiner Seite hat, muss derb auftreten. 
Ein höflich Recht will gar nichts hei¬ 
ßen.“ Manfred Dietenberger 



Verheerendes Urteil 

Bundesverfassungsgericht leistet Militarisierung Vorschub 


Zum Urteil des Bundesverfassungsge¬ 
richtes über den Einsatz der Bundes¬ 
wehr im Inland nimmt der Kasseler 
Friedensratschlag Stellung: 

Mit dem (...) Urteil macht das BVerfG 
eine Kehrtwende in seiner eigenen 
Rechtsprechung: Noch vor sechs Jah¬ 
ren hatte das höchste deutsche Ge¬ 
richt ausgeschlossen, dass bewaffnete 
Streitkräfte auch im Inneren einge¬ 
setzt werden dürften. Damit kassierte 
das Gericht das Luftsicherheitsgesetz 
des Bundes, das es der Bundeswehr 
erlauben sollte, in Zusammenhang 
mit der Terrorbekämpfung notfalls 
auch Luftfahrzeuge abzuschießen, in 
denen sich unbeteiligte Zivilpersonen 
befinden. „Die Regelung“, so hieß es 
unzweideutig, „ist in vollem Umfang 
verfassungswidrig und infolgedessen 
... nichtig.“ 


Zwei Grundsätze des damaligen Ur¬ 
teils waren den Richter/innen beson¬ 
ders wichtig: 

Erstens wurde eine Relativierung des 
Lebensrechts der Passagiere strikt 
ablehnt. In Randziffer 124 hieß es 
unzweideutig: „Sie (die Passagiere) 
werden dadurch, dass ihre Tötung als 
Mittel zur Rettung anderer benutzt 
wird, verdinglicht und zugleich ent¬ 
rechtlicht; indem über ihr Leben von 
Staats wegen einseitig verfügt wird, 
wird den als Opfern selbst schutzbe¬ 
dürftigen Flugzeuginsassen der Wert 
abgesprochen, der dem Menschen um 
seiner selbst willen zukommt.“ 
Zweitens verneinte das Urteil ein 
Recht der Bundesregierung, Bun¬ 
deswehr auch im Inneren einzuset¬ 
zen. Das Grundgesetz (Art. 35 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 Satz 1) erlaubt es 


dem Bund nicht einmal, „Streitkräf¬ 
te bei der Bekämpfung von Naturka¬ 
tastrophen und besonders schweren 
Unglücksfällen mit spezifisch militä¬ 
rischen Waffen einzusetzen“, heißt es 
im zweiten Leitsatz des Gerichts. 

Das alles soll seit heute nicht mehr 
gelten. Dieses Urteil ist verfassungs¬ 
politisch verheerend. Es besteht die 
dringende Gefahr, dass damit ein ent¬ 
scheidender Schritt getan ist, die strik¬ 
te Trennung von Polizei und Bundes¬ 
wehr, von innerer und äußerer Sicher¬ 
heit aufzuheben. 

Diese Trennung gehört zu den wich¬ 
tigsten Prinzipien des Bonner Grund¬ 
gesetzes und war über 60 Jahre ver¬ 
fassungspolitischer Konsens in der 
Bundesrepublik Deutschland. Es ist 
darüber hinaus ein Kennzeichen de¬ 
mokratischer Rechtsstaatlichkeit. 


Auch politisch ist das Urteil verhee¬ 
rend. 

Die schwarz-gelbe Bundesregierung 
hatte den Einsatz der Bundeswehr Im 
Inneren in ihrer Koalitionsvereinba¬ 
rung festgeschrieben. Wenn jetzt zwar 
das BVerfG beschwichtigend darauf 
verweist, dass mit dem heutigen Ur¬ 
teil ein Bundeswehreinsatz z.B. gegen 
Großdemonstrationen nicht gemeint 
sei, werden die Versuche zunehmen, 
die Grenze zwischen Polizei- und 
Bundeswehreinsätzen zunehmend zu 
verwischen. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
steht vor einem weiteren Schritt ihrer 
inneren Militarisierung. 

Dazu sagt die Friedens- und Demo¬ 
kratiebewegung eindeutig und laut¬ 
stark NEIN. 


Thema der Woche 


Der Ethanol-Flop 

Man muss kein „Öko-Freak“ sein, um 
zu erkennen, dass die Propagierung 
und Produktion von „Bio-Treibstoff“ 
oder auch von „Bio“-Gas aus Grund¬ 
stoffen, die als Nahrungsmittel für 
Menschen dienen, eine unmittelbare 
Konkurrenz zur Produktion von Le¬ 
bensmitteln darstellt. Plötzlich sind 
auch FDP-Niebel und FDP-Döring 
gegen Biosprit. Aus Menschenfreund¬ 
lichkeit - oder stecken Interessen des 
Versicherungskapitals dahinter? 
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Deutschland ist 
Kriegspartei in Syrien 

■Mit der Entsendung eines Spionage¬ 
schiffs vor die syrische Küste setzen die 
deutschen Geheimdienste ihre verdeck¬ 
te Einmischung in Konflikte im Nahen 
Osten fort. Sevim Dagdelen, Mitglied 
im Auswärtigen Ausschuss des Bun¬ 
destages und Sprecherin der Fraktion 
„Die Linke“ für Internationale Bezie¬ 
hungen, verurteilt in einer Erklärung 
die Einmischung: „Wenn Informati¬ 
onen des BND über Verbündete tat¬ 
sächlich an die Aufständischen in Syri¬ 
en weitergeleitet worden sind - wie es 
auch einst im Irak der Fall war - wäre 
das ein völkerrechtswidriger Eingriff 
in einen Bürgerkrieg. Doch auch ohne 
eine solche Weitergabe von Informa¬ 
tionen ist die Arbeit des BND in Syri¬ 
en Teil der Kriegsführung. Die Bundes¬ 
regierung muss endlich das Parlament 
und die Öffentlichkeit über den deut¬ 
schen Einsatz in Syrien umfassend in¬ 
formieren.“ 

Dagdelen weiter: „Die Bundesregie¬ 
rung hält möglicherweise Kenntnisse 
des BND über das Massaker von Hula, 
das eine große Rolle bei der Eskalation 
des Bürgerkrieges gespielt hat, geheim. 
Die selektive Information, Geheimhal¬ 
tung und Desinformation ist längst Teil 
der Kriegsführung geworden, gerade 
auch wenn es darum geht, Mitglieder 
oder Sicherheitskräfte des Regimes 
zum Überlaufen zu bewegen. Mitar¬ 
beiter des BND sprechen selbst von ei¬ 
nem ,Beitrag 4 des Dienstes ,zum Sturz 
des Assad-Regimes 4 , während Bundes¬ 
regierung und EU offiziell jede weitere 
Militarisierung des Konfliktes ablehnen. 
Völlig abwegig ist indes die Behauptung 
etwa des SPD-Bundestagsabgeordne- 
ten und Mitglieds des Parlamentari¬ 
schen Kontrollgremiums, Fritz-Rudolf 
Körper, die Tätigkeit des BND sei durch 
das UNIFIL-Mandat gedeckt. Weder 
NATO noch USA sind an UNIFIL be¬ 
teiligt. Wer so argumentiert beschädigt 
sämtliche UN-Einsätze, indem er sie 
dem Verdacht der verdeckten Operati¬ 
onsführung und der Spionage aussetzt. 
(...) Über das Eingreifen in einem be¬ 
waffneten Konflikt muss das gesamte 
Parlament und damit auch die Öffent¬ 
lichkeit informiert werden - nur so las¬ 
sen sich auch die notwendigen Konse¬ 
quenzen ziehen!“ 


UZ-Extra zum 
Aktionstag 

Für den Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29. September wird die nächste UZ- 
Extra erscheinen. 

Noch sind einige Details wie Redak¬ 
tionsschluss, Drucktermin, Ende der Be¬ 
stellmöglichkeit etc. noch nicht endgültig 
geklärt. 

Fest steht auf jeden Fall, dass auch die¬ 
ses Extra in die reguläre UZ vom 28. Sep¬ 
tember eingelegt wird und den Gruppen 
schon einige Tage vor dem Aktionstag 
zur Verfügung stehen soll. 

Da bedingt durch Sparmaßnahmen der 
Post die Auslieferung der 1 .-Mai-UZ per 
Info-Brief bis zu zehn Tagen (!) gedau¬ 
ert hat, werden wir diesmal den Versand 
der Größe 70 Exemplare, als „normale“ 
Briefe zu 2,20 Euro, in der Größe 140 
Stück als Päckchen zu 3,90 Euro, von 
2 bis 10 kg als Paket zu 5,90 Euro und 
darüber zu 11,90 Euro versenden. 

Bestellungen können ab jetzt an die 
Adresse 

lnfo@dkp-nordbayern.de 
gesandt werden. 
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unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 

Das wahre Ausmaß 


Faule Kredite - explodierende Exporte 

Zum (un-)aufhaltbaren Auseinanderdriften von „Eurozonien“ 



Auch in der öffentlichen Wahrneh¬ 
mung meldet sich in Deutschland die 
Krise langsam zurück. Derweil Regie¬ 
rung, SPD, Grüne und Unternehmer¬ 
verbände samt ihnen höriger Medien 
den zehnten Jahrestag der Verkündi¬ 
gung der Hartz-Vorschläge feiern und 
ein Bild von Deutschland als dem Hort 
von Stabilität und Wachstum zeichnen. 
Als Beleg für den „Erfolgskurs“ wur¬ 
den die Arbeitslosenzahlen strapaziert. 
Doch die Julizahlen von 2,876 Mio. 
sind nur des Eisbergs Spitze. Dessen 
verborgenen Teil offenbaren Zahlen 
der Bundesagentur für Arbeit, die in 
den Medien selten eine Rolle spielen. 
So weist der Julibericht eine Unterbe¬ 
schäftigung von 3,847 Mio. Menschen 
aus. Die Differenz rührt z.B. daher, 
dass in der Zahl von 821 000 Bezie¬ 
hern von Arbeitslosengeld I nicht alle 
grundsätzlich Bezugsberechtigten ent¬ 
halten sind. Arbeitsunfähig Erkrankte, 
Teilnehmende an Weiterbildungsmaß¬ 
nahmen, Erwerbslose in oft unbezahl¬ 
ten Praktika, in „Ein-Euro-Jobs“, mit 
Sperrzeiten und ein Großteil der über 
58-Jährigen bleiben statistisch außen 
vor. Jede Grippewelle schönt die Sta¬ 
tistik! 

Gravierender ist „die Zahl der Be¬ 
zieher von Arbeitslosengeld II in der 
Grundsicherung (SGB II)“. Sie lag 
laut BA bei 4,48 Mio. Damit gelten 8,2 
Prozent aller über 54 Mio. Menschen 
im erwerbsfähigen Alter als „hilfsbe¬ 
dürftig“. Von den ALG-II-Beziehern 
erscheinen aber nur 1,991 Mio. statis¬ 
tisch als Arbeitslose. Von den 41,7 Mio. 
Erwerbstätigen sind nur noch rund 
28,95 Mio. (69,4 Prozent) sozialversi- 
cherungspfhchtig beschäftigt, viele da¬ 
von prekär. 

Alleine die Zahlen aus dem Pressein¬ 
fo der BA lassen den Schluss zu, dass 
das wahre Ausmaß von Arbeitslosig¬ 
keit mindestens doppelt so hoch ist wie 
die mit viel Tamtam gefeierte Zahl von 
2,876 Mio. Zeitgleich zum großen Tam¬ 
tam über Schröders und Hartz 4 Groß¬ 
taten wurden Zahlen des Statistischen 
Bundesamts veröffentlicht. Danach 
sind sogar 7,4 Mio. Menschen unter¬ 
beschäftigt. Benannt werden u.a. zwei 
Millionen in Teilzeit und eine „Stille 
Reserve“ von 1,2 Mio., die mehr oder 
überhaupt arbeiten möchten, um über 
die Runden zu kommen. Überwiegend 
betroffen sind hier die Frauen. Bemer¬ 
kenswert ist allerdings, dass diese Sta- 

Mit Tschindrara 

Wie war das noch mit der „Sonne der 
Kultur“, die niedrig steht, und den 
Zwergen die lange Schatten werfen? 
In diesen Tagen melden sich auch poli¬ 
tische Randgestalten wieder zu Wort - 
vielleicht, um sich bei den Herrschen¬ 
den noch einmal anzubiedern, viel¬ 
leicht auch nur, um nicht gänzlich in 
Vergessenheit zu geraten? Die Frage 
muss sich Herr Clement schon gefallen 
lassen, der da vorschlägt, die gesetzli¬ 
che Lebensarbeitszeitbegrenzung ab¬ 
zuschaffen. Im Sinne der arbeitenden 
Klasse ist so ein Vorschlag nicht. 

„Wir sind darauf angewiesen, dass die 
Menschen in Deutschland länger als 
bisher arbeiten.“ Dies sei „eine logische 
Folge des demografischen Wandels“ - 
jenes auf bürgerlicher Seite so beliebte 
Totschlagargument für denn Abbau so¬ 
zialer Rechte. Eine Rente mit 67 greife 
da zu knapp, wer wolle, der solle doch 
bis 75 oder 80 arbeiten - er tue dies ja 
schließlich auch, es sei (zum Glück für 
ihn) auch „nicht mehr allzu lange hin.“ 
Clements Wortmeldung kommt al¬ 
lerdings nicht von ungefähr. Schon 
im Februar hatte das Max-Planck- 
Institut in Rostock gefordert, dass 
Renteneintrittsalter - angesichts der 
steigenden Lebenserwartung - um fünf 
Jahre ansteigen zu lassen. Spätestens 
im Jahre 2050 sollten die Menschen 
in Deutschland dann bis 72 arbeiten. 



tistik über „Erwerbstätige und unge¬ 
nutztes Arbeitskräftepotenzial“ von 63 
Mio. Erwerbsfähigen im Alter von 15 
bis 74 (!) Jahren ausgeht. Arbeit-bis- 
80-Clement, hör ick dir trapsen? 

Die Hartzgesetze schufen die Voraus¬ 
setzung für einen weiter wachsenden 
Billiglohnsektor in Deutschland, in 
dessen Folge die Reallöhne in zehn 
Jahren um 4,5 Prozent sanken, zeit¬ 
gleich Milhoneneinkünfte und Milli- 
ardenvermögen rasant wuchsen. Auch 
die deutsche Exportwalze wurde so 
geschmiert. Hartz IV richtet sich nicht 
allein gegen Erwerbslose, es diszip¬ 
liniert auch die Arbeitenden. Wenn 
Lohnkürzungen oder unentgeltliche 
Arbeitszeitverlängerungen als einzi¬ 
ge Alternative zu Entlassungen darge- 
stellt werden, geht die Angst um vor 
dem 365 Tage kurzen Weg ins staatli¬ 
che Verarmungsprogramm. 

Diese Angst ist ein Knebel, der Pro¬ 
test zu oft verstummen lässt, eine Fes¬ 
sel, die Gegenwehr häuüg verhindert. 
Hartz II und IV schwächten auch die 
Gewerkschaften. Und wo es gelang, 
durch gesetzliche Regelungen, Tarif¬ 
verträge und Betriebsvereinbarungen 
partielle Verbesserungen durchzuset¬ 
zen, starten die Unternehmer nun mit 
Werkverträgen die nächste Angriffs¬ 
welle. 

Ja, Hartz IV ist eine Erfolgsgeschich¬ 
te! Aber nur für die oberen zehn 
Prozent, deren Vermögen am letzten 
Sonntag mit 4.737.872.545.716 Euro 
auf der Reichtumsuhr angezeigt war. 
Für Arbeitende und Arbeitslose, Ge¬ 
werkschaften, linke Parteien und nicht 
zuletzt für uns Kommunistinnen und 
Kommunisten kann das Fazit aber nur 
lauten: die Hartz-Gesetze müssen weg! 
Und auch da rettet uns kein höh‘res 
Wesen, auch das können wir - mit Mil¬ 
lionen anderer in den Betrieben und 
auf den Straßen - nur gemeinsam tun. 


Selbstverständlich zum Wohle des Vol¬ 
kes und um die „Funktion des Renten¬ 
systems“ zu erhalten, so der Direktor 
des Instituts. 

Was halten nun die unmittelbar Be¬ 
troffenen davon? Als unmittelbare 
Reaktion auf Clements Vorstoß, mel¬ 
den sie sich in Kommentarzeilen und 
Internetforen zu Wort. „Hätte dieser 
Bürger nur einen Tag mal körperliche 
Arbeit geleistet, dann würde er für eine 
Rente mit 60 plädieren“, steht dort zu 
lesen. Oder: „Stellen Sie sich mal ei¬ 
nen Bauarbeiter mit 80 und Rollator 
auf der Baustelle vor.“ Auch härtere 
Worte fallen: „So einen Bullshit kann 
sich nur einer ausdenken, der über üp¬ 
pigste Pensionen verfügen kann.“ In 
einem Kommentar wird auch auf Ber¬ 
tolt Brechts „Legende vom toten Sol¬ 
daten“ verwiesen, wo ein Arzt prüft, 
ob der gefallene Soldat wahrhaftig tot 
sei oder ob er sich vor der Pflicht drü¬ 
cken will, da es ja vor der Zeit war zu 
sterben. „Das, Herr Clement, würde 
Ihnen sicherlich gefallen, oder? Arbei¬ 
ten bis zum Tod und darüber hinaus!“ 
Mark Hadyniak 

„ Ein Herr im Frack schritt auch voran 
Mit einer gestärkten Brust 
Der war sich als ein deutscher Mann 
Seiner Pflicht genau bewusst 

(Legende vom toten Soldaten, 1918) 


D ie „schwäbische Hausfrau“ 
scheint nicht unbedingt die bes¬ 
ten Rezepte gegen die Krise in 
petto zu haben. Das Wirtschaftsprü¬ 
fungsunternehmen Pricewaterhouse- 
Coopers (PwC) hat wieder einmal 
nachgerechnet und die Summen der 
faulen Kredite (Fachbegriff: Non-Per- 
forming-Loans - NPL), die in den euro¬ 
päischen Banken lagern, addiert. 
Waren es 2008, kurz nach Krisenaus¬ 
bruch, immerhin eine halbe Billion 
Euro, so hat sich diese stolze Summe 
dank der von Bundesregierung und 
Bundesbank orchestrierten Sparbe¬ 
mühungen auf 1,048 Billionen mehr 
als verdoppelt. Wer arbeitslos oder 
pleite ist, kann seine Kredite nicht 
zurückzahlen - diese schlichte Weis¬ 
heit scheint sich zumindest bis in die 
Portfolio-Abteilung von PwC herum¬ 
gesprochen zu haben. Hier geht es 
um Investmentberatung. Da könnten 
ideologische Verirrungen teuer wer¬ 
den. 

Besonders eindrucksvoll stellt sich die 
NPL-Entwicklung erwartungsgemäß 
in Griechenland dar. Hier sind die 
faulen Kredite von 12 Mrd. im Jahre 
2008 auf 40 Mrd. Euro im Jahre 2011 
hochgeschossen. Aber auch Spanien 
(im selben Zeitraum von 66 Mrd. auf 
136 Mrd. Euro) oder Italien (von 42 
Mrd. auf 107 Mrd. Euro) veranschau¬ 
lichen die Dynamik in den betroffenen 
GUPS-Staaten (Griechenland, Italien, 
Irland, Portugal, Spanien). Spitzen¬ 
reiter bleibt das neoliberale Muster¬ 
land Irland. Trotz der von 23 im Jah¬ 
re 2009 auf -3 Prozent im Jahre 2011 
abgerutschten Kreditaufnahme schoss 
die Summe der nicht mehr bedienten 
Kredite beim spekulationsgebeutelten, 
keltischen Tiger von 15 Mrd. auf 119 
Mrd. geradezu durch die Decken. Bei 
einer Bevölkerungszahl von 4,5 Milli¬ 
onen sitzt im Durchschnitt jeder, vom 
Säugling bis zum Greis, auf faulen Kre¬ 
diten von 26 500 Euro. Von denjeni¬ 
gen, die noch bedient werden können, 
erst gar nicht zu reden. Da lässt sich 
die künftige wirtschaftliche Dynamik 
dunkel erahnen. 

Besonderes Augenmerk dürfen die 
spanischen Banken beanspruchen. 
Hier platzte bekanntlich ebenso eine 
spekulative Baublase wie auf der Grü¬ 
nen Insel - eine zwar in Relation zur 
Bevölkerung wie Bruttoinlandspro¬ 
dukt (BIP) kleinere, aber in absoluten 
Zahlen deutlich größere. Zwar voll¬ 
zieht sich der Prozess hin zur Pleite 
hier langsamer, aber mit beachtlicher 
Präzision - Dank der prozyklischen 
Krisenunterstützung der Regierung 
Rajoy. Von den 1,74 Bio. Euro, die an 
Krediten an Unternehmen und priva¬ 
te Haushalte ausgereicht wurden, gel¬ 
ten laut Banco de Espana im Juni 164,3 
Mrd. als zweifelhaft, das heißt: mehr als 
90 Tage im Verzug. Im Jahre 2006 wa¬ 
ren es gerade einmal 10,8 Mrd. Euro. 
Das ergibt eine Steigerung in sechs 
Jahren auf das 16-fache. 


Krisengewinner Deutschland? 

Der Vollständigkeit halber sei noch er¬ 
wähnt, dass bei dem Krisengewinner 
Deutschland die Banken auch nicht 
sonderlich brillant dastehen. Die deut¬ 
schen Institute waren beim Aufblasen 
der Immobilienblasen natürlich in vor¬ 
derster Front mit von der Partie. Und 
dummerweise sei es ihnen „unter dem 
Strich nicht gelungen, faule Kredite 
loszuwerden“. Die „toxischen Papiere“ 
sind auch hierzulande von 142 Mrd. im 
Jahre 2008 auf 196 Mrd. Euro vergan¬ 
genes Jahr gestiegen. Das ist zwar noch, 
an Irland gemessen, moderat, aber den¬ 
noch als signiükant einzustufen. Wer 
den seit 2008 installierten „Rettungs¬ 
modus“ kennt, der weiß, dass diese „to¬ 
xischen Papiere“ zuerst in den Banken, 
dann bei den diversen, immer giganti¬ 
scheren Rettungsfonds, dann beim Staat 
und schließlich bei den Steuerzahlern 
landen. Und das sind - entgegen der 
Bild-Kampagne „7 Wahrheiten über die 
Reichen-Steuer“ - nicht die Reichen in 
diesem unserem Lande. 

„Deutsche Exporte weltweit Spitze“, 
titelt die „Welt“. „Deutschland erzielt 
weltgrößten Handelsüberschuss“ froh¬ 
lockt der „Spiegel“. „Deutschland hängt 
beim Handelsüberschuss alle ab“ ver¬ 
kündet die FAZ als frohe Botschaft. 
Die großbourgeoise Kampfpresse jubi¬ 
liert. Gerechnet wird mit einem Han¬ 
delsbilanzüberschuss in 2012 von mehr 
als 180 Mrd. Euro. Im ersten Halbjahr 
bedeutet das eine Steigerung von 18,4 
Prozent im Vergleich zum Vorjahres¬ 
zeitraum. Weder China und Japan noch 
die Erdöl-exportierenden Staaten kä¬ 
men da heran. Dazu stagnierten die Ex¬ 
porte der VR China im Juli nahezu ge¬ 
genüber dem Vorjahresmonat, während 
die Importe im selben Zeitraum um 4,7 
Prozent stiegen. Die zweitgrößte Nati¬ 
onalökonomie dürfte ihren Handelsbi¬ 
lanzüberschuss wohl eher reduzieren, 
während die deutsche Exportindustrie 
ihre Position unvermindert auszubauen 
trachtet. Noch ein Grund mehr zu fei¬ 
ern für das Großkapital. 

Kapitalistische Akkumula¬ 
tion und imperialistische 
Ungleichentwicklung 

Allerdings sind damit zugleich ein paar 
Sargnägel mehr für die Eurozone be¬ 
reitgestellt. Denn letztlich sind es ja 
die sich verstärkenden ökonomischen 
Ungleichgewichte, welche die Gemein¬ 
schaftswährung für die Wettbewerbs- 
Verlierer so untragbar machen. Der 
gärenden Kombination aus kapitalis¬ 
tischer Akkumulation und imperialis¬ 
tischer Ungleichentwicklung suchen 
die Schwachen „traditionell“ mit Wäh¬ 
rungsanpassungen, Zöllen, Einfuhrbe¬ 
schränkungen, Kapitalverkehrskont- 
rollen etc. entgegen zu steuern. Es sei 
denn die Kanonenboote der Starken 
hinderten sie. Für die Staaten der Eu¬ 
rozone ist dies in einer historischen 
Ausnahmesituation auch ohne Panzer 
und Schlachtschiffe gelungen - mit ent¬ 


sprechendem Erfolg. Sie haben sich 
dem wachsenden deutschen Konkur¬ 
renzdruck ohne jede Abwehrchance 
ausgeliefert. Die nun als Allheilmittel 
propagierte „innere Abwertung“, also 
die durch Austeritätsprogramme for¬ 
cierte Absenkung der Löhne und Ge¬ 
hälter, führt keineswegs zu einer Stei¬ 
gerung der Wettbewerbsfähigkeit - im 
Gegenteil. Das ist auch an der Zunah¬ 
me fauler Kredite deutlich erkennbar. 
So ist die Industrieproduktion in der 
Zeit der „Gemeinschaftswährung“ 
(seit 2000) in Deutschland um fast 18 
Prozent gestiegen, während sie in Por¬ 
tugal, Italien und Spanien um rund 20 
Prozent üel. Selbst in Frankreich ging 
es 10 Prozent abwärts. Die größten 
Verlierer waren natürlich die Grie¬ 
chen. Ihre Industrieproduktion sank 
um fast 30 Prozent. Diese dramatische 
Ungleichentwicklung umfasste im 
Sommer 2007 bei Ausbruch der Krise 
eine Spanne von etwa 25 Prozent. Sie 
ist nun im Verlaufe der Krise auf fast 
50 Prozent angewachsen. Die divergie¬ 
rende Entwicklung beschleunigte sich 
auf das Doppelte. 

Die daraus resultierenden Pleiten und 
wachsende Arbeitslosigkeit - 10 Pro¬ 
zent in Frankreich und Italien, über 15 
Prozent in Portugal und Irland, über 
25 Prozent in Griechenland und Spa¬ 
nien - sorgen nicht nur für eine rapide 
Zunahme fauler Kredite, sondern auch 
für eine massive Kapitalverschiebung 
innerhalb der Eurozone. 

Reichtum flieht nach Norden - 
Armut bleibt im Süden 

Südeuropa ist seit Ausbruch der Euro¬ 
krise einem sich verstärkenden „Bank- 
run“ ausgeliefert. Der Reichtum flieht 
nach Norden und wird zunehmend rei¬ 
cher, die Armut bleibt im Süden und 
wird zunehmend ärmer. Noch gibt es 
im Süden Rudimente eines sozialen 
Netzes, eine ärztlichen Versorgung - 
treffender als Notversorgung bezeich¬ 
net - aber die nächsten Sparrunden 
stehen vor der Tür. 

Die Eurozone ist durch die Antizipa¬ 
tion des Crashs auch finanztechnisch 
lange kein homogener Ort mehr. Real- 
wirtschaftlich ist sie es nie gewesen und 
politisch, ideologisch-emotional driftet 
sie angesichts der klassisch, nationalis¬ 
tischen Legitimationsmuster der herr¬ 
schenden Klassen zunehmend auseinan¬ 
der. Die herrschende Klasse hierzulande 
sieht sich schon mit einem Mezzogior- 
no im eigenen Lande überfordert. Da 
müssen nicht noch die explosionsartig 
wachsenden in Südeuropa dazu kom¬ 
men. Was die Eurozone zusammenhält, 
ist nicht eine irgendgeartete positive 
Zukunftsvision, sondern die Angst vor 
den Unwägbarkeiten der Trennung. Un¬ 
ter dieser wärmenden Decke der Angst 
wachsen die divergierenden Kräfte wie 
in einem Treibhaus. Bis irgendwann die 
Angst vor dem Schrecken ohne Ende, die 
vor dem Ende mit Schrecken überwiegt. 

Klaus Wagener 


zur Rente ab 8o 









m unsere zeit 


Wirtschaft und Soziales 


Freitag, 24. August 2012 3 


Sozialleistungen nicht mehr finanzierbar 

Ursachen und Folgen der katastrophalen Finanzlage von Städten und Gemeinden 


D eutschlands Kommunen be¬ 
finden sich nach Einschätzung 
des Städte- und Gemeindebun¬ 
des in der schwersten Finanzkrise seit 
Gründung der BRD. Für Ostdeutsch¬ 
land gilt das ganz besonders. Freiwillige 
kommunale Feistungen werden brutal 
gestrichen und selbst verpflichtende 
öffentliche Aufgaben der Städte und 
Kommunen werden in den privaten 
Bereich verlagert. 

Die Ursachen für den sozialen Kahl¬ 
schlag in den Städten und Gemeinden 
sind schnell gefunden: Zum einen sind 
es die Verluste auf der Einnahmenseite 
durch vom Bund verursachte Einbrü¬ 
che der gerade für Kommunen so wich¬ 
tigen Gewerbesteuer zur Finanzierung 
der Unternehmenssteuerreform. Zum 
anderen sind es steigende Sozialausga¬ 
ben aufgrund der Arbeitslosigkeit. 

Hartz IV reißt riesige 
Löcher in die Kassen 

Geködert mit falschen finanziellen Ver¬ 
sprechungen im Zusammenhang mit 
Hartz IV, ließen sich die kommunalen 
Spitzenverbände blenden und stimm¬ 


ten der Abschaffung der Arbeitslosen¬ 
hilfe zu. Anstatt eines Geldsegens, reißt 
Hartz IV, mit den sich daraus für die 
Gemeinden unerwartet ergebenden 
hohen Zusatzkosten, riesige Löcher in 
Kassen der Städte und Gemeinden. 
Das Haushaltsdefizit der deutschen 
Städte und Gemeinden beträgt schon 
über 11 Milliarden Euro und die Aus¬ 
gaben werden nicht weniger. Allein die 
Sozialausgaben kosten die kommuna¬ 
len Haushalte in diesem Jahr über 40 
Milliarden. 

Wegen der miesen Haushaltslage kön¬ 
nen die Städte und Gemeinden nur 
noch mit Mühe ihre Pflichtaufgaben 
erfüllen. Der Ausbau der Kita-Plätze 
für unter Dreijährige ist gefährdet, 
Schlaglöcher werden nicht mehr repa¬ 
riert, Schulen und öffentliche Gebäu¬ 
de verfallen, Theater und Hallenbäder 
werden geschlossen. 

Das Ende lokaler Demo¬ 
kratie hierzulande 

Entscheidungsspielräume gibt es für 
Kommunalpolitikerinnen immer we¬ 
niger. Immer mehr überschuldete Ge¬ 


meinden stehen schon unter der Auf¬ 
sicht von übergeordneten Behörden. 
Bürgermeister und Räte fühlten sich 
„von Oben“ überflüssig gemacht. Fehlt 
aber dieser eigene, freie Entschei¬ 
dungsspielraum, ist das das Ende lo¬ 
kaler Demokratie hierzulande. 
Hirnrissigerweise fordert der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund (DStGB) 
nun eine „grundlegende Reform“ des 
Sozialstaates. Zu Recht wird die starke 
Beteiligung des Bundes an den Kosten 
der auf die Gemeinden abgewälzten 
Sozialleistungen gefordert. 

Kriminell ist aber, dass der Spitzen¬ 
verband darüber hinaus weitere Ein¬ 
schränkungen der heute sowieso schon 
unzureichenden Sozialleistungen for¬ 
dert. 

Diesen Holzweg gehen wir nicht mit! 
Die Reichen sollen zahlen, denn nur 
Reiche haben ein Interesse an einem 
armen Staat. Wer den Reichen nichts 
nimmt, kann den Armen nichts geben. 

Manfred Dietenberger 


Zamek-Manager „bescheißen“ und „betrügen“ 

Landesarbeitsgericht stärkte den Kolleginnen den Rücken 


Die Wut der Kolleginnen und Kollegen 
aus dem Düsseldorfer Suppen-Unter- 
nehmen Zamek war wegen der Lohn¬ 
zurückhaltung der Betriebsleitung sehr 
groß. Sie werteten das Vorgehen als 
„bescheißen“ und „betrügen“. Zamek 
sah sich durch diese deutliche Sprache 
überhaupt nicht angemessen gewür¬ 
digt, zog vor das Arbeitsgericht - und 
verlor. Nun gab es in der vergangenen 
Woche die zweite Runde vor dem Lan¬ 
desarbeitsgericht. 

Das Landesarbeitsgericht mit dem 
Vorsitzenden Richter Schneider 
schloss sich der Argumentation der 
Vorinstanz an: Im Einzelfall seien auch 
„zugespitzte Äußerungen“ während ei¬ 
nes Arbeitskampfes zulässig. 

Der „Beschiss“ hat eine lange Vorge¬ 
schichte: Am 13. Juli 2009 wurde ein 
Tarifvertrag zur Zukunftssicherung der 
Arbeitsplätze („Beschäftigungsgaran¬ 
tie“) zwischen NGG und Zamek abge¬ 
schlossen. Darin waren Einbußen im 
Urlaubsgeld, bei den Urlaubstagen, 
bei den Jahreszuwendungen und beim 
Lohn festgelegt. Aber: Ab dem 1. Ja¬ 
nuar 2012 sollte wieder der Flächen¬ 
tarifvertrag gelten. In der Zwischen¬ 


zeit kündigte Zamek aber seine Voll¬ 
mitgliedschaft im Arbeitgeberverband 
und nahm für sich nur noch eine „Mit¬ 
gliedschaft ohne Tarifbindung (OT- 
Mitgliedschaft)“ in Anspruch. 
Besonders durch diesen Wechsel von 
Zamek waren die Parolen zum Ge¬ 
schäftsführer „Krüger Betrüger“ und 
„Zamek heißt er, uns bescheißt er“ zu¬ 
lässig. 

Schließlich verlangte Zamek - ver¬ 
geblich - noch die Zustimmung des 
Betriebsrates zur außerordentlichen 
Kündigung zweier Mitglieder dieses 
Gremiums. Begründung: Bei einer 
Streikveranstaltung hätten sie beleidi¬ 
gende Parolen gerufen. Das Arbeitsge¬ 
richt folgte dem Begehren von Zamek 
nicht. Eine einvernehmliche Beilegung 
wurde nicht erreicht. Die nächsten öf¬ 
fentlichen Prozesse sind am 25.10.2012, 
11 Uhr im Saal 004 (5 BV 199/12) und 
am 08.11.2012,12 Uhr im Saal 112 (6 
BV 200/12) des Arbeitsgerichts. 
Während des Streiks, der am 21. Juni be¬ 
gann und eine Zustimmung der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen von 91,2 Prozent 
hatte, kam es dann zu den „Sprechchö¬ 
ren in Reimform“. Zamek drohte mit 


150 Entlassungen und verlangte mit 
einer einstweiligen Verfügung von der 
NGG sowie den drei Vorstandsmitglie¬ 
dern und zwei Gewerkschaftssekretä¬ 
ren, dass sie das zu unterlassen hätten. 
Zudem sollten sie auf die Kolleginnen 
und Kollegen einwirken, solche Äuße¬ 
rungen ebenfalls zu unterlassen. Das 
Arbeitsgericht folgte dem Zamek- 
Rechtsverständnis am 6. Juli nicht, da 
es sich um „zulässige Unmutsäußerun¬ 
gen handele, die von der Meinungsfrei¬ 
heit gedeckt seien. 

In einem Eilverfahren war bereits am 
13. Juli vom Arbeitsgericht festgelegt 
worden, dass Zamek das Hausverbot 
für NGG-Verhandlungsführer Dieter 
Schormann aufheben musste. 

Der Rechtsstreit und die Streiks gehen 
weiter, denn die Entgeltdifferenz zum 
Flächentarifvertrag von 450 Euro bis 
650 Euro seit Januar pro Person ver¬ 
weigert Zamek immer noch. - Nach 
Angaben von Dieter Schormann 
(NGG) hat das Vorgehen von Zamek 
dafür gesorgt, dass die Mitgliedszah¬ 
len der Gewerkschaft in dem Famili¬ 
enbetrieb erfreulich gesteigert wurden. 

Uwe Koopmann 


Als Opel kam, gab es 250 Mio. Subventionen 

Bochumer DKP-Broschüre wird zum 50. Jubiläum neu aufgelegt 


Aus Anlass der aktuellen Diskussion 
um Arbeitplatzabbau und Werkschlie¬ 
ßungen bei Opel hat der RuhrEcho 
Verlag mit der Neuauflage einer ver¬ 
griffenen Broschüre über die Subven¬ 
tionspolitik in Sachen Opel Ansied¬ 
lung in Bochum für Aufsehen gesorgt. 
„Opel kommt... “ so titelt die Broschü¬ 
re der Bochumer DKP über die Grün¬ 
dung des örtlichen Opel-Werks im Jahr 
1962. Das ursprünglich aus Anlass des 
25-jährigen Bestehens von Opel-Bo¬ 
chum erstellte Heft wurde nun, zum 
50-jährigen, im RuhrEcho-Verlag er¬ 
neut aufgelegt. 

Angesichts der Debatten über eine 
Schließung des Standorts - und der 
damit unweigerlich verbundenen Kon¬ 
flikte - lohnt ein Blick zurück. Deut¬ 
lich wird der enge Zusammenhang 
zwischen Bau der Opel-Fabriken und 
dem Zechensterben. Teilweise war die 
Schließung von Bergwerken in der 
Ruhrgebietsstadt direkte Folge der 
Ansiedlung des Autoherstellers. 
Bochum sei dadurch zu „Europas 
größtem Zechenfriedhof“ geworden, 
so die Autoren. Insgesamt seien da¬ 
durch 13 000 Arbeitsplätze vernichtet 
worden. Im neuen Opel-Werk fanden 
zunächst 11 600 Arbeiter eine Anstel¬ 
lung - nur 2 564 von ihnen stammten 
direkt aus dem Bergbau. 

In dem Heft wird die Ansiedlung der 
Opel-Werke von 1960 bis 1962 in Bo¬ 
chum geschildert. Mit Dokumenten 


wird die Subventionspolitik in der 
Bundesrepublik belegt und am Bei¬ 
spiel Opel/General Motors gezeigt, wie 
Konzerne die Politik bestimmten. Vor 
diesem Hintergrund hat der Ablauf 
der Opel-Ansiedlung in Bochum eine 
große Ähnlichkeit mit einem Wirt¬ 
schaftskrimi. 

Finanziert wurde die Ansiedlung von 
Opel zu einem erheblichen Teil von 
der Stadt Bochum und dem Land 
Nordrhein-Westfalen, die zusammen 
allein 263,8 Millionen D-Mark an di¬ 
rekten Subventionen aufbrachten. In 
Aussicht gestellt wurden damals „bis 
zu 30 000 Arbeitsplätze“. Heute sind 
es inklusive Partnerbetriebe noch rund 
5 000. Alles in allem gewährt die Bro¬ 
schüre einen Einblick in die Frage: Wie 
funktioniert der Kapitalismus? Allein 


die Stadt Bochum hat 100 Mio. Euro 
für die Opel-Ansiedlung aufgebracht. 
Insgesamt, so wird errechnet, belaufen 
sich die Kosten der öffentlichen Hand 
durch Subventionen, Entschädigungen 
und Stilllegungsprämien, Bürgschaf¬ 
ten, Infrastrukturmaßnahmen auf 250 
Mio. Euro. Wenn Opel jetzt Teile der 
Bochumer Opel-Werke zu „marktübli¬ 
chen“ Preisen verkaufen will, muss da¬ 
ran erinnert werden, dass der Konzern 
das Gelände zu einem Wirtschafts-För¬ 
derungspreis fast geschenkt bekom¬ 
men hat. (J W/sing) 

Günter Gleising (Hrsg.): „Opel kommt ...“25 
Jahre Opel AG in Bochum, Reprint der Origi¬ 
nalbroschüre aus dem Jahr 1987, RuhrEcho 
Verlag 2012,62 Seiten, 10 Euro. ISBN: 978- 
3-931 999-19-3 



Erfolgsmeldung! 

Solidarität muss durch die Hände 



In der letzen Ausgabe der UZ haben wir von einem Skandal auf einer Essener 
Baustelle berichtet. Nach Redaktionsschluss konnte die IG BAU-Mülheim-Essen- 
Oberhausen den Erfolg vermelden. Rund 73 000 Euro vorenthaltener Lohn wur¬ 
de den polnischen Bauarbeitern ausgezahlt. Dazu der IG BAU-Sekretär Holger 
Vermeer, der die Verhandlungen für die Baugewerkschaft führte, zur Presse:„Es 
ist ein Trauerspiel, dass so etwas immer wieder bei uns stattfindet. Wir brau¬ 
chen gerechte Mindestlöhne und vor allem Kontrollen die diese überwachen“. 
Peter Köster betonte, dass: „Es jetzt darauf ankommt, die Verantwortlichen in 
Bundes-, Landes- und Kommunalpolitik in die Verantwortung zu nehmen und 
auf eine grundsätzliche Überarbeitung des Arbeitnehmerentsendegesetzes zu 
pochen.“ Die polnischen Arbeiter hatten am Montag, letztendlich zufrieden, die 
wohlverdiente Heimreise angetreten. Peter Köster 


Uni-Kliniken zurück ans Land! 

Beschäftigte forderten einen Rückkauf des Klinikums 
Gießen-Marburg 


„Damals konnte man ja noch nicht wis¬ 
sen, dass die Gewinn machen wollen“ - 
diese erstaunlich naive Aussage machte 
Hessens Wissenschaftsministerin Küh¬ 
ne-Hörmann bei einer Diskussion im 
Uniklinikum, die vom Deutschland¬ 
funk veranlasst und direkt übertragen 
wurde. Es ging natürlich um die Priva¬ 
tisierung des Uniklinikums Gießen- 
Marburg und die Frage, ob diese ge¬ 
scheitert sei. 

Im Verlauf der Diskussion gab die 
Ministerin zu, dass die damalige Lan¬ 
desregierung einen für das Land sehr 
schlechten Vertrag abgeschlossen hat. 
1,5 Millionen Euro Honorar hat die 
Regierung an eine Beraterfirma ge¬ 
zahlt - und dafür einen Vertrag erhal¬ 
ten, der vollkommen einseitig den In¬ 
teressen des privaten Betreibers Rhön 
AG entspricht. Das Land hat zwar noch 
fünf Prozent Anteil am Klinikum, aber 
keinen Sitz im Aufsichtsrat, keinen Ein¬ 
fluss auf Personal- und Geschäftspoli¬ 
tik und auch sonst keine Möglichkeit 
einzugreifen. 

Außer einem Verzicht auf betriebsbe¬ 
dingte Kündigungen für wenige Jahre 
hat die Rhön AG nur nicht einklagba¬ 
re Versprechungen gemacht. Statt die 
Forschung zu fördern, sind die Ärzte 
so belastet, dass sie dafür kaum noch 
Zeit haben - obwohl das Land 20 Pro¬ 
zent der Arztstellen für Forschung und 
Lehre bezahlt. Aus der versprochenen 
neuartigen Strahlentherapie (Partikel¬ 
therapie) in Marburg wurde nichts. Die 
Rhön AG kann davon keine Gewinne 
erwarten. 

Der damalige Ministerpräsident Koch, 
sein Finanzminister Weimar und alle 
sonstigen Komplizen, die die Klini¬ 
ken für weniger als zehn Prozent ihres 


Wertes verschleudert haben, gehören 
eigentlich wegen Veruntreuung von 
Staatseigentum vor Gericht. Am Ran¬ 
de der Veranstaltung demonstrier¬ 
ten Mitglieder des Betriebsrates und 
Beschäftigte gegen Stellenkürzungen 
und forderten einen Rückkauf des Kli¬ 
nikums. Auch die Hörer der Sendung, 
die sich während der Übertragung 
beim Sender per Telefon oder e-Mail 
meldeten, forderten allesamt, dass Ge¬ 
sundheit nicht zur Ware werden darf 
und verurteilten die Privatisierung. Wie 
Recht sie haben, zeigt die neuere Ent¬ 
wicklung. Jetzt wurde bekannt, dass die 
Geschäftsführung des Klinikums durch 
Änderung der Schichtpläne 50 volle 
Stellen in der Pflege einsparen will. Die 
dringend notwendigen Überlappungs¬ 
zeiten beim Schichtwechsel sollen ver¬ 
kürzt werden. Das ist eine Maßnahme 
zur Gewinnsteigerung, die eindeutig 
sowohl Patienten und Personal belas¬ 
tet. Schluss mit den Stelleneinsparun¬ 
gen - Schluss mit dem Profitsystem im 
Gesundheitswesen. Gernot Linhart 

(Aus „Gießener Echo, Zeitung der DKP Gießen, 
August 2012) 
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Hermes-Bürgschaften für den AKW-Bau in aller Welt 

Deutsche Kreditausfallversicherungen sichern Profite der europäischen Atommafia 


W as haben die folgenden Län¬ 
der gemeinsam: Rumänien, 
Tschechien, Ukraine, Indi¬ 
en, Großbritannien, Finnland, China 
und Brasilien? 

In all diesen Ländern sollen in den 
kommenden Jahren Atomkraftwerke 
mit Hilfe von Bürgschaften des deut¬ 
schen Staates entstehen. Nachdem 
die Massenproteste des letzten Jahres 
zumindest einen wachsweichen, wei¬ 
terhin gefährdeten Ausstieg aus der 
Atomenergie im Inland durchsetzen 
konnten, sucht die Atommafia nun den 
Höchstprofit im Ausland. Und damit 
dies mal wieder ohne zu großes Risi¬ 
ko für das eingesetzte Kapital über die 
Bühne gehen kann, setzen die geübten 
Verlustsozialisierer hierfür ein langjäh¬ 
rig erprobtes probates Mittel ein: die 
Hermes-Bürgschaften. 

Zwischen Oktober 2009 und August 
2010 wurden entsprechende Zusagen 
für Lieferungen zu zehn Atomanlagen, 
in China, Frankreich, Japan, Südkorea, 
Litauen, Russland und Slowenien be¬ 
willigt. 

Die Steuerzahler hierzulande sollen 
also - vergleichbar mit den fortwäh¬ 
renden Bankenrettungen - für Verlus¬ 
te gerade stehen, die deutsche Konzer¬ 
ne weltweit bei Geschäften mit einer 
Technologie machen, die sie bei uns 
nicht mehr durchsetzen können. Und 
darüber hinaus: Die ins Auge gefass¬ 
ten AKW-Standorte sind teilweise mit 
gravierenden Zusatzrisiken behaftet, 
die an die japanischen Verbrechen von 
Tepco erinnern. So zitierte der „Spie¬ 
gel“ im Frühjahr dieses Jahres aus ei¬ 
nem Gutachten zum Kraftwerk Angra 
III folgendes: „Wir haben das Potenti¬ 
al einer Katastrophe, die sogar Fuku- 
shima übertreffen könnte.“ Das Atom¬ 
kraftwerk sei aufgrund seiner Lage 
zwischen Meer und Steilhängen einem 
Tsunami oder einem Erdrutsch prak¬ 
tisch schutzlos ausgeliefert. Die Be¬ 
völkerung könne lediglich über eine 
Küstenstraße evakuiert werden. Ang¬ 
ra entspräche laut der Studie nicht ein¬ 
mal mehr den Kriterien, die der brasi¬ 


lianische Atomkonzern Eletronuclear 
„derzeit benutzt, um geeignete Orte für 
zukünftige Atomkraftwerke zu identi¬ 
fizieren“. Zudem ist Angra nach Aussa¬ 
gen anderer Experten weder vor Erd¬ 
rutschen noch gegen Flugzeugabstürze 


ausreichend gesichert. Die seit Fuku- 
shima berüchtigten Abklingbecken für 
alte Brennstäbe sind nur 50 Meter vom 
Meer entfernt. Und zu allem Überfluss 
soll das AKW auch noch mit veralteter 
Technologie gebaut werden. Die Ein¬ 
zelteile für Angra III liegen zu großen 
Teilen bereits seit 25 Jahren bereit. Dies 
entspräche dem Standard des deut¬ 
schen AKWs Grafenrheinfeld, dessen 
Bau 1974 begann. Bei diesem Projekt 
ist auf deutscher Seite die Siemens AG 
beteiligt; federführend ist der französi¬ 
sche Atomkonzern Areva, die Speer¬ 
spitze der Atommafia in Europa. 
Angesichts so viel ungewollter Publi¬ 
city bekam selbst das Rösler-Ministe- 
rium kalte Füße und verschob die Zu¬ 


sicherung der Bürgschaft in Höhe von 
1,3 Milliarden Euro letzte Woche nun 
zum dritten Mal hintereinander. Chico 
Whitaker, Mitgründer des Weltsozialfo¬ 
rums und Träger des Alternativen No¬ 
belpreises aus Brasilien, forderte jüngst 


den endgültigen Stopp der Bürgschaft: 
„Atomkraft ist nicht gut für die Deut¬ 
schen, aber gut genug für Brasilianer?“, 
so fragte er zu Recht und fordert die 
Solidarität der deutschen Bevölkerung 
mit den Aktivisten in seinem Land. 
Nach einem Bericht der „Frankfurter 
Rundschau“ vom 16.08.12 forderten 
kürzlich eine lange Reihe aus 51 Preis¬ 
trägern des Alternativen Nobelpreises 
und Mitgliedern des Weltzukunftsra¬ 
tes in einem Brief an die Bundesregie¬ 
rung, endlich die zugesagte Bürgschaft 
für den brasilianischen Alt-Reaktor zu¬ 
rückzuziehen, 

Anfang August 2012 überreichte cam- 
pact.de Entwicklungshilfeminister 
Niebel in Heidelberg 134.000 Unter¬ 


schriften gegen eine Exportbürgschaft 
für den Bau des brasilianischen AKWs. 
Der Areva-Konzern ist auch Vertrags¬ 
partner zum Bau des weltweit größten 
Kernkraftwerks im Westen Indiens, zu 
dem deutsche Zulieferer ebenfalls Her¬ 
mes-Bürgschaften in An¬ 
spruch nehmen wollen. 
In Jaitapur im indischen 
Bundesstaat Maharash- 
tra winkt das absolute 
Megageschäft, denn für 
umgerechnet 16,43 Mrd. 
Euro sollen dort sieben 
Blöcke mit je 1600 MW 
entstehen. Das AKW 
soll in einem Erdbeben¬ 
gebiet mittleren Risikos 
gebaut werden, allein 
von 1985 bis 2005 wur¬ 
den dort an die 100 Be¬ 
ben registriert. Durch die 
exponierte Lage am Indi¬ 
schen Ozean besteht eine 
bedeutende Gefährdung 
durch Tsunamis. Zudem 
hat Indien den Atom¬ 
waffensperrvertrag nicht 
unterschrieben. Der Bau 
wird gegen massive Pro¬ 
teste der Menschen in 
der Region, mit zahlrei¬ 
chen Enteignungen und 
der Kriminalisierung 
des Widerstands durchgesetzt. Bei ei¬ 
ner Demonstration gegen den Kraft¬ 
werksbau wurde ein Demonstrant er¬ 
schossen. 

Die deutsche Exportwalze wird seit 
Amtsantritt von Schwarz-Gelb in be¬ 
sonderer Weise geschmiert. Gerade 
die Wirtschaftsliberalen vertrauen in 
Sachen Export im Zweifel lieber auf 
die staatlich abgesicherten Geschäfte 
statt auf den Markt. In altbekannter 
staatsmonopolistischer Manier beton¬ 
te Guido Westerwelle bei seiner Bra¬ 
silien-Reise laut FR kurz nach Amts¬ 
antritt mehrfach, Schwarz-Gelb wer¬ 
de „Außenwirtschaftsförderung nicht 
mehr mit spitzen Fingern anfassen“. 
Folgerichtig wurde eine Klausel im Au¬ 


ßenwirtschaftsrecht gestrichen, mit der 
Rot-Grün Bürgschaften für Atomkraft¬ 
werke ausschloss. 

So liegen laut einer noch unveröffent¬ 
lichten Antwort auf eine Anfrage der 
Grünen im Bundestag sieben neue An¬ 
träge vor, um Kredite privater Banken 
auch für den AKW-Bau im Ausland mit 
deutschem Steuergeld abzusichern. 

An der Tatsache, dass Hermes-Bürg¬ 
schaften immer öfter für europäische 
Konsortial-Projekte wie Agra oder Jai¬ 
tapur beantragt werden, wird deutlich, 
dass staatsmonopolistischer Kapita¬ 
lismus längst europaweit funktioniert. 
Internationale Großprojekte werden 
sowohl durch die EU als auch durch 
nationale Töpfe subventioniert. Die 
staatliche Förderung der deutschen 
Exportwalze dient so auch der Profit¬ 
maximierung europäischer Konzernzu¬ 
sammenschlüsse. 

Thomas Hagenhofer 


Hermesdeckungen 

sind die umgangssprachliche Be¬ 
zeichnung für die Exportkredit¬ 
garantien der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die staatliche Exportkreditver¬ 
sicherung ist ein bedeutender 
Bestandteil der deutschen Au¬ 
ßenwirtschaftsförderung. Ex¬ 
portkreditgarantien schützen die 
deutschen Unternehmen vor Ver¬ 
lusten durch ausbleibende Zah¬ 
lungen ihrer ausländischen Ge¬ 
schäftspartner: Zahlt derausländi- 
sche Abnehmer nicht, springt der 
deutsche Staat ein. (...) Für die Ab¬ 
sicherung von Exportgeschäften 
waren 2010 bis zu 120 Mrd. einge¬ 
plant. Im Rahmen der Hermesde¬ 
ckungen hat die Bundesregierung 
im Jahr 2011 die Deckung für Auf¬ 
tragswerte in Höhe von 29,8 Mrd. 
übernommen - dies entspricht 
rund 3,4% des deutschen Gesamt¬ 
exports. (Quelle: Wikipedia) 



Krach schwelt unter Adenauers Enkeln 

Die Glücksfee, ihre Strelitzen und ihre Widerspenstigen 



D ie CDU scheint diesmal gut über 
den Sommer zu kommen. Eini¬ 
germaßen strikt wurden Appelle 
aus dem Adenauer-Haus an die CDU- 
Frauen und -Mannen befolgt, in Abwe¬ 
senheit der Parteivorsitzenden nicht in 
jedes hingehaltene Mikrofon zu quat¬ 
schen. Doch am Tag, als die Chefin und 
Kanzlerin zurückkam, standen auch 
Dauer-Nörgler Schlarmann und ande¬ 
re bereit, um kräftig auszuteilen. „Frau 
Merkel, willkommen daheim? über¬ 
schrieb die „Frankfurter Rundschau“ 
die Kritik an Merkel. 

Dass es in der CDU am Rumoren ist, 
pfeifen ja die Spatzen von den Dä¬ 
chern. Nach einigen für die „Volkspar¬ 
tei“ mickrigen Wahlergebnissen und 
dem Verlust der Regierungsmehrhei¬ 
ten in Nordrhein-Westfalen, Baden- 
Württemberg und Schleswig-Holstein 
schrillen längst die Alarmglocken in 
der Union. Zumal es jetzt in die Vor¬ 
bereitung des Bundestagswahlkamp¬ 


fes im Herbst 2013 geht. Seit langem 
kritisieren die Merkel-Kritiker, dass ei¬ 
nerseits die Kanzlerin immer noch ho¬ 
hes Ansehen bei den Wählerinnen und 
Wählern genießt und andererseits für 
die Prozente der Partei davon nichts rü¬ 
berkomme. So sehen die Widerspensti¬ 
gen die Probleme der CDU im politisch 
„beliebigen“ Kurs und im Führungsstil 
von Frau Merkel. 

Alles, was Frau Merkel gegenwärtig tut, 
so schlussfolgerte der Bonner Politik¬ 
professor Langguth nach der „Atom¬ 
wende“ der CDU, sei darauf ausgerich¬ 
tet, die Wahlen 2013 zu gewinnen. Und 
was CDU-Querdenker Geisler als für 
die CDU segensreiche Entscheidungen 
ansieht, sehen die Vertreter eines eher 
rechtskonservativen Leitbildes als Ver¬ 
rat an den Idealen der CDU und als al¬ 
lergrößte Fehlentscheidungen seit der 
CDU-Gründung - sie nennen die Wen¬ 
de in der Atompolitik, die Abschaffung 
der Wehrpflicht, die Familienpolitik und 


andere Bereiche. Sie fühlen sich in der 
CDU nicht mehr zu Hause. Die Enttäu¬ 
schung über eine „falsche Weichenstel¬ 
lung“ - so äußerte erst jüngst der CDU- 
Landtagsfraktionsvorsitzende, Flath, in 
Sachsen erneut -, der treibe konserva¬ 
tive Wählerschichten mehr und mehr 
in die Wahlverweigerung. Obwohl die 
CDU sich erst 2008 ein neues „zeitge¬ 
mäßes“ Grundsatzprogramm erarbeitet 
und ihre Grundwerte festgeschrieben 
hat, müsse sich die Union, so Flath, wie¬ 
der auf ihre Grundwerte besinnen. Hat 
er neue Grundwerte ersonnen? Die 
CDU, so Flath, befinde sich seit einiger 
Zeit in einem „Modernisierungswahn“, 
dem aber noch nicht alle Mitglieder 
der Partei verfallen seien. Notwendig 
sei eine Energiewende mit Augenmaß 
und „mehr Leistungsgerechtigkeit zwi¬ 
schen Familien und Kinderlosen“. Flath 
befürchtet gar, wenn Merkel so weiter 
mache, die Gefahr einer Parteispaltung 
oder die Neugründung einer konserva¬ 
tiven Partei. 

Auch andere, wie der CDU-Fraktions- 
vorsitzende im hessischen Landtag, 
Wagner, mokieren sich seit längerem 
über Merkels Realpolitik. Er hat 30 bis 
40 verschiedene gleichgesinnte und 
„besorgte“ Politiker aus dem Bund und 
den Ländern, wie etwa die berüchtigte 
Vertriebenenpolitikerin Steinbach und 
den Innenpolitiker Bosbach, in einem 
„Berliner Kreis“ versammelt, um für 
ein „konservativeres Profil“ der CDU 
mobil zu machen. Ursprünglich sollte 
in dieser Woche von dieser Gruppe ein 
„Berliner Manifest“ veröffentlicht wer¬ 
den, aber die Ferienzeit, um einen Kon¬ 
sens zu erzielen, reichte nicht aus. Ihr 
Dilemma: So übereinstimmend diese 


„Konservativen“ in der Kritik an Poli¬ 
tik und Führungsstil der Parteivorsit¬ 
zenden auch sind - konkrete Vorstel¬ 
lungen, wie denn der CDU gegenwärtig 
erfolgreiche Wahlergebnisse erreichen 
kann, äußerten sie bisher nicht. So be¬ 
fand dieser Tage Präsidiumsmitglied 
Missfelder, „Sammelbecken für Kon¬ 
servative sind momentan nicht nötig, 
da wir alle Strömungen innerhalb der 
Union wirkungsvoll mit Themen und 
Personen in den Gremien abbilden“. 
Doch da kam Schlarmann, der seit 
dem schlechten Wahlergebnis 2009 
gegen den „Zick-Zack-Kurs“ Merkels 
zu Felde zieht. Schlarmann ist nicht ir¬ 
gendwer in der CDU. Er ist Vorsitzen¬ 
der der Mittelstands- und Wirtschafts¬ 
vereinigung der CDU/CSU. Darin sind 
fast 28000 organisiert. Mit etwa 140 
Bundestagsabgeordneten stellen sie 
die größte Gruppe in der Fraktion. In 
Interviews mit der Leipziger Volkszei¬ 
tung und der Süddeutschen Zeitung 
stellte dieser Schlarmann nun fest, 
dass in der CDU ein zentralistisches 
System herrsche. Er erläuterte, dass 
der Partei der Kurs von Merkel „auf¬ 
oktroyiert“ werde. Noch schlimmer: In 
der CDU gehe „es zu wie am Zaren¬ 
hof, auch Merkel hat ihre Strelitzen“. 
Strelitzen waren die Palastgarde Iwans 
des Schrecklichen. „Die Macht in der 
CDU von heute liegt nicht im Adenau¬ 
er-Haus oder bei den Parteitagen, son¬ 
dern allein im Kanzleramt.“ Karriere, so 
Schlarmann, mache nur noch derjenige, 
der auf Merkels Linie liege. Die Strelit¬ 
zen Merkels seien laut Scharmann drei 
Männer: „Kanzleramtsminister Ronald 
Pofalla hat die Aufgabe, die Ministeri¬ 
en auf Linie zu bringen. Volker Kauder 
muss die Fraktion auf Kurs halten. Und 
Generalsekretär Hermann Gröhe hat 
den Regierungskurs in der CDU durch¬ 
zusetzen.“ Dadurch lasse Merkel „die 


Partei inhaltlich und personell leerlau¬ 
fen“. 

Schlarmann äußert „erhebliche Zwei¬ 
fel“ daran, dass die Union mit Merkel 
an der Spitze bei Wahlen noch genü¬ 
gend Stimmen erhielte. Sie betreibe 
Politik mit dem Rechenschieber. Es 
gebe keine Grundsatzdebatten, weil 
alles „alternativlos“ angeboten werde. 
Merkel versuche mit einem „Wohlfühl¬ 
programm“ auf dem Parteitag im De¬ 
zember die Kritiker ruhigzustellen. Die 
Kanzlerin habe, „keinen klaren Kurs“, 
sondern fahre „nur auf Sicht“. Das gel¬ 
te nicht nur für den Kurs bei der Euro¬ 
rettung und der Energiewende. Ziele 
würden „je nach Praktikabilität ausge¬ 
tauscht“. In der Wirtschaftspolitik gebe 
es deshalb „eine Erosion all dessen, 
für das die CDU einmal stand“. Und in 
der Sozialpolitik habe „sich vormund¬ 
schaftliches Denken durchgesetzt, 
dieses paternalistische Denken kann 
man besonders gut bei Ursula von der 
Leyen sehen“. Zudem habe die CDU- 
Spitze entschieden, „dass man der FDP 
in dieser Koalitionsregierung keinen 
Stich mehr lassen will. Seitdem lässt 
man die FDP auflaufen.“ 

Harter Tobak eines Widerspenstigen 
aus der rechten Ecke. Während die 
Strelitzen Pofalla, Kauder und Gröhe 
in diesem Moment noch schwiegen, jet¬ 
tete die CDU-Glücksfee nach Kanada. 
Die Kritik an ihrer Politik und an ihrem 
Führungsstil wird sie auf dem bevorste¬ 
henden CDU-Parteitag aussitzen müs¬ 
sen. Da tut der Bundestagsabgeord¬ 
nete Bosbach, der als Merkel-Kritiker 
ebenfalls im „Berliner Kreis“ mitarbei¬ 
tet, schon mal kund, dass trotz alledem 
Merkel „mit Blick auf die bevorstehen¬ 
den Wahlen das Beste sei, was uns pas¬ 
sieren kann“. 

RolfPriemer 
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Die Anti-Antifa-Todesliste „Einblick“ 
wies dem NSU den Weg 

Doch die Behörden wollten die Warnung nicht ernst nehmen 


D as Grundmuster des Nazi-Ter¬ 
rors, über den seit Bekanntwer¬ 
den des Zwickauer Trios na¬ 
mens „Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund“ Anfang November 2011 das 
Erschrecken groß ist, wird bereits in 
der Schwarzen Liste „Einblick“ von 
führenden Neonazis erkennbar. Die 
Neonazigruppen, denen vom Bundes¬ 
verfassungsgericht das demonstrative 
Propagieren ihrer lediglich als „miss¬ 
liebige Meinung“ eingestuften Ideolo¬ 
gie zugestanden wurde, haben in der 
Todesliste „Einblick“ zur allgemeinen 
Lynchjustiz und zur „endgültigen Aus¬ 
schaltung der politischen Gegner“ auf¬ 
gerufen. Sie ist 1993 erschienen und 
wurde vom Staats- und Verfassungs¬ 
schutz als Ausdruck des „Hochschau- 
kelns von rechten und linken Extremis¬ 
ten“ verharmlost. Und diese Verharm¬ 
losung ündet sich auch heute wieder, 
obwohl sich sogar die Kanzlerin für 
den NSU-Terror und seine Verkennung 
entschuldigte. Man geht wieder zur Ta¬ 
gesordnung über. 

Es sei an Meldungen wie die folgen¬ 
de aus der „Westfälischen Rundschau“ 
vom Dienstag 13. Juni 1995 erinnert. 
Unter der Überschrift „Neonazis: Un¬ 
auffällig bei Polizei und Bundeswehr 
einsickern“ wird ein Eindruck vermit¬ 
telt, wie es zu all dem kommen konnte, 
was uns heute alarmiert: 

„Erfurt, (dpa) Einsickern in andere 
Organisationen und gezielte Anschlä¬ 
ge sind nach Einschätzung von Verfas¬ 
sungsschützern jetzt Ziele der Neona¬ 
zis. Das Thüringer Landesamt für Ver¬ 
fassungsschutz hat mit einem internen 
Rundbrief bei Bund und Ländern 
Alarm geschlagen. Das Erfurter Amt 
zitiert ein Strategiepapier aus dem von 
Rechtsextremen betriebenen Compu¬ 
ternetzwerk ,THULE 4 . Darin empfeh¬ 
len Radikale eine grundsätzliche Ver¬ 
haltensä nderung 4 . Neue Aktivisten 
dürften nicht mehr durch politische 
Äußerungen, Haarschnitt oder Klei¬ 
dung erkennbar sein, um legal arbeiten 
zu können. Sie sollten jede Zuordnung 
zum nationalen Spektrum 4 unmöglich 
machen. Junge Kameraden, die vor 
der Berufswahl stehen, unbelastet, in¬ 
telligent und sportlich sind, sollten eine 
Ausbildung bei Bundeswehr und Poli¬ 
zei in Erwägung ziehen, mit dem Ziel, 
sich in besonders qualiüzierten Spezi¬ 
aleinheiten das nötige Wissen und Kön¬ 
nen anzueignen 4 , schreiben die Extre¬ 
misten. 

Anschläge wie in Mölln hätten den 
Zielen nur geschadet, so die Rechtsra¬ 
dikalen. (...) In Thüringen wurde be¬ 
reits ein Polizist bei Übungen mit der 
inzwischen verbotenen Wiking-Jugend 


gefasst, wie in Erfurt bekannt wurde. 
Auch die Bundeswehr ist leichtes Ziel, 
nachdem das Sicherheitsüberprüfungs¬ 
gesetz die Kontrollmöglichkeit bei der 
Einstellung von Zeitsoldaten deutlich 
eingeschränkt hat 44 

Erinnert sei ferner an eine weitere alte 
Meldung aus der „Westfälischen Rund¬ 
schau“ vom Freitag, 10. Dezember 
1993. Überschrift: „Nazi-Anschlagliste 
entstand unter den Augen der Polizei.“ 


Der Text lautete: „Frankfurt, (rtr) 
Nicht nur die angesprochenen deut¬ 
schen Kameraden 4 wählten gerne die 
Nummer des von Neonazis betriebe¬ 
nen Nationalen Infotelefons 4 , um sich 
neueste Informationen über Neonazi- 
Aktivitäten zu holen. Auch für Verfas¬ 
sungsschutz, Polizei und antifaschisti¬ 
sche Gruppen war der Anrufbeantwor¬ 
ter über lange Zeit eine erste Adresse. 
Auch Journalisten erhielten im rhein¬ 
land-pfälzischen Innenministerium 
schon mal den Tip, dort anzurufen, 


wenn sie Informationen über rechte 
Aktionen begehrten. 

Dort konnten sich Anrufer über Kon¬ 
zerttermine von ,national gesinnten 4 
Skinheadbands informieren oder - so 
am 7. Juni - Aufrufen zum Sammeln 
von Daten über Personen aus dem lin¬ 
ken Spektrum lauschen: ,Für die Erstel¬ 
lung einer Anti-Antifa-Broschüre im 
Rhein-Main-Gebiet werden alle Kame¬ 
raden aus dieser Region gebeten, die 
Informationen über Zecken besitzen, 
diese der Anti- 
Antifa Mainz 
zukommen zu 
lassen. 4 Mit Ze¬ 
cken bezeich¬ 
nen Neonazis 
ihre Gegner. 

Auch bei die¬ 
sem Aufruf zum 
Sammeln von 
Autonummern, 
Fotos und Ad¬ 
ressen misslie¬ 
biger Personen 
lauschte der 
Staatsschutz 
mit, wie Ober¬ 
staatsanwalt 
Norbert Weise 
bestätigte. (...) 
Weil die Ansa¬ 
gen ,im Kampf¬ 
stil der NS¬ 
DAP 4 (Weise) 
für den Staats¬ 
schutz nichts 
Unbekanntes 
waren, wundern 
sich Betroffe¬ 
ne jetzt über 
das große Stau¬ 
nen eben dieser 
Behörden nach 
der publizier¬ 
ten Anschlaglis- 
te ,Einblick 4 , die 
via Dänemark in 
deutsche Neona¬ 
zikreise gelangte. 

,Dass Neonazis 
jetzt eine erste systematische Anschlag- 
liste zur Verfügung haben, darf nie¬ 
manden wundern, der das Infotelefon 
je gehört hat 4 , sagt ein Antifaschist, der 
selbst im ,Einblick 4 genannt wird: ,Das 
Staunen über die Todesliste verwischt 
die Tatsache, dass diese eben nicht ge¬ 
heimnisvoll aus dem Dunkel kam, son¬ 
dern das Ergebnis langer Propaganda 
unter den Augen der Polizei ist... 

Und schließlich diese Meldung 17 Jah¬ 
re und rund 150 Morde der Nazis spä¬ 
ter: Aus „Welt online“ vom 16. August 
2012: „Systematische Verharmlosung 


auch noch nach den NSU-Morden“. Es 
heißt darin: „Die Amadeu-Antonio- 
Stiftung wirft den deutschen Sicher¬ 
heitsorganen eine systematische Ver¬ 
harmlosung 4 rechter Gewalttaten vor. 
Allzu häuüg werde Rassismus als Tat¬ 
motiv gänzlich ausgeblendet, kritisier¬ 
te die Vorsitzende Anetta Kahane bei 
der Vorstellung des Reports ,Kartell 
der Verharmloset. 

Die Stiftung widmet sich seit 15 Jahren 
dem Kampf gegen rechts. In der Studie 
werden Fälle vermeintlich staatlichen 
Versagens bei rassistischen Übergriffen 
in acht Bundesländern aufgezeigt. Trotz 
Bekanntwerdens der NSU-Mordserie 
habe sich am unzulänglichen Verhalten 
der zuständigen Behörden nichts geän¬ 
dert, kritisierte Kahane. Rechte Gewalt 
werde regelmäßig bagatellisiert, die 
Gefährlichkeit der Täter negiert. ,Die 
ganze Bundesregierung ist hier mit ei¬ 
nem konzeptionellen und vernetzten 
Handeln und mit einem Fokus auf die 
Perspektive potenzieller Opfer von 
rechter Gewalt gefragt 4 , forderte sie. 

Studienautorin Marion Kraske sagte, 
in vielen Städten herrsche eine Kultur 
des Wegschauens. Wer das Nazi-Prob¬ 
lem offen anspreche, treffe auf Abwehr, 
werde gar als Nestbeschmutzer 4 diffa¬ 
miert“ 

Fazit: Es gibt keinen grundsätzlichen 
Wandel in den letzten 20 Jahren - und 
auch nicht seit dem November 2010 
und der NSU-Enttarnung. In Dort¬ 
mund dürfen die Neonazis am 1. Sep¬ 
tember wieder marschieren, obgleich 
hier einer der NSU-Morde geschah 
und die größte westdeutsche Nazisze¬ 
ne den Terroristen offensichtlich sehr 
nahestand. Der Marsch der Nazis wur¬ 
de nur aus dem Stadtteil, in dem einer 
der zehn NSU-Morde im Jahr 2006 an 
Mehmet Kubasik verübt wurde, in zwei 
Vororte verlegt - in die Nähe des Bau¬ 
platzes einer Moschee und eines Asyl¬ 
bewerberheimes. Und schließlich ist 
noch gar nicht absehbar, wie sehr der 
Thule-Auf ruf wirkte, als Nazis in die 
Polizei und Bundeswehr einzudringen. 
Unzählige V-Leute in den Sicherheits¬ 
behörden belegen, dass dieser Kurs er¬ 
folgreich war. V-Leute sind Faschisten 
mit V geschrieben. Es ist damit zu rech¬ 
nen, dass mehr Nazis in die Sicherheits¬ 
behörden und in die Bundeswehr ein¬ 
gedrungen sind, als derzeit vorstellbar. 
Und dass sie es sind, die für die Erfolg¬ 
losigkeit des staatlichen Handelns ge¬ 
gen rechts sorgen. 

Ulrich Sander 


Das Verbrechen 
„kam nicht aus 
heiterem Himmel“ 

Zweiter Prozess im 
Nazibrandanschlag von Winterbach 

Der hinterhältige rassistische Brandan¬ 
schlag von Neonazis auf Migranten im 
April 2011, bei dem nur in allerletzter 
Sekunde mehrere türkisch- und italie- 
nischstämmige Mitbürger dem Feuer¬ 
tod entkamen (die UZ berichtete darü¬ 
ber), geht in die zweite Runde. Im März 
dieses Jahres verurteilte das Stuttgarter 
Landgericht zwei der Naziangreifer zu 
geringen Haftstrafen von zwei Jahren 
und fünf Monaten. 

Der Vorsitzende Richter Holzhausen 
beim Stuttgarter Landgericht erklärte 
damals bei der Urteilsverkündung: Das 
Gericht sei an seine Grenzen gesto¬ 
ßen, weil Angeklagte wie Zeugen, die 
am Brandanschlag und der Hetzjagd 
beteiligt waren, „gemauert, verschlei¬ 
ert und gelogen (haben), dass sich die 
Balken bogen.“ Hinzu seien „Pannen 
bei den polizeilichen Ermittlungen“ 
gekommen. Ob dies „Pannen“, Fehler, 
Versäumnisse, Versagen von Einzelper¬ 
sonen und staatlichen Behörden sind 
oder ob System dahinter stecke, wie 
bei den NSU-Morden, war nicht Ge¬ 
genstand der Verhandlung. 

Der Richter verwies darauf, dass die 
zuständige Polizei präventiver hätte ar¬ 
beiten müssen, denn Ort und Zeitpunkt 
des neofaschistischen Verbrechens sei¬ 
en bekannt gewesen. Die Rechten müs¬ 
sen wissen dass sie unter Kontrolle ste¬ 
hen. 

Das Bündnis Rems-Murr nazifrei, dem 
neben anderen der DGB, die DKP, 
die VVN angehören stellt dazu fest: 
„Dieser Vorfall kam nicht aus heite¬ 
rem Himmel. Seit Jahren gibt es eine 
gewalttätige Entwicklung im Bereich 
der faschistischen Szene und eine Dul¬ 
dung von Neonaziveranstaltungen im 
Rems-Murr-Kreis.“ So wurde das Statt¬ 
finden von zwei Landesparteitagen der 
NPD und ein Bundeskongress der JN 
in Korb, einer Nachbargemeinde von 
Winterbach, vom damaligen Innenmi¬ 
nister Resch (CDU), dem zuständigen 
Landrat, der Polizei und dem Bürger¬ 
meister von Korb völlig geheim gehal¬ 
ten und damit der notwendige demo¬ 
kratische Protest verhindert. „Die Un¬ 
tätigkeit der Polizei vor dem rechten 
Gewaltausbruch in Winterbach“ so das 
Bündnis weiter „ist Teil einer weitrei¬ 
chenden Verharmlosung rechter Akti¬ 
vitäten ..., die beinahe den Tod mehre¬ 
rer Menschen zur Folge gehabt hätten 44 

Nun steht der Prozess gegen 12 weiter 
Beteiligte an. In 31 angesetzten Pro¬ 
zesstagen sollen die Hintergründe und 
der Ablauf der menschenverachtenden 
Hetzjagd juristisch erörtert werden. 

Es bleibt zu hoffen, dass nicht wieder 
der mehrfache faschistische Mordver¬ 
such im Gewirr von Täterlügen und 
Verhalten der Polizei ein weiteres Mal 
unaufgeklärt bleibt. Notwendig ist, dass 
dieses brutale Vorgehen ohne Wenn 
und Aber aufgeklärt wird. Notwendig 
ist, dass die Täter die entsprechende 
Strafe für Brandstiftung und versuch¬ 
ten Mord erhalten. 

Ganz gleich aber, was dabei heraus¬ 
kommt, entscheidend ist, dass sich An¬ 
tifaschistinnen gemeinsam und aus den 
unterschiedlichsten Beweggründen 
den Faschisten überall in den Weg stel¬ 
len. Den Stiefelfaschisten, ebenso wie 
ihren Hintermännern und Ideologen. 

Entscheidend ist, die Aufklärung über 
faschistische Ursachen und deren Ver¬ 
brechen. „Die Abwehr der braunen 
Umtriebe hegt letztendlich in unse¬ 
rer Hand“, schlussfolgert das Bündnis 
Rems-Murr nazifrei. Um dies zu ver¬ 
deutlichen und die Opfer der faschisti¬ 
schen Gewalttaten zu unterstützen ruft 
das Bündnis zum Auftakt des Prozesses 
am 29. August zu einer Kundgebung 
vor dem Stuttgarter Landgericht und 
der kritischen Prozessbegleitung auf. 

Dieter Keller 
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Dank aus Palästina 

Ein herzlicher Dank erreichte die 
DKP von den Genossinnen und 
Genossen der Palästinensischen 
Volkspartei (PPP). Nach der Rund¬ 
reise eines Vertreters der PPP 
durch Deutschland im April hatte 
die DKP der Partei 2 000 Euro ge¬ 
spendet. 

Die PPP hat das Geld für Organi¬ 
sation und Durchführung ihres all¬ 
jährlichen Festivals in dem Dorf 
Farka verwendet. Das diesjährige 
Festival war geprägt durch die große 
Teilnahme internationaler kommu¬ 
nistischer Parteien und Unterstüt¬ 
zer aus Spanien und Zypern sowie 
von Palästina-Solidaritätsgruppen 
aus Frankreich und Großbritanni¬ 
en. In dem Brief wird die Hoffnung 
geäußert, dass beim 20. Farkha-Fes- 
tival im kommenden Jahr auch eine 
DKP-Delegation unter den Gästen 
sein wird 


Israels Kriegspläne 

Israelische Kriegspläne gegen den Iran 
sind offenbar weiter gediehen als bis¬ 
lang bekannt: Nach Einschätzung des 
scheidenden Zivilschutzministers Ma- 
tan Vilnai ist das Land besser als jemals 
zuvor für einen solchen Krieg gerüstet. 
Dennoch müsse sich das Land im Falle 
einer militärischen Auseinandersetzung 
auf zahlreiche Tote einstellen, sagte Vil¬ 
nai in einem am 15. August veröffent¬ 
lichten Interview der Zeitung „Maariv“. 
Die Armee sei darauf vorbereitet, an 
mehreren Fronten Krieg zu führen. Die 
Regierung rechne damit, dass bei einem 
israelischen Angriff auf die iranischen 
Atomanlagen die Kämpfe rund einen 
Monat dauern dürften. Täglich würden 
Hunderte Raketen in Israel einschla- 
gen und etwa 500 Menschen ums Leben 
kommen, sagte Vilnai. Die Äußerungen 
des Ministers waren die bislang explizi¬ 
testen zu den Planungen der Regierung 
für den Konfliktfall. 

„Wie die Bürger Japans sich damit ab- 
finden müssen, dass es dort Erdbeben 
geben kann, so müssen die israelischen 
Bürger verstehen, dass sie mit Raketen 
an der Heimatfront rechnen müssen“, 
sagte Vilnai. „Das ist nicht angenehm, 
aber es müssen Entscheidungen getrof¬ 
fen werden und wir müssen vorbereitet 
sein.“ 

Gegen den drohenden Krieg finden in Is¬ 
rael derzeit täglich Friedensdemonstra¬ 
tionen statt. Vor allem die Residenz von 
Kriegsminister Ehud Barak in Tel Aviv 
ist das Ziel von allabendlichen Kundge¬ 
bungen des Linksbündnisses Chadash. 

Wellenreiter küsst Wellen 

Das US-Militär hatte sie schon als neue 
Wunderwaffe gepriesen, die Boeing X- 
51A, genannt Waverider (Wellenreiter) - 
ein unbemanntes Raketenflugzeug mit 
Staustahltriebwerk, das Geschwindigkei¬ 
ten von über Mach 6 - also Hyperschall 
bzw. über 6 000 Kilometern pro Stun¬ 
de - erreichen soll. Mit einem Flugkör¬ 
per von dieser Geschwindigkeit wäre es 
möglich jedes Ziel weltweit binnen einer 
Stunde zu treffen. Und im Gegensatz zu 
herkömmlichen Interkontinentalrake¬ 
ten sind sie nicht ohne weiteres auszu¬ 
machen - die perfekte Erstschlagwaffe. 
Zur Erleichterung aller Völker der Erde 
ist auch der dritte Testflug eines Wellen¬ 
reiters gescheitert. Der Start am 15. Au¬ 
gust von dem Träger einer B-52 verlief 
zwar reibungslos, doch geriet der Hyper¬ 
schalljet wegen eines technischen De¬ 
fekts außer Kontrolle und wurde dann 
kontrolliert gesprengt. Auch die ersten 
beiden Testflüge endeten im Wasser - auf 
keinen der drei Testflüge war es bisher 
gelungen das revolutionäre Staustahl¬ 
triebwerk zu aktivieren. 

Laut Hersteller Boeing existiert noch ein 
weiteres Exemplar im Besitz des Penta¬ 
gons, wann der Testflug der letzten X- 
51A stattfindet ist aber noch offen. Für 
den Fall eines erneuten Fehlschlags hat 
das US-Militär allerdings schon eine Al¬ 
ternative parat: Den HTV-2 („Hyperso- 
nic Technology Vehicle“) - ein Hyper¬ 
schall-Gleiter, der per Rakete in den 
erdnahen Weltraum gebracht wird und 
dann mit bis zu 20 000 km/h auf sein Ziel 
zustürzt. Die letzten Testflüge im August 
letzten Jahres wurden als Erfolg gewer¬ 
tet. Da fliegt etwas Gewaltiges auf alle 
Friedensaktivistinnen zu. 


Blutiges Massaker in Südafrika 

... und seine Instrumentalisierung gegen Zuma, ANC und Dreierbündnis 



D as Massaker an streikenden 
Bergarbeitern am 16. August 
im südafrikanischen Platinberg¬ 
werk Lonmin nahe der Stadt Marika¬ 
na, etwa 70 Kilometer nordwestlich 
von Johannesburg, hat weltweit Ent¬ 
setzen und Anteilnahme mit den Op¬ 
fern und ihren Angehörigen ausgelöst. 
Es war wohl der blutigste Polizeieinsatz 
in Südafrika seit dem Ende der Apart¬ 
heid 1994. Inzwischen wurde aber auch 
sichtbar, dass hinter dem Vorfall mehr 
steckt als ein lokaler Sozialkonflikt, der 
in blutige Gewalt eskaliert ist. 

Staatspräsident Zuma hat seine Teil¬ 
nahme am Wirtschaftsgipfel der Staa¬ 
ten des südlichen Afrika in Maputo 
(Mosambik) abgebrochen und sich 
„geschockt und bestürzt“ über die 
„sinnlose Gewalt“ geäußert. „Es gibt 
in unserem demokratischen System ge¬ 
nug Raum, um Streitfragen per Dialog, 
ohne Gesetzesbruch und ohne Gewalt 
zu klären“, sagte er. Er setzte eine Un¬ 
tersuchungskommission ein und ver¬ 
kündete eine Woche nationaler Trauer. 
Der unmittelbare Hergang lässt sich 
nach den derzeit verfügbaren Anga¬ 
ben mit aller Vorsicht etwa so rekon¬ 
struieren: Seit dem 10. August waren 
ca. 3000 der insgesamt 26 000 Beschäf¬ 
tigten des Lonmin-Konzerns, der über¬ 
wiegend in der Hand britischer Kapita¬ 
listen ist, in einen „wilden“ Streik getre¬ 
ten. Als Initiator trat eine erst kürzlich 
vom bisher einheitlichen nationalen 
Gewerkschaftsbund der Minenarbei¬ 
ter (NUM) abgespaltene „Association 
of Mineworkers and Construction Uni¬ 
on“ (Vereinigung von Minenarbeitern 
und Bauleuten - AMCU) auf. Sie for¬ 
derte eine Verdreifachung des Lohns 
von 4000 auf 12 500 Rand (von ca. 400 
auf 1220 Euro). Zur Speerspitze der 
Streikenden gehörten laut den Berich¬ 
ten die „Rock drillers“, also die Berg¬ 
leute, die unter Tage unter schwierigen 
Bedingungen bei großer Hitze in ge¬ 
bückter Stellung das Gestein lockern, 
damit die darin enthaltenen Edelme¬ 
tallvorkommen zutage gefördert wer¬ 
den können. 

Die Lonmin-Direktion lehnte jede Ver¬ 
handlung mit den Streikenden ab. Sie 
verwies auf den mit der NUM abge¬ 
schlossenen Tarifvertrag, dessen Lauf¬ 
zeit noch bis 2013 geht. Die Firmenlei¬ 
tung forderte Polizei an, um arbeitswil¬ 
ligen Beschäftigten den Zugang zu den 
Werksanlagen zu gewährleisten. 

Schon seit Streikbeginn war es wieder¬ 
holt zu gewaltsamen Auseinanderset¬ 
zungen zwischen Streikenden, Arbeits¬ 
willigen, NUM-Gewerkschaftern, die 
den Streik als illegal ablehnten, sowie 
Polizisten gekommen. Schon dabei wa¬ 
ren 10 Menschen getötet worden. Da¬ 
runter zwei Polizisten, die von bewaff- 


Trauer und Zorn 


neten Streikenden mit Buschmessern 
zerstückelt worden sein sollen, zwei 
Sicherheitsleute der Firma und vier 
NUM-Anhänger. Die Firmenleitung, 
die sich zur Einstellung des gesamten 
Betriebs gezwungen sah, weil kein Pla¬ 
tin mehr gefördert wurde, forderte die 
Streikenden am 15. August ultimativ 
auf, am nächsten Tag wieder zur Arbeit 
zu erscheinen, widrigenfalls sie fristlos 
entlassen würden. 

Statt dem zu folgen, versammelten sich 
die Streikenden jedoch am letzten Frei¬ 
tag, dem 16. August, auf einem in der 
Nähe gelegenen Hügel mit der erklär¬ 
ten Absicht, das Unternehmen weiter 
lahmzulegen. Die vor Ort eingesetzten 
zwei Hundertschaften Polizei versuch¬ 
ten, die Ansammlung mit Wasserwer¬ 
fern, Tränengas und Gummigeschossen 
aufzulösen. Als dies nicht gelang, ging 
die Polizei dazu über, den Platz mit Sta¬ 
cheldraht einzuzäunen. Daraufhin sol¬ 
len Streikende, mit Knüppeln, Eisen¬ 
stangen, Macheten und auch Schuss¬ 
waffen bewaffnet, zum Angriff auf die 
Polizisten übergegangen sein. Die Po¬ 
lizisten hätten nach Angabe der Poli¬ 
zeiführung keine andere Möglichkeit 
mehr gesehen, als „in legitimer Selbst¬ 
verteidigung“ das Feuer zu eröffnen, 
um ihr Leben vor den wütenden An¬ 
greifern zu retten. Der nur drei Mi¬ 
nuten dauernden Schießerei fielen 34 
Menschen zum Opfer, rund 89 weitere 
wurden verletzt. Rund 250 Beteiligte 
wurden festgenommen. 

Das Internet-Portal des Magazins „Jeu- 
ne Afrique“ („Junges Afrika“) fasste 
den Vorgang zwei Tage später so zu¬ 
sammen: „Für die meisten Kommenta¬ 


toren ist die unmittelbare Verantwor¬ 
tung für das Drama geteilt zwischen 
der Polizei, die für diese Art von Situa¬ 
tion schlecht ausgerüstet und schlecht 
ausgebildet war, und den Streikenden 
selbst, die gewalttätig, mit Stichwaffen, 
nach einigen Zeugen auch mit Feuer¬ 
waffen bewaffnet waren.“ 

Zu den Hintergründen des Vorfalls 
gehört eine bereits seit Januar andau¬ 
ernde erbitterte Auseinandersetzung 
zwischen der bisher im Betrieb allein 
vertretenen NUM und der abgespal¬ 
tenen AMCU. Laut einer Stellungnah¬ 
me der Südafrikanischen KP (SACP) 
könnten dabei auch die Minenbosse 
ihre Hände im Spiel gehabt haben, die 
darauf abzielten, die NUM zu schwä¬ 
chen. AMCU-Leute sollen Lonmin- 
Beschäftigte durch massive Einschüch¬ 
terung und Gewalt bis hin zu einem 
Brandanschlag auf die Wohnhütte ei¬ 
nes NUM-Anhängers zum Übertritt in 
die AMCU gedrängt haben. Zwei An¬ 
führer der AMCU, selbst keine Berg¬ 
leute, waren vor einiger Zeit wegen 
„anarchistischen Verhaltens“ aus dem 
südafrikanischen Gewerkschaftsbund 
ausgeschlossen worden. Die NUM ist 
die stärkste Gewerkschaft im südaf¬ 
rikanischen Gewerkschaftsbund CO- 
S ATU und damit Teil der Dreierallianz 
von ANC, COSATU und Kommunis¬ 
tischer Partei, auf die sich die Regie¬ 
rung Zuma stützt. Umgekehrt warfen 
die Anführer der „radikalen“ AMCU 
der NUM vor, sich nicht genügend für 
die Bergarbeiter einzusetzen, weil sie 
Verbündete der Regierung seien und 
mit den Minenbossen auf gutem Fuß 
leben wollen. 


Offensichtlich spielte bei diesen Vor¬ 
gängen auch die über den lokalen 
Rahmen hinausgehende Auseinan¬ 
dersetzung mit „linksradikalen“ Krei¬ 
sen eine Rolle, als deren Anführer in 
jüngster Zeit der bisherige Chef der 
ANC-Jugendliga, Julius Malema, auf- 
tritt, der im April aus dem ANC aus¬ 
geschlossen worden war. Dieser in der 
Presse viel zitierte „linksradikale Kriti¬ 
ker“ des ANC hatte sich jedenfalls am 
Wochenende eilig nach Marikana be¬ 
geben, um dort vor AMCU-Anhängern 
eine flammende Protestrede zu halten 
und Zuma zum Rücktritt aufzufordern. 
Dieser Forderung schloss sich umge¬ 
hend auch die rechtsliberale Oppositi¬ 
onspartei „Demokratische Allianz“ an. 
Malema wurde zum „Titelhelden“ der 
bürgerlichen Rechtspresse Südafrikas. 
Auf noch weitergehende Hintergründe 
wies neben anderen Quellen auch die 
französische Tageszeitung „Le Mon¬ 
de“ hin. In ihrem Bericht vom 17. 8. 
hieß es: „Vier Monate vor dem Wahl¬ 
kongress des ANC ist es möglich, dass 
diese gewerkschaftliche Auseinander¬ 
setzung von einer Fraktion der Partei 
instrumentalisiert wird, die gegen eine 
Wiederwahl von Jacob Zuma für ein 
zweites Mandat ist.“ Das „Massaker 
von Marikana“ dürfte also von inter¬ 
essierten Kreisen genutzt werden, um 
die Fortsetzung der „linksorientierten“ 
Entwicklungsphase der nationaldemo¬ 
kratischen Revolution Südafrikas unter 
Zuma insgesamt zu torpedieren. 
Allerdings ist dabei aber auch nicht zu 
übersehen, dass sich ungeachtet der po¬ 
litischen Machenschaften in dem Vor¬ 
gang auch einfach die großen sozialen 
Spannungen widerspiegeln, die sich in 
letzter Zeit in Südafrika angesammelt 
haben. Beträchtliche Teile der Bevölke¬ 
rung sind unzufrieden, weil sie seit der 
Beendigung der Apartheid vor fast 20 
Jahren immer noch keine wesentliche 
Verbesserung ihrer Lebensverhältnis¬ 
se verspüren. Die Unzufriedenheit mit 
dem langsamen Gang der nationalde¬ 
mokratischen Entwicklung ist ein ide¬ 
aler Nährboden dafür, dass linksradikal 
bzw. anarchistisch auftretende Kräfte 
an Einfluss gewinnen können. 

Zum Wochenanfang war eine Beile¬ 
gung des Streiks noch nicht abzuse¬ 
hen. Die Direktion hatte das Ultima¬ 
tum für die Arbeitsaufnahme nach dem 
Massaker am Freitag zwar bis Montag 
verlängert, aber eine erhebliche Anzahl 
der Streikenden war nicht gewillt, dem 
nachzukommen, solange die Forderung 
nach mehr Geld nicht bewilligt wird. 

Georg Polikeit 


Ein notwendiger Bruch 

Von Pedro Guerreiro, Mitglied des ZK der Portugiesischen Kommunistischen Partei und deren Internationaler Abteilung 


Als Ausdruck der Krise des Kapitalis¬ 
mus spitzt sich die ökonomische Lage 
der Europäischen Union und ihrer Eu- 
ro-Zone weiter zu. Insbesondere gilt 
das für die Länder der sogenannten 
„Peripherie“. 

In diesem Rahmen verstärkt die EU in 
Umsetzung der Politik des Finanzkapi¬ 
tals die Ausbeutung der Arbeiter, lässt 
die Arbeitslosigkeit in einigen Ländern 
auf neues historisches Niveaus steigen, 
gefährdet wesentliche Rechte, nutzt Er¬ 
pressung und wirtschaftliche Zwangs¬ 
maßnahmen in Folge der öffentlichen 
Schulden, verstärkt Stagnation und 
Rezession und vergrößert die Unter¬ 
schiede zwischen den Ländern, insbe¬ 
sondere denen der Euro-Zone, durch 
eine gigantische (Re-)Finanzierung der 
privaten Banken. 

Trotz der vermehrten Verschleierungs¬ 
versuche entlarven die Krise und de¬ 
ren Entwicklung die wahren Absichten, 
die unlösbaren Widersprüche und den 
Klassencharakter der Europäischen 
Union - ein Prozess der kapitalisti¬ 
schen Integration, bestimmt und do¬ 
miniert von den größten Mächten und 


deren größten Finanz- und Wirtschafts¬ 
gruppen, gerichtet gegen unsere Rech¬ 
te, gegen unsere Interessen und gegen 
die Bestrebungen der Arbeiter und 
Völker Europas. 

Angesichts der Unhaltbarkeit der ge¬ 
genwärtigen Situation, insbesondere in 
der Eurozone und in einem Kontext, 
der von Unstimmigkeiten und Miss¬ 
trauen geprägt ist, bedeutet der „Aus¬ 
weg“ die Stärkung der politischen und 
wirtschaftlichen Macht von Deutsch¬ 
land und Frankreich und der großen 
Monopole auf Kosten der histori¬ 
schen Errungenschaften der Arbeiter 
und der Unterordnung der Länder der 
„Peripherie“ und die Missachtung der 
Demokratie und der Souveränität des 
Volkes - das heißt nichts anderes als 
die Politik zu vertiefen, die Ursache der 
Krise war. 

Im Gegensatz zur Propaganda der 
Verfechter der europäischen kapitalis¬ 
tischen Integration sind die Beziehun¬ 
gen in der Europäischen Union nicht 
durch Solidarität und Kooperation ge¬ 
prägt, sondern von der wirtschaftlichen 
Stärke, unterstützt durch politische 


Macht. Dies ist die beständige Positi¬ 
on des deutschen Großkapitals, dessen 
Stimme Angela Merkel ist. 

Jede Vertiefung dieser „Europäischen 
Integration“ bedeutet, wie es bereits 
für die Römischen Verträge bis zum 
„Haushalts-Vertrag“ galt, die Bestär¬ 
kung eines inakzeptablen Verhältnis¬ 
ses zwischen Staaten in solche, die be¬ 
herrschen, und solche, die beherrscht 
werden, und die weitere Unterwerfung 
unter die Interessen und das Diktat der 
größten Finanz- und Wirtschaftsgrup¬ 
pen. 

Die angekündigte neue Stufe in der eu¬ 
ropäischen kapitalistischen Integration, 
von dem der „Haushalts-Vertrag“ be¬ 
reits ein Teil ist, bedeutet - wenn verab¬ 
schiedet - für Portugal die Bedrohung 
von allem, was von seiner nationalen 
Souveränität übrig geblieben ist und 
die Verhinderung jeder Möglichkeit, 
einen Entwicklungsplan für das Land 
zu verfolgen. Falls daran noch Zweifel 
bestehen, dann ist der Aggressionspakt 
(von EU/IWF und PS/PSD/CDS [der 
sozialdemokratischen, liberalen und 
konservativen Partei, J.L.]) geeignet 


zu zeigen, was Arbeiter und die por¬ 
tugiesische Bevölkerung von der Eu¬ 
ropäischen Union zu erwarten haben 
und welchen Platz die EU für Portu¬ 
gal vorsieht: permanente Abhängig¬ 
keit und ewige Unterordnung, sozialer 
Rückschritt und Unterentwicklung. 
Ein Europa der Kooperation, von Fort¬ 
schritt und von Frieden wird nie aus der 
Europäischen Union hervorgehen kön¬ 
nen. Der größte Beitrag, den das por¬ 
tugiesische Volk zur Realisierung eines 
solchen anderen Europa leisten kann, 
ist die Ablehnung des Aggressionspak¬ 
tes und die Öffnung des Wegs der Aus¬ 
übung und Durchsetzung von nationa¬ 
ler Souveränität und Unabhängigkeit, 
von einer Demokratie, die die Werte 
des April [d.h. der Nelken-Revoluti- 
on vom April 1975, J.L.] aufleben lässt 
und des notwendigen Bruchs mit dem 
Prozess der kapitalistischen Integration 
der Europäischen Union und mit den 
Interessen der Großmächte und des 
großen Kapitals. 

Aus „Avante!“ vom 2. August 2012 
Übersetzung:Jürgen Lloyd 
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Angriff auf die Einheit der kolumbianischen Linken 

Die Führung des Demokratischen Pols will die KP Kolumbiens ausschließen 


E in Teil der Führung des „Demokra¬ 
tischen Alternativen Pols“ (PDA) 
will die Kolumbianische Kommu¬ 
nistische Partei aus dem Linksbündnis 
ausschließen. Dabei handelt es sich um 
eine Mehrheit im Exekutivkomitee des 
PDA, die sieben Jahre nach der Grün¬ 
dung des Polo Democrätico Alterna- 
tivo nun das Argument einer angeb¬ 
lichen doppelten Mitgliedschaft der 
Kommunistischen Partei bemüht. 

Die PCC war die treibende Kraft in der 
Vorläuferorganisation „Alternativa De- 
mocrätica“ (AD), die sich anlässlich der 
Präsidentschaftswahlen im November 
2005 mit dem „Polo Democrätico Inde- 
pendiente“ (PDI) zusammenschloss. Ein 
halbes Jahr später wurde der neu ent¬ 
standene PDA mit einem progressiven 
Programm und dem konsequent linken 
Kandidaten Carlos Gaviria an der Spit¬ 
ze mit 22 Prozent aus dem Stand zweit¬ 
stärkste Kraft hinter dem rechtsgerichte¬ 
ten Wahlsieger Älvaro Uribe. Allerdings 
brachten vor allem interne Streitigkei¬ 
ten den PDA fortan auf die Verlierer¬ 
straße statt die mit dem Erfolg von 2006 
verbundenen Erwartungen erfüllen zu 
können. 2010 erreichte der PDA mit 
dem auf Konfrontation im Bündnis aus¬ 
gerichteten Gustavo Petro nur noch gut 
9 Prozent. Die mehr schlechte als rech¬ 
te Verwaltung der vom PDA gehaltenen 
Hauptstadt Bogota tat ein Übriges um 
die Diskussionen anzuheizen. 

Seitdem wird im PDA viel über die Ur¬ 
sachen der Niederlagen debattiert. Na¬ 
türlich spielt die unterschiedlich ausge¬ 
prägte Sympathie für die bewaffneten 
Aufständischen, namentlich der Revo¬ 
lutionären Streitkräfte (FARC), dabei 
eine wichtige Rolle. Dieses Thema - zwar 
nicht ein Randthema, aber auch nicht das 
Wichtigste, was der PDA den Schichten, 
die er vertritt, zu sagen hätte - wurde 
von den konservativ orientierten Me¬ 
dien immer wieder entsprechend nach 
vorn gestellt. Die unterschiedlichen Po¬ 
sitionen im PDA lassen sich vereinfacht 
so zusammenfassen: zunächst ein Lager, 
das radikal-linke Forderungen aufstellt. 


Vergangene Woche einigten sich die gro¬ 
ßen Parteien Australiens, angeführt von 
der regierenden Labour-Party von Pre¬ 
mierministerin Julia Gillard, darauf, in 
der Flüchtlingsproblematik wieder rigi¬ 
der durchzugreifen. Es ist die Rückkehr 
zu einer Praxis, die bis vor fünf Jahren 
bestand hatte und unter Gillards Vorgän¬ 
ger Kevin Rudd (ebenfalls Labour-Party) 
abgeschafft wurde, da sie von Menschen¬ 
rechtsorganisationen und der UN scharf 
kritisiert worden war. 

Konkret beinhaltet diese Art von 
Asylpolitik, dass Flüchtlinge, die per 
Boot Australiens Küsten erreichen, in 
Lagern außerhalb der australischen 
Staatsgrenze auf unbestimmte Zeit 
interniert werden können. Dort wird 
dann über ihren weiteren Verbleib bzw. 
ihre Abschiebung entschieden. Solche 
Lager existieren zum Beispiel auf dem 
Inselstaat Nauru oder auf dem zu Pa¬ 
pua-Neuguinea gehörenden Manus 
Island. Weitere Einrichtungen sind in 
Planung. Als Erweiterung der bisheri¬ 
gen „pazifischen Lösung“ sollen künf¬ 
tig Flüchtlingsboote vor Erreichen der 
Küste abgefangen und einfach zurück¬ 
geschickt werden - selbstverständlich 
nur dann, wenn die ASIO (Australi¬ 
scher Inlandsgeheimdienst) sie als „si¬ 
cher“ und „fahrtüchtig“ einstuft. 
Bereits vor einigen Wochen hatte die 
Australische Menschenrechtskommis¬ 
sion einen Bericht veröffentlicht mit 
dem dringlichen Appell die Praxis von 
Internierungen in den „concentration 
camps“ sofort zu beenden. Gefordert 
wird eine Einzelfallbetrachtung der 
neuangekommenen Flüchtlinge, unab¬ 
hängig von der Art der Ankunft. Des¬ 
weiteren sollen Flüchtlinge die „kein 
unakzeptables Risiko für die Öffent¬ 
lichkeit darstellen“ in Gewahrsam 
der Gemeinden übergeben werden 


Dieses Lager teilt sich in diejenigen, die 
wie die PCC die Ursachen des bewaffne¬ 
ten Konflikts nicht in den Guerillas, son¬ 
dern in der oligarchischen Gewalt gegen 
die Bauern, Landarbeiter und indigenen 
Gruppen sehen, und diejenigen, die zwar 
auch den Krieg der Oberschicht und sei¬ 
ne heutige Ausdrucksweise (Vertreibung 
der Bauern zugunsten ausländischer Un¬ 
ternehmen) verantwortlich machen und 
ablehnen, die aber auch jedes Medium 
nutzen um sich hauptsächlich gegen die 
FARC zu äußern; hier spielt die aus dem 
maoistisch-sektiererischen Spektrum 
stammende MOIR eine spalterische 
Rolle. Und ein anderes Lager um die 
Polo-Vorsitzende Clara Lopez, das ei¬ 
nen moderaten Weg für zielführend hält 
und derzeit die Exekutivmehrheit stellt. 
Daraus und aus dem MOIR speisen sich 
die PCC-Gegner, die jetzt zum Angriff 
übergehen. 

Das „FARC-Kriterium“ 

Dabei hatten sie beim im Juli stattge¬ 
fundenen Ideologiekongress keinerlei 
Mehrheiten für ein solches Vorgehen ge¬ 
funden. Im Gegenteil hatte sich der Kon¬ 
gress, neben einer Ursachenforschung 
der Krise des PDA, sehr einmütig mit 
der Einheit als Grundlage einer erfolg¬ 
reichen politischen Arbeit befasst. We¬ 
nige Tage später kam die Entscheidung 
des Exekutivkomitees, in der die Rede 
davon ist, dass die PCC sich „selbst aus¬ 
geschlossen“ habe, weil sie in der Mar- 
cha Patriötica mitarbeitet (siehe auch UZ 
vom 27 April). Die Marcha Patriötica, 
so Clara Lopez in einer Fernsehdebat¬ 
te mit Jaime Caycedo, Generalsekretär 
der PCC, sei jedoch eine politische Be¬ 
wegung, die sich ebenfalls um die politi¬ 
sche Macht bewerbe, wie zum Beispiel 
der PDA. Damit handele es sich um eine 
konkurrierende Gruppe. Die PCC wer¬ 
de daher nicht hinausgeworfen, sondern 
es würden nur bestehende Regelungen 
umgesetzt. Jaime Caycedo hingegen ver¬ 
neinte mit Nachdruck, dass die Marcha 
Patriötica eine politische Partei würde. 
Eine Stärke des PDA sei außerdem seine 


und schnellstmöglich Übergangs-Visa 
ausgestellt bekommen. Die Kommis¬ 
sion argumentierte, dass die Metho¬ 
de der unbefristeten Internierung mit 
den internationalen Verpflichtungen 
des Staates nicht vereinbar sei. Asyl¬ 
suchende müssen die Möglichkeit be¬ 
kommen Schulungen zum Erlernen der 
englischen Sprache zu besuchen, auch 
die Kinder müssen eine Art von Schul¬ 
unterricht erhalten. Asylsuchende ha¬ 
ben ein Recht auf Arbeit und, sofern 
sie keinen Arbeitsplatz finden, muss die 
Grundversorgung gesichert sein. 
Große Wellen hatte zuvor der Fall der 
33-jährigen Migrantin Ranjini aus Sri 
Lanka gemacht. Ranjini lebte mit ih¬ 
rem zweiten Ehemann Ganesh und ih¬ 
ren Kindern Pirai (8) und Kathir (6) seit 
ihrer Entlassung aus der „Flüchtlings¬ 
haft“ vor über einem Jahr in Melbourne. 
Sie und ihre Söhne haben alle Hürden 
zur Freilassung aus dem Gewahrsam ge¬ 


ideologische Verschiedenheit innerhalb 
der Einheit der Linkskräfte. 

Die PDA-Führung hatte im Frühjahr 
nach heftigen Debatten beschlossen, 
dass die Organisation den Patriotischen 
Marsch begrüßt, aber nicht unterstützt. 
Auch hier war natürlich das „FARC-Kri¬ 
terium“ mehr oder weniger unausgespro¬ 
chen im Hintergrund gewesen. Denn die 
kolumbianische Rechte argumentiert, 
die Marcha sei letztlich FARC-gesteuert. 
Dass die reformistische Hälfte des lin¬ 
ken Polo Democrätico diese Argumen¬ 
tation offenkundig bestätigt, arbeitet ei¬ 
nerseits der Rechten bei ihrer Diffamie¬ 
rungskampagne in die Hände, die wie in 
dem Bürgerkriegsland üblich gleich auch 
in politische Gewalt mündet: führende 
Mitglieder der MP müssen sich versteckt 
halten, nachdem schon einige Aktivist/ 
inn/en ermordet worden sind. Anderer¬ 
seits aber straft es die regierungsamtliche 
und auch „unabhängig-linke“ Propagan¬ 
da Lüge, wonach die FARC keinerlei po¬ 
litisches Mobilisierungspotential hätten, 
sondern nur auf Waffen setzten: die Mar¬ 
cha Patriötica setzte aber hunderttausen¬ 
de im ganzen Land in Bewegung, und das 
angesichts einer Situation, in der jeder 
Verdacht, nah an Guerilla-Positionen zu 
sein, oft mit dem Tod endet, wie in den 
achtziger und neunziger Jahren die Ver¬ 
nichtung der Patriotischen Union zeigte. 
Die Marcha Patriötica war auch einer der 
zentralen Diskussionspunkte beim „Fo¬ 
rum von Säo Paulo“ (FSP) im Juni in Ca¬ 
racas gewesen. Dort wurde dieser politi¬ 
schen Bewegung aus zunächst formalen 
Gründen vorerst die Mitgliedschaft ver¬ 
weigert. Die kolumbianische Ex-Senato- 
rin und Vermittlerin zwischen Regierung 
und den FARC, Piedad Cordoba, hätte 
dort gern für eine Aufnahme der MP ar¬ 
gumentiert, kam aber nicht zu Wort. Das 
Forum von Säo Paulo, zu dem bis zu ih¬ 
rem Ausschluss, der durch Druck vor al¬ 
lem der brasilianischen Arbeiterpartei 
zustande kam, auch die FARC gehör¬ 
ten, ist ein loser Zusammenschluss von 
linken Parteien und Organisationen; mit 
der Zeit der Regierungsübernahmen, die 
vor gut zehn Jahren begann, hat sich ein 


nommen und begannen allmählich das 
Trauma der Bürgerkriegserfahrungen in 
ihrem Heimatland zu verarbeiten. Dann 
aber entschied die ASIO, dass Ranjini 
ein Sicherheitsrisiko darstellt. Bewaffne¬ 
te Sicherheitskräfte stürmten die Woh¬ 
nung der Familie und Ranjini und ihren 
Söhnen wurden fünf Minuten Zeit gelas¬ 
sen ihre Sachen zu packen und sich von 
Ganesh zu verabschieden, bevor sie nach 
Sydney in die erneute „Flüchtlingshaft“ 
verfrachtet wurden - Ranjini hatte nur 
Tage zuvor festgestellt, dass sie wieder 
schwanger sei. 

Laut Zahlen, die von der KP Australiens 
veröffentlicht wurden, leben im Augen¬ 
blick 51 Asylsuchende in dieser legalen 
Schwebehaft in Sydney. Sie dürfen nicht 
wieder in die australische Gesellschaft 
integriert werden. Es ist eine lebenslan¬ 
ge Sicherheitsverwahrung - ohne, dass 
sie jemals erfahren werden, warum sie 
eigentlich verhaftet wurden. Es wäre ih- 


Pragmatismus durchgesetzt, der dem ur¬ 
sprünglichen Gedanken der Einheit der 
Linkskräfte Lateinamerikas zuweilen im 
Wege steht. Jeder Ausdruck eines Abwei- 
chens von parlamentarischen Erfolgs we¬ 
gen wird zunehmend kritisch beurteilt 
bzw bekämpft. Dass in Kolumbien parla¬ 
mentarische Wege zur Regierungsüber¬ 
nahme seit Jahrzehnten verstellt sind, ist 
da bei manchen in Vergessenheit geraten, 
die in ihren Ländern in den siebziger und 
achtziger Jahren ebenfalls keine andere 
Möglichkeit hatten, als zu den Waffen zu 
greifen. 

Insofern gibt es im FSP eine ähnliche 
Tendenz zur Bekämpfung radikaler Hal¬ 
tungen wie im PDA. Aber die Positionie¬ 
rung der PDA-Führung gegen die PCC 
hat massive Reaktionen aus der Mit¬ 
gliedschaft zur Folge gehabt: auch die 
deutsche Sektion des Polo Democrätico 
hat in einer Erklärung die Entscheidung 
als „dumm“ und eher als eine Antwort 
auf eine interne Krise des PDA bezeich¬ 
net. Ziel sei die weitere Rechtsentwick¬ 
lung des Polo Democrätico, mit der dann 
die gesellschaftliche und politische Frus¬ 
tration in Kolumbien weiterginge. Eine 
Entscheidung solcher Tragweite könne 
darüber hinaus nur ein Parteitag treffen; 
der 3. Parteitag steht im November an. 
Nach dem Willen der PDA-Führung soll 
daran die PCC nicht teilnehmen dürfen. 
Dutzende Mitgliedsorganisationen, auch 
solche, die der PCC nicht nahe stehen, 
sehen die Dinge wie die deutsche PDA- 
Sektion und haben sich gegen die Maß¬ 
nahme ausgesprochen. Die PCC selbst 
hat ihre Ausgrenzung ohnehin nicht an¬ 
erkannt; auch die Ethikkommission des 
PDA hat die einseitige Maßnahme als 
nicht statutengemäß und vom Vorgehen 
her als falsch zurückgewiesen. Die Exe¬ 
kutivkomiteemehrheit wiederum hält 
die Ethikkommission - wenig überra¬ 
schend - für nicht zuständig. Fortsetzung 
folgt. Günter Pohl 


nen wohl gestattet in ihr Heimatland zu¬ 
rückzukehren - auf eigene Kosten selbst¬ 
verständlich. Aber für die meisten von 
ihnen würde das ein lebensgefährliches 
Risiko darstellen. Die ASIO bestätigte 
das auch im Fall Ranjini. Natürlich dürf¬ 
ten die Inhaftierten sich ein Drittland ih¬ 
rer Wahl aussuchen, aber welches Land 
nimmt als „Sicherheitsgefahr“ eingestuf¬ 
te Menschen auf? 

Amnesty International berichtet über 
die verheerenden Folgen auf die men¬ 
tale Gesundheit der ohnehin trauma- 
tisierten Asylsuchenden. Das Leben 
hinter Stacheldraht zermürbt auch die 
letzten Hoffnungen. Steigende Selbst¬ 
mordraten beweisen das. Angesichts 
solcher Aussichten verwundert es auch 
nicht, dass über 70 Prozent aller Flücht¬ 
linge in Verwahrung Anti-Depressiva, 
Beruhigungs- bzw. Schlaftabletten neh¬ 
men - verschrieben und gestiftet vom 
australischen Staat. Mark Hadyniak 


Mussolinis 

Handlanger 

Denkmal für Graziani 

Für Mussolinis Kriegsminister, Marschall 
Rodolfo Graziani, im Oktober 1922 Teil¬ 
nehmer des faschistischen „Marschs 
auf Rom“, einen grausamen Kriegsver¬ 
brecher und Massenmörder, ist jetzt in 
seinem Geburtsort Affile in der römi¬ 
schen Region Lazium am Rande der 
Hauptstadt eine Gedenkstätte errich¬ 
tet worden. Für die faschistische Kult¬ 
stätte stellte die Ministerpräsidentin der 
rechtsextremen Regionalregierung, Re¬ 
nata Polverini, 130 000 Euro öffentliche 
Gelder zur Verfügung. Die aus der Mus¬ 
solininachfolgerpartei MSI, später AN, 
hervorgegangene Polverini wurde 2010 
auf der Liste der faschistoiden Freiheits¬ 
partei (PdL) Berlusconis gewählt. Sie 
entsandte zur Einweihung einen ihrer 
Minister. Auch der Bürgermeister von 
Affile gehört der PdL an. 

Bei der Eroberung der Kyrenaika (heu¬ 
te Libyen) 1930 ließ Graziani als Gou¬ 
verneur der Kolonie 80 000 Nomaden 
in Konzentrationslager sperren, wo viele 
verhungerten oder Seuchen zum Opfer 
fielen. Den lebend in die Hände der Ko¬ 
lonialisten gefallenen Anführer der Be¬ 
duinen, den legendären, „Sohn des gro¬ 
ßen Zeltes“ genannter Stammesführer 
Omar Mukhtar, ließ Graziano aufhän¬ 
gen. 20 000 Menschen wurden zusam¬ 
mengetrieben, der Exekution zuzusehen. 
Während der Eroberung Abessiniens 
(Äthiopien) 1935/36 war Graziani Be¬ 
fehlshaber eines Armeekorps. Während 
des Feldzuges fanden etwa 275 000 Äthi¬ 
opier den Tod, viele durch das Giftgas 
Yperit. Nach dem Zusammenschluss 
Äthiopiens mit Eritrea und Italienisch- 
Somaliland zur Kolonie Italienisch- 
Ostafrika ernannte Mussolini den zum 
Marschall aufgestiegenen Graziani zum 
Generalgouverneur und adelte ihn zum 
Grafen. Später wurde er als Vizekönig 
Stellvertreter Vittorio Emanueles III., 
der sich selbst die äthiopische Kaiser¬ 
krone aufsetzte. 

Nach einem erfolglosen Attentat auf ihn 
befahl Graziani am 19. Februar 1937 ein 
Massaker, dem allein in Addis Abeba 
30 000 Menschen zum Opfer fielen. Er 
ließ die äthiopische Intelligenz als po¬ 
tentiellen Oppositionsherd liquidieren, 
unzählige christlich-koptische Geistliche 
und alle Kadetten der Militärakademie 
von Addis Abeba umbringen, etwa 300 
Ordensbrüder des Klosters Debra Liba- 
nos erschießen. 

Die letzte Etappe der Karriere Grazianis 
begann in Mussolinis Marionettenrepub¬ 
lik Salö. Als Kriegsminister stellte er die 
„Schwarzhemden“, eine italienische SS, 
und die Miliz auf, die als Erfüllungsge¬ 
hilfen von Wehrmacht, SS, SD, Gestapo 
und Sicherheitspolizei gegen die Bevöl¬ 
kerung einen erbarmungslosen Krieg 
führten. Im statistischen Mittel wurden 
in der Salö-Republik, ohne die gefalle¬ 
nen Partisanen und regulären Soldaten 
einzubeziehen, täglich 165 Kinder, Frau¬ 
en und Männer jeden Alters umgebracht. 
Am 25. April 1945 wurde Graziani zu¬ 
sammen mit Mussolini und weiteren 
1 732 führenden Faschisten, die der Auf¬ 
forderung sich zu ergeben nicht nachka¬ 
men, vom Nationalen Befreiungskomitee 
Norditaliens der antifaschistischen Ein¬ 
heitsregierung wegen ihrer Verbrechen 
zum Tode verurteilt. Während das Ur¬ 
teil an Mussolini am 28. April vollstreckt 
wurde, gelang es Graziani, sich den Ame¬ 
rikanern zu stellen. Im Mai 1950 wurde 
er von einem Gericht der Republik Itali¬ 
en zu 19 Jahren Haft verurteilt, aber be¬ 
reits nach wenigen Monaten begnadigt. 
Wie in Deutschland nutzte die 1949 ge¬ 
gründete NATO auch in Italien die Er¬ 
fahrungen der faschistischen Militärs in 
der Konfrontation mit der UdSSR. Da 
konnte man einen Kriegsverbrecher und 
Massenmörder nicht gut im Gefängnis 
lassen. Graziani schloss sich sofort nach 
der Wiedergründung der Mussolinipartei 
in Gestalt der MSI 1946 dieser an. 

Der neuerliche Akt der Rehabilitie¬ 
rung des Faschismus hat starke Pro¬ 
teste hervorgerufen. Der Präsident des 
Partisanenverbandes ANPI in Rom, 
Francesco Polcaro, nannte die Wür¬ 
digung dieses „blutrünstigen Verbre¬ 
chers eine Schmach und Beleidigung für 
das gesamte demokratische Italien“. 

Gerhard Feldbauer 


„Concentration Camps“ und unbefristete Schwebehaft 

Australien kehrt zurück zum harten Kurs in der Flüchtlingspolitik 
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Aufruf der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend 

Dem Kapital 
ein Bein stellen 


Die Bildungsstreikbewegung mobi¬ 
lisiert um den 17. November zu ei¬ 
ner bundesweiten Aktionswoche 
für kostenlose Bildung. Paul, verant¬ 
wortlich für die Schülerinnenpolitik 
der SDAJ, kommentiert warum es so 
wichtig ist, die Aktionen zu einem Er¬ 
folg zu machen. 

„Weil die Weltwirtschaftskrise noch 
immer nicht überwunden ist, lassen 
sich die Herrschenden eine Maßnah¬ 
me nach der anderen einfallen, um die 
Krisenkosten auf uns abzuwälzen. In 
der EU ebenso wie in Deutschland, 
drängt das deutsche Kapital derzeit 
auf das Modell der Schuldenbrem¬ 
se. Und das wirkt. Denn während die 
Landesregierungen bereits fleißig 
über mögliche Kürzungen beraten, 
bleibt Widerstand gegen die Krisen¬ 
politik hierzulande weitgehend aus. 
Wo gespart werden soll, zeigt sich ak¬ 
tuell in Baden-Württemberg. Deut¬ 
lich über 8 000 Lehrerinnen will 
Grün-Rot in den nächsten Jahren 
entlassen. Ein Gutachten der Hertie 
School of Governance (im Auftrag 
des Finanzministeriums) enthüllt, 
wo außerdem gekürzt werden soll: 
Bei der Ausstattung der Kommunen. 
Es ist absurd: Der Reichtum, der in 
diesem Land produziert wird, er¬ 
höht nicht unseren Lebensstandard, 
sondern die Profite der großen Ban¬ 
ken und Konzerne, und Staatsausga¬ 
ben fließen in Milliardenhöhe in den 
Rüstungsetat. Währenddessen müs¬ 
sen wir für unsere Bildung immer tie¬ 
fer in die eigene Tasche greifen und 
sollen jetzt mit weiteren Kürzungen 
„belohnt“ werden. 

Deswegen ist es richtig, dass die Bil¬ 
dungsstreikbewegung für November 


bundesweit eine Aktionsunfähig zu 
kostenfreier Bildung plant. Nachdem 
die Bedeutung der Bildungsstreiks 
und die Anzahl der aktiven Bünd¬ 
nisse in den letzten Jahren zurückgin¬ 
gen, gibt es nun vor allem zwei Neue¬ 
rungen: Statt auf Großdemonstratio¬ 
nen werden wir stärker auf Aktionen 
an den Schulen, Unis und Betrieben 
selbst orientieren. Dadurch wollen 
wir die bundesweiten Aktionen bes¬ 
ser mit der langfristigen Kleinarbeit 
vor Ort verbinden. Das könnten z.B. 
Kämpfe zur Senkung des Bücher¬ 
gelds oder der Mensapreise, aber 
auch zur Einstellung von mehr Leh¬ 
rerinnen sein. 

Die zweite Neuerung ist der inhalt¬ 
liche Rahmen kostenfreie Bildung 4 
der die Schlagkraft der Bewegung auf 
ein Kampffeld bündeln soll, das ak¬ 
tueller kaum sein könnte. Denn die 
Schuldenbremse wird greifbar, wenn 
Schulen verschimmeln und Unter¬ 
richt wegen Mangel an Lehrkräften 
immer öfter ausfällt. So begriffen 
wird der Kampf für kostenfreie Bil¬ 
dung gleichzeitig zum Abwehrkampf 
gegen die Abwälzung der Krisenlas¬ 
ten. 

Diesen Zusammenhang während der 
Aktionswoche zu vermitteln, ist ein 
wesentliches Ziel der SDAJ. Wir müs¬ 
sen aufzeigen, dass die Kürzungen 
keine Einzelfälle, sondern notwen¬ 
diger Bestandteil der herrschenden 
Politik sind. 

Gelingt uns das, stehen die Chancen 
gut, dem Kapital bei seinem Vorstoß 
zumindest ein Bein zu stellen und die 
Klassenkämpfe der arbeitenden und 
lernenden Jugend zu stärken.“ 



Mummenschanz 

Zugegeben: Andreas Roy und Christian Arnold sind keine Posterschönheiten 
wie NadeschdaTolokonnikowa. Vielleicht war seinerzeit deshalb von vornhe¬ 
rein klar, dass es sich bei den „Fernsehgottesdienststörern“ („Die evangelisch¬ 
lutherische Kirche ist zu einer Synagoge des Satans geworden“) um „Queru¬ 
lanten“ (Tagesspiegel) handelt, bei denen es schon OK ist, dass sie per Schnell¬ 
gerichtsverfahren in den Knast geschickt wurden. Der ziemlich übergewichtige 
Roy sah einfach nicht so hinreißend unschuldig aus wie Frau Tolokonnikowa 
hinter ihren Gitterstäben. 

Nun muss man in der Sache keine Verrenkungen machen. Revolutionäre, auch 
bürgerliche, haben Kirchen schon zu ganz anderen Zwecken, sagen wir mal 
umgewidmet, als zur Bühne für alberne Liedchen, wie „Pussy Riot“. Dass die 
drei Frauen, ebenso wie Roy und Arnold, dafür in den Knast geschickt wur¬ 
den, zeigt auch wie weit wir von solchen befreienden Situationen, in denen 
die steinernen Verhältnisse zum Tanzen gebracht werden, entfernt sind. In 
Russland und hierzulande. 

Doch wer da alles, wenn es gegen Putin und die „Rechtgläubigen“ geht, plötz¬ 
lich zum Liebhaber des kirchenkritischen Aufruhrs (Riot) mutiert, ist schon 
bemerkenswert. Von Bild und Co. („Schäm dich, Putin!“) und ihrer politisie¬ 
renden Mischpoke, die gerade Leopard-Panzer ins scharia-fundamentalistische 
Saudi-Arabien zur Absicherung von öffentlicher Auspeitschung und Enthaup¬ 
tung verhökert, war ja kaum anderes zu erwarten, aber dass Obama-Sprecher 
Josh Earnest allen Ernstes in die selbe Kerbe haute, mutet doch ein wenig 
befremdlich an. 

Ausgerechnet die US-Regierung. Ausgerechnet im Heimatland des unprovo- 
zierten Angriffskrieges, der „smarten“ Bomben und staatlichen Drohnenkiller. 
Im Sweet-Home von Folter, Todesstrafe und Guantänamo, wo es vor schieß wü¬ 
tigen, frömmelnden Eiferern nur so wimmelt, zeigte man sich „disappointed“ 
(enttäuscht) wegen der zwei Jahre für die Riot-Grrrlz. Wo eine geringverdie¬ 
nende, alleinstehende Mutter wegen illegalen Downloads von 24 Musiktiteln 
zu 1,9 Millionen Dollar Strafe an die Musikindustrie verurteilt wurde. Und 
selbst ein einfacher Ladendieb, wenn er dreimal erwischt wurde, nach dem 
„Three Strikes Law“ automatisch für den Rest seines Lebens in die 2,2 Milli¬ 
onen starke US-Knastindustrie abwandern kann. Von politischen Häftlingen 
wie Mumia Abu-Jamal oder den kubanischen Miami Five erst gar nicht zu 
reden. Ausgerechnet hier schlägt das Herz für den punkig-provokativen Kir¬ 
chenprotest? 

Vermutlich haben sich alle - nach Aufsagen ihrer Betroffenheitslyrik - vor 
Lachen auf die Schenkel geschlagen Cuntram Hasselkamp 



45 Jahre Antikriegstag in Stukenbrock 

65 000 sowjetische Kriegsgefangene starben im Stalag 326 



Hubert Kniesburges:„Das Anliegen des Arbeits¬ 
kreises ,Blumen für Stukenbrock' ist es, die 
Verbrechen von Stukenbrock nicht in Vergessen¬ 
heit geraten zu lassen." 


Zum 1. September ruft der Arbeits¬ 
kreis auf zum 45. Antikriegstag nach 
Stukenbrock zu kommen. Die UZ 
sprach aus diesem Anlass mit Hubert 
Kniesburges, Vorsitzender des Arbeits¬ 
kreises „Blumen für Stukenbrock“. 

UZ: Wie hat das vor 45 Jahren ange¬ 
fangen? 

Hubert Kniesburges: Am 2. September 
1967 - 28 Jahre nach dem völkerrechts¬ 
widrigen Überfall der Hitler-Wehr¬ 
macht auf Polen - trafen sich zahlreiche 
Menschen aus Ostwestfalen-Lippe und 
darüber hinaus „Zum mahnenden Ge¬ 
denken“, wie es im ersten Aufruf hieß, 
am Gräberfeld des Sowjetischen Solda¬ 
tenfriedhofes in Stukenbrock. Das lose 
Personenbündnis, das die Gedenkfei¬ 
er organisierte, wollte sich nicht damit 
abfinden, die Stätte faschistischer Ver¬ 
brechen dem allmählichen Vergessen 
preis zugeben. 

Für mehr als 300 000 sowjetischer 
Kriegsgefangener begann von 1941 bis 
1945 im Stalag 326 VI- K in der Sen¬ 
ne bei Stukenbrock der Leidensweg. 
65 000 von ihnen überlebten die un¬ 
menschlichen Bedingungen im Lager 
nicht. 

Diese Veranstaltung 1967 war der Be¬ 
ginn der langjährigen, vertrauensvollen 
Zusammenarbeit von Sozialdemokra¬ 
ten und Kommunisten, von Gewerk¬ 
schaftern und Christen in der Region. 
Die Zusammenarbeit orientierte sich 
an der Mahnung von Stukenbrock: 
„Hier ruhen sowjetische Kriegstote, 
die von 1941 bis 1945 fern ihrer Heimat 
starben. Gedenket ihres Leidens und 
Sterbens und sorget Ihr, die Ihr noch im 
Leben steht, dass Frieden bleibt. Frie¬ 
den zwischen Menschen, Frieden zwi¬ 
schen den Völkern.“ 

UZ: 1967 - das war mitten im tiefsten 
Kalten Krieg zwischen West und Ost. Ist 
der Antikriegstag mit Zustimmung auf¬ 
genommen worden? 

Hubert Kniesburges: Die überwäl¬ 
tigenden Teilnehmerzahlen an den 
jährlichen Veranstaltungen in Stuken¬ 
brock haben den Arbeitskreis in sei¬ 
nem Bemühen, Brücken in den Osten 
zu bauen, bestätigt. Allerdings wurden 
Mitglieder dafür auch bespitzelt, be¬ 
schimpft und bedroht. Denn das politi¬ 
sche Klima in der Bundesrepublik war 
alles andere als günstig für Initiativen 
zur Verständigung und Freundschaft 
mit den Völkern Osteuropas und der 
ehemaligen Sowjetunion. Die Mehr¬ 
zahl der Menschen haben sich mit dem 
Kalten Krieg zwischen der NATO und 
den Warschauer Vertragsstaaten abge¬ 
funden. Der Antikommunismus ist bis 
heute eine der Grundfesten bundes¬ 
deutscher Politik. 

In dieser Zeit über die Verbrechen der 
Wehrmacht zu sprechen, begangen im 
Stalag 326 an sowjetischen Kriegsge¬ 
fangenen, war nicht einfach, aber rich¬ 
tig und wichtig. Wir praktizieren das, 
was Günter Gaus uns einmal schrieb: 
„Es ist richtig, gegen den Strom zu 


schwimmen, solange Mut und Atem 
reichen.“ 

UZ: Das deutet auf turbulente vierein¬ 
halb Jahrzehnte hin. Wie wird die Arbeit 
und das Engagement unterstützt? 
Hubert Kniesburges: Der Name „Blu¬ 
men für Stukenbrock“ steht heute für 
große Solidaritätsaktionen mit den 
Überlebenden. Finanziert durch eine 
breite Spendentätigkeit von Menschen 
aus dem ganzen Land, können wir bis 
heute die Überlebenden des Stalag 326 
finanziell unterstützen. Die ehemaligen 
Insassen des Lagers erhalten keinerlei 
Entschädigung für das Unrecht, das 
ihnen zugefügt wurde. Mit den weiter¬ 
geleiteten Spendengeldern zeigen wir 
diesen Menschen, dass sie nicht in Ver¬ 
gessenheit geraten sind. 

„Blumen für Stukenbrock“ - damit 
wird auch das unermüdliche Streben 
nach Frieden und Abrüstung in Eu¬ 
ropa und in der Welt verbunden. Die 
Veranstaltungen in Stukenbrock sind 
immer große beindruckende Manifes¬ 
tationen gegen Krieg, Wettrüsten und 
Rüstungsexporte. Dafür stehen solche 
Persönlichkeiten wie Heinrich Albertz, 
Willi Bleicher, Präses Kurt Scharff, Max 
Reimann, Herbert Mies, Gert Bastian 
und Petra Kelly, Christian Götz, Gün¬ 
ter Gaus, Arno Klönne, Eugen Dre¬ 
wermann, Ursula Engelen-Kefer, Mar¬ 
tin Niemöller, Gregor Gysi, Gabriele 
Krone-Schmalz und Peter Strutynski, 
um nur einige zu nennen, die uns un¬ 
terstützt haben. 

UZ: Der Antikriegstag in Stukenbrock 
trifft ja nicht nur auf Befürworter. Was 
ist von den Gegnern zu erwarten? 
Hubert Kniesburges: Wenn wir es bis 
heute - 67 Jahre nach der Befreiung des 
Lagers Stalag 326 und der Befreiung 
vom deutschen Faschismus - geschafft 
haben, die Verbrechen von Stuken¬ 
brock nicht in Vergessenheit geraten 
zu lassen, so ist das ein enorm wichti¬ 
ger Erfolg in der Gedenk- und Erinne¬ 
rungsarbeit in Ostwestfalen-Lippe und 
darüber hinaus. 

Doch auch in Stukenbrock hält der Ver¬ 
such an, die Geschichte umzuschreiben. 


Dazu wird die Absicht nach 
Wiederherstellung des Origi¬ 
nalzustandes des Obelisken 
benutzt. Im Zuge des Kalten 
Krieges wollte die CDU-ge- 
führte NRW-Landesregie- 
rung Mitte der 1950er Jahre 
das Denkmal schleifen. Die 
Glasplastik mit der Roten 
Fahne wurde entfernt. Ein 
orthodoxes Kreuz ersetzte 
sie. 

Jetzt, wo die Voraussetzun¬ 
gen für die Wiederherstel¬ 
lung des Originalzustandes 
des Obelisken durch betei¬ 
ligten Stellen geschaffen 
sind, geben sich einige loka¬ 
le und regionale CDU-Poli- 
tiker empört. Ganz im Sti¬ 
le des Kalten Krieges wird 
von „eher politisch motivierten Inte¬ 
ressen weniger reaktionärer ausländi¬ 
scher und nicht am Ort ansässiger in¬ 
ländischer Gruppierungen mit zum Teil 
marxistisch-kommunistischem Hinter¬ 
grund“ geredet. Für den CDU-Europa- 
abgeordneten Brok ist der Originalzu¬ 
stand „unmoralisch und unhistorisch“. 
Er holt sich dabei Unterstützung vom 
estnischen Präsidenten und lettischen 
Ministerpräsidenten. Beide baltischen 
Politiker sind in den vergangenen Mo¬ 
naten ins rechte Abseits geraten, weil 
sie in ihren Ländern Angehörige von 
SS-Verbänden, die an antisemitischen 
Massenmorden beteiligt waren, als 
„Freiheitskämpfer gegen den Bolsche¬ 
wismus“ geehrt haben. 

UZ: Was wird mit dieser Auseinander¬ 
setzung bezweckt? 

Hubert Kniesburges: Es geht um die 
Köpfe zukünftiger Generationen. Da¬ 
bei soll entschieden werden, wer, was, 
wie und wo in der Erinnerung bleibt. 
Und nach Meinung dieser Kreise ist 
da kein Platz für die Symbolik mit der 
Roten Fahne. Diese Veränderung wird 
nicht aufgrund neuer historischer Er¬ 
kenntnisse vorgenommen, sondern sie 
beruht auf politischen Vorgaben. 

In Stukenbrock wird mit dem Geden¬ 
ken an die 65 000 Toten des Lagers die 
Frage nach dem Warum von Krieg und 
Faschismus als Ursache für die Miss¬ 
achtung von Völkerrecht und Men¬ 
schenrechten mit beantwortet. Das gilt 
für frühere Kriege wie auch für die heu¬ 
tigen Kriegseinsätze der Bundeswehr 
in Afghanistan und anderen Orten der 
Welt wie für die Kriegsgefahren, die 
durch die Konflikte mit Syrien und dem 
Iran, ausgehen. Nicht Menschenrech¬ 
te und Atompolitik sind Auslöser des 
Konfliktes, sondern die Vorherrschaft 
in einer geostrategisch wichtigen Re¬ 
gion zu sichern. 

Diese mahnenden Stimmen sollen ver¬ 
stummen. Deshalb wird der Antikriegs¬ 
tag in Stukenbrock auch nach 45 Jahren 
noch gebraucht, weil es notwendig ist, 
Zeichen zu setzen für Frieden, Demo¬ 
kratie, Toleranz und Menschenwürde. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 


Karrikatur: Bernd Bücking 
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UumenSfür Stukenbrock 



Bild oben: Anfang Mai 1941 begannen auf Befehl deutscher Wehrmachtsoffiziere 
die Arbeiten für das Stalag 326. Diese Lager bekamen zunehmend eine große 
Bedeutung für die deutsche Kriegswirtschaft. So wurde bei Stukenbrock, im 
Bereich der Eselsheide, schon vor dem Überfall der deutschen Wehrmacht 
auf die Sowjetunion eine Riesenfläche von vierhundert mal tausend Metern 
eingezäunt, Brunnen und Baracken für die Wachmannschaften angelegt. Man 
rechnete mit einer großen Anzahl von Kriegsgefangenen. Unter diesen Bedin¬ 
gungen musste man auch davon ausgehen, dass diese Menschenmengen kaum 
Überlebenschancen hatten. 

Das Lager wurde unmittelbar nach dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf 
die Sowjetunion am 22. Juni 1941 mit den ersten Kriegsgefangenen belegt. Mehr 
als 7 000 erreichten die Senne am 7. Juli 1941. 

Rund 300 000 Gefangene gingen zwischen 1941-1945 durch das Lager. Eine 
riesige Zahl von 65 000 Gefangenen überlebte nicht. 


Fotos unten: Stukenbrock 1945, Foto ganz unten: Der Friedhof, heute - Gräberrei¬ 
hen (alle Fotos und Texte: Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock e.V.) 





45 Jahre Antikriegstag 
in Stukenbrock 

Sonnabend, 1. September 2012 




Die Aufschrift auf dem Obelisken erinnert 
an die im Lager zu Tode gequälten 65 000 
sowjetischen Soldaten. 


Auch am 1. September 2012 kommen wir nach Stukenbrock. Wir wollen dort an die zu Tode gequäl¬ 
ten 65 000 sowjetischen Kriegsgefangenen und zahlreichen Zwangsverschleppten aus den Staaten der 
damaligen UdSSR und Jugoslawien, aus Polen, Frankreich und Italien erinnern. Wir wollen mahnen 
und gedenken! 

Wir erinnern an das erste Wochenende im September 1967. Annähernd einhundert Menschen kamen 
nach Stukenbrock, um im damals herrschenden Kalten Krieg zwischen West und Ost Signale für eine 
alternative Politik der Verständigung und Versöhnung mit dem Osten zu setzen. Dafür wurden wir 
bespitzelt, beschimpft und bedroht. Unsere Arbeit fand Anerkennung im In- und Ausland, vor allem 
seitens der Überlebenden des Lagers in der damaligen UdSSR. Wir wollten und wollen durch unsere 
Arbeit helfen, das politische Klima zu versachlichen. 

Auch 45 Jahre danach ko mm en wir immer noch zum Antikriegstag nach Stukenbrock, weil es not¬ 
wendig ist, weiterhin Zeichen zu setzen 

gegen Kriege als Mittel der politischen Auseinandersetzungen, 

gegen die Beteiligung deutscher Soldaten an Kriegen, 

gegen die noch lagernden Atomwaffen in unserem Land 
und für atomwaffenfreie Zonen in Europa und im Na¬ 
hen Osten, 


gegen Neonazismus und dessen Tolerierung und För¬ 
derung durch staatliche Stellen, 

für Frieden, Demokratie, Toleranz und Menschen¬ 
würde. 

„Und sorget Ihr, die Ihr noch im Leben steht, 
dass Frieden bleibt, Frieden zwischen den 
Menschen, Frieden zwischen den Völkern.“ 
Diese Mahnung von Stukenbrock ist uns Auf¬ 
trag und Verpflichtung. 

Die Toten von Stukenbrock mahnen zur 
Wachsamkeit! 


Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock e.V. 


Sonnabend, 1. September 2012 

14.00 Uhr Friedhofsführun¬ 
gen 

15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 

Michael Sommer 
DGB-Vorsitzender 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Zum 100. Geburtstag Erich Honeckers 



A m 24. August 1912 wurde Erich Honecker in 
Neunkirchen (Saarland) in einer Arbeiter¬ 
familie geboren. Sein Vater war Bergmann. 
Erich Honecker hatte drei Schwestern und zwei 
Brüder. Früh engagierte er sich politisch. Nach sei¬ 
nem zehnten Geburtstag, im Sommer 1922, wurde 
er Mitglied der Kommunistischen Kindergruppe 
in Wiebelskirchen, mit 14 trat er dem Kommunis¬ 
tischen Jugendverband Deutschlands (KJVD) bei, 
1930 auch der KPD. 1928 wurde er zum Ortsgrup¬ 
penleiter des KJVD gewählt. 

Von seinem Jugendverband wurde er zum Studi¬ 
um an die internationale Lenin-Schule der Kom¬ 
munistischen Jugendinternationale (1930/31) nach 
Moskau delegiert. Nach seiner Rückkehr wurde er 
Bezirksleiter des KJVD Saargebiet. 1933, nach der 
Machtübertragung an die Hitlerfaschisten wurde 
er in Deutschland verhaftet, kam aber bald wie¬ 
der frei. 

1934 kam Erich Honecker ins Saargebiet zurück 
und arbeitete in der Kampagne gegen die Wie¬ 
derangliederung ans Deutsche Reich. Bei der 
Saarabstimmung am 13. Januar 1935 stimmten 
jedoch 90,73 Prozent der Wählerinnen und Wäh¬ 
ler für eine Vereinigung mit Deutschland („Heim 
ins Reich“). Am 28. August 1935 reiste er unter 
dem Decknamen „Marten Tjaden“ im Auftrag der 
Partei illegal nach Berlin, eine Druckerpresse im 
Gepäck. 

Der nur einen Monat ältere Kurt Hager, damals 
Instrukteur des KJVD, schrieb in seinen Erinne¬ 
rungen: „Im Spätherbst 1935 wurde Bruno Baum 
als Verantwortlicher für die Jugendarbeit in Berlin 
durch Erich Honecker abgelöst. Ich hatte Erich, 
der aus Moskau gekommen war, in Prag kennen¬ 
gelernt und traf mit ihm nun mehrere Male unter 
konspirativen Bedingungen in Berlin zusammen. 
Er konnte jedoch seine illegale Arbeit nur kurze 
Zeit durchführen. Nach seiner Verhaftung Anfang 
Dezember 1935 wurde er vom Volksgerichtshof zu 
10 Jahren Zuchthaus verurteilt. Erst in den sechzi¬ 
ger Jahren wurden anhand der Prozessakten vie¬ 
le Einzelheiten seiner Verhaftung ersichtlich. Die 
Gestapo hatte die tschechische Medizinstudentin 
Sarah Fodorowa beschattet, die mit dem Zug aus 
Prag kam und einen Koffer mit antifaschistischen 
Schriften mit sich führte, den sie Erich Honecker 
übergeben sollte.... 

Gemeinsam mit Erich Honecker wurden am 4. 
Dezember 1935 Bruno Baum und sechs weitere 
Mitglieder des Jugendverbands verhaftet. Sie wur¬ 
den am 3. Juli 1937 vom Volksgerichtshof wegen 
Vorbereitung zum Hochverrat verurteilt - Bruno 
Baum zu 13 Jahren Zuchthaus. 

Im Herbst 1989 behauptete eine Berliner Illus¬ 
trierte, Erich Honecker habe Sarah Fodorowa im 


Prozess schwer belastet. Sie sei nach dem Frei¬ 
spruch in Schutzhaft, dann ins KZ gekommen 
und durch Gas getötet worden. Die Lüge platz¬ 
te. Sarah Fodorowa-Wiener meldete sich aus Is¬ 
rael. Sie schrieb u. a. ,Ich bin vom Gericht freige¬ 
sprochen worden aus Mangel an Beweisen. Dies 
geschah dank der Aussagen und des Verhaltens 
von Honecker, der, was mich betrifft, mich nicht 
belastet noch verraten hat. Im Gegenteil: er hat 
meine Aussagen bestätigt. Herrn Honecker habe 
ich im Leben viermal gesehen, davon zweimal auf 
der Straße, einmal im Kaffeehaus, das vierte mal 
während des Prozesses. Außer im Gerichtssaal 
waren unsere Begegnungen sehr kurz. Nach der 
Freisprechung kehrte ich in die Tschechoslowa¬ 
kei zurück. Dann lebte ich in den USA, wieder in 
der Tschechoslowakei und seit ungefähr 24 Jah¬ 
ren lebe ich in Israel - also keine Schutzhaft nach 
dem Gericht, kein KZ, kein Tod durch Gas, wie 
Sie schreiben“ 4 

10 Jahre seines Lebens verbrachte Erich Hone¬ 
cker im Zuchthaus. Die „besten Jahre“. Jahre, in 
denen man gewöhnlich vielfältige neue Erfah¬ 
rungen und neues Wissen gewinnt, eine Familie 
gründet... 


Nach 1945 setzte er sich im Osten des Landes so¬ 
fort für die neue Ordnung ein, war FDJ-Vorsit- 
zender bis 1955, wurde sehr schnell Kandidat des 
Politbüros der SED. Von 1955 bis 1957 war er auf 
der Parteischule in Moskau. Er erlebte also den 
XX. Parteitag der KPdSU „vor Ort“. Nach seiner 
Rückkehr wurde er bereits 1958 Mitglied des Po¬ 
litbüros, übernahm die Verantwortung für Militär- 
und Sicherheitsfragen. 

Am 3. Mai 1971 wurde Erich Honecker 1. Sekre¬ 
tär der SED (ab 1976 Generalsekretär) und lös¬ 
te Walter Ulbricht ab, dessen - manchmal gewiss 
auch avantgardistischen - Bemühungen um not¬ 
wendige radikale Wirtschaftsreformen der sowje¬ 
tischen Führung jener Zeit nicht passten. So wie in 
den 80er Jahren eben auch nicht die Friedens- und 
Verständigungspolitik Erich Honeckers ... 

Die mit Erich Honeckers Politik verbundenen 
Auswirkungen der Veränderungen in der Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik der DDR wurden erst in 
den 80er Jahren so richtig „greifbar“. Obgleich im 
„Ranking“ der Industriestaaten in der Welt immer 
noch weit vorn, sank die Effektivität der DDR- 
Volkswirtschaft dramatisch. Die Gesellschaft sta¬ 
gnierte, die Unzufriedenheit wuchs. 


Hier ist nicht der Platz, mehr über diese Entwick¬ 
lungen und die vielfältigen Ursachen der Ereignis¬ 
se von 1989 zu schreiben. Festzuhalten aber wäre, 
dass der Kommunist Erich Honecker vor allem 
in seinen letzten Jahren - wie er selbst schrieb - 
„das reale Leben im Lande in der letzten Zeit 
nicht mehr unmittelbar wahrnahm. Ich täuschte 
mir etwas vor und ließ mir oft etwas Vortäuschen.“ 
(Quelle: Erich Honecker zu dramatischen Ereig¬ 
nissen, W. Runge Verlag Hamburg, 1992). Seine 
Ablösung im Oktober 1989 war folgerichtig. 

Der darauf folgende Umgang mit ihm und ande¬ 
ren Genossen war jedoch völlig unwürdig, ja er¬ 
bärmlich. 

Das war und ist ein bleibender Vorwurf an die 
SED/PDS, die noch im Winter 1989 mit hehren 
Zielen angetreten war. Der bereits schwer kranke 
Erich Honecker und seine Frau verloren Anfang 
1990 sogar ihre Wohnung, wurden geächtet. Ein 
Pfarrer nahm sie - in den Lobetaler Anstalten - 
zeitweilig auf. Später lebten sie im sowjetischen 
Militärhospital in Beelitz, dann in Moskau. 

Am 29. Juli 1992 wurde Honecker in Untersu¬ 
chungshaft im Krankenhaus der Berliner Voll¬ 
zugsanstalten in Berlin-Moabit genommen. Im 
sogenannten 1. Politbüroprozess schied er wegen 
seiner schweren Erkrankung aus. 

Eich Honecker starb im Exil am 29. Mai 1994 in 
Santiago de Chile. red 

REFLEXIONEN DES GENOSSEN FIDEL 

Haltungen, die man 
nicht vergisst 

Der revolutionärste Deutsche, den ich je 
kennen gelernt habe, war Erich Honecker. 

Jeder Mensch lebt in seiner Zeit und Epo¬ 
che. Die jetzige ist unendlich wechselhaft, 
wenn man sie mit jeglicher vorheriger ver¬ 
gleicht. Ich hatte das Privileg, sein Verhal¬ 
ten zu beobachten, als er bitterlich die von 
jenem eingegangene Schuld abbezahlte, 
welcher seine Seele für einige wenige Mil¬ 
liliter Wodka dem Teufel verkauft hatte. 

Ich bewahre Honecker gegenüber ein Ge¬ 
fühl der im höchsten Grade tiefgründigen 
Solidarität. 

Fidel Castro 


Altbekanntes, Anarchismus 
und Arbeiterregierung 

Ein-Blick in die neue Ausgabe von marx2i 


Mitte Juli erschien die Sommerausgabe von 
marx21 (Nr. 26/Sommer 2012). marx21 ist ein 
Magazin „für internationalen Sozialismus“, das 
herausgegeben wird von „m21 - Verein für soli¬ 
darische Perspektiven im 21. Jahrhundert e. V“, ei¬ 
nem Netzwerk innerhalb der Partei „Die Linke“, 
das aus dem 2007 aufgelösten „Linksruck“, einer 
trotzkistischen Organisation, hervorging. Dieser 
Verein steht der Sozialistischen Linken nahe - ei¬ 
nem bundesweiten Zusammenschluss der Partei 
„Die Linke“. 

Aufmacher der Sommerausgabe waren neben Sy- 
riza auch die Krise, oder besser gesagt Krisenlö¬ 
sungen aus dem Hause Merkel, der Sicherheits¬ 
apparat für Olympia 2012 und nicht zuletzt die 
Lage der Partei „Die Linke“. Überraschende Er¬ 
kenntnisse bleiben allerdings für politisch erfahre¬ 
ne, kritische Leserinnen aus. Syriza wird als große 
Hoffnung Griechenlands und auch der EU darge¬ 
stellt - auf die KKE wird nicht eingegangen. Es 
wird klar gemacht: „Merkel will gar keine Krisen¬ 
lösung“ - wer hätte es gedacht. London gleicht ei¬ 
ner Festung und die Partei „Die Linke“ will „wie¬ 
der in Bewegung kommen“. Soweit so gut. 

Es finden sich aber auch aus marxistischer Sicht 
interessante Beiträge in der Sommerausgabe, so 
etwa ein übersetzter Artikel von John Riddell 
über Arbeiterregierungen. In diesem Artikel wird 
ein Diskurs aufgenommen, der so alt ist, wie die 
sozialistische Bewegung selbst: Die Frage, ob So¬ 
zialisten sich an parlamentarischen Regierungen 
beteiligen sollen oder nicht. Der Autor befürwor¬ 
tet dies ganz deutlich. Er propagiert einen „dritten 
Weg“ neben der Teilnahme an einer Mitte-Links- 
Koalition als geringeres Übel und der totalen Ver¬ 
weigerung einer Regierungsbeteiligung „auf den 


Zeitpunkt nach einer erfolgreichen Revolution“: 
Die Arbeiterregierung. 

Bezug nimmt der Autor auf Diskussionen die in 
der Kommunistischen Internationale zwischen 
der Zeit der Kapp-Putsches und des vierten Welt¬ 
kongresses (1922) geführt wurden. Dort wurde das 
Konzept der sogenannten „Arbeiterregierung“, 
welche innerhalb des „noch bestehenden kapita¬ 
listischen Staats [...] radikale Schritte zur revoluti¬ 
onären Transformation der Gesellschaft“ einleitet, 
befürwortet. Es wurde diskutiert, ob der Begriff 
„Arbeiterregierung“ nur ein anderes Wort sei für 
die Herrschaft der Arbeiterräte unter kommunis¬ 
tischer Führung oder „ob eine Arbeiterregierung 
den möglichen Übergang zu diesem Ziel bilden 
könnte.“ 

Es werden durchaus gegensätzliche Strömungen 
in der Komintern aufgeführt. Zitiert werden bei¬ 
spielsweise Amadeo Bordiga, Ruth Fischer, Karl 
Radek oder auch der KPD-Vorsitzende Ernst 
Meyer. Gerade Bordiga, einer der Gründer der 
KP Italiens 1921, der 1930 - berechtigt oder un¬ 
berechtigt - wegen „trotzkistischer Fraktionstä¬ 
tigkeit“ aus der Partei ausgeschlossen wurde und 
später der 1943 in Norditalien gegründeten so ge¬ 
nannten „Internationale Kommunistische Partei“ 
angehörte, sprach sich gegen die Teilnahme der 
kommunistischen Parteien an den Wahlen der in¬ 
dustrialisierten Länder aus, weil dies angeblich 
der revolutionären Entwicklung hinderlich wäre. 
Auch Ruth Fischer muss mit Vorsicht „genossen 
werden“. Sie gehörte zum „linken“ Flügel der 
KPD und wurde 1924 in die oberste Führungsrie¬ 
ge gewählt, aber schon 1926 aus der Partei ausge¬ 
schlossen. Auf beide lassen sich Argumente von 
Lenins Kritik des „Linken Radikalismus“ anwen¬ 
den. 


Zwar übt Riddell leise Kritik daran, dass die Kom¬ 
intern so langwierige Diskussionen über einzelne 
Begriffs-Definitionen geführt hat, sodass letztlich 
andere Aspekte keine Beachtung fanden, wie etwa 
die Lage in Bulgarien unter der Regierung „einer 
radikalen Bauernpartei“ und der Weigerung der 
bulgarischen Kommunisten diese Bauernregie¬ 
rung gegen einen rechten Putsch zu verteidigen. 
Er zeigt aber dennoch große Zustimmung für die 
Resolution des vierten Weltkongresses. „Der Wert 
der kommunistischen Positionierungen“ liege da¬ 
rin, „uns für Möglichketen zu sensibilisieren, wie 
Arbeiter noch vor der Entstehung eines Netzes 
von Arbeiterräten nach sowjetischem Muster und 
vor dem Beginn der sozialistischen Revolution 
Wege finden können, auf denen sie um die Re¬ 
gierungsmacht kämpfen.“ 

Desweiteren sehr lesenswert ist ein Interview mit 
John Molyneux, einem ehemaligen Anarchisten, 
der sich nun klar zum Marxismus bekennt und das 
Buch „Anarchism: A Marxist Criticism“ (Book¬ 
marks 2011) geschrieben hat. Das Interview be¬ 
handelt die Fragen der Lage des zeitgenössischen 
Anarchismus, den Vergleich mit dem Marxismus 
und auch Perspektiven für eine zukünftige Zu¬ 
sammenarbeit. Historisch verweist Molyneux da¬ 
rauf, dass es den Bolschewiki gelungen ist „viele 
der besten Syndikalisten und Anarchisten auf¬ 
grund der Revolution und des Kampfes gegen den 
Reformismus für ihre Politik zu gewinnen. [...] 
Weil Syndikalisten und Bolschewiki ernsthaft das 
gleiche Ziel verfolgt haben, konnten sie sich einig 
werden.“ Molyneux sagt deutlich, es habe einmal 
Zeiten gegeben, „in denen Anarchisten und revo¬ 
lutionäre Sozialisten zusammenkämpften, und ich 
hoffe sehr, sie werden das auch in Zukunft wie¬ 
der tun.“ 

Mark Hadyniak 

Marx2i ist bestellbar unter: www.marx21.de/ 


Termine der Marx-Engels-Stiftung/ 
Seminare der KL-Schule: 
August-Oktober 


1.9.201210:30-18:00 Uhr, Cafe Buchoase, Ger¬ 
man iastr. 14, Kassel 

Was leistet die „Moderne Kunst“? Auseinander¬ 
setzung mit der Documenta 

Referate von Heike Friauf,Thomas Metscher,Tho¬ 
mas J. Richter, Werner Seppmann 

Der Tagung geht am Freitag, 31.8., ein Besuch der 
Documenta mit Führungdurch Klaus Stein voraus. 


Sa/So, 22./23.9.2012, Karl-Liebknecht-Schule, 
Leverkusen 

Zur Klassenbasis des Faschismus. Die Rolle des 
Großkapitals bei der Durchsetzung des Faschis¬ 
mus 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht-Schule; 
Referent:Jürgen Lloyd 


Sa, 29.9.2012,10:30-18:00 Uhr, Begegnungs¬ 
stätte Undine, Hagenstr. 57, Berlin-Lichten- 

BERG 


Sozialisten im Kampf um den Frieden. 100 Jahre 
nach dem Int. Sozialistenkongress in Basel 

In Zusammenarbeit mit dem Marxistischen Ar¬ 
beitskreis zur Geschichte der deutschen Arbeiter¬ 
bewegung bei der Partei Die Linke. 

Vorträge: Robert Steigerwald, Peter Strutynski, 
Arno Neuber 


Sa/So, 6./7. Oktober 2012, Karl-Liebknecht- 
Schule, Leverkusen 

Die deutsche Arbeiterbewegung nach dem So¬ 
zialistengesetz 1890 und der Kampf gegen den 
aufkommenden Revisionismus 

Wochenendseminar der Karl-Liebknecht-Schule; 
Referent: Günter Judick 
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P lakate stellen eine eigene Kunst¬ 
gattung dar. Sie ähneln der Male¬ 
rei insofern, als dass die Formate 
ähnlich sein können und dass sie zwei¬ 
dimensional sind. Die Motivation für 
ihre Herstellung ist in der Regel aber 
anders. Ein Maler wird oft die Dauer¬ 
haftigkeit seines Erzeugnisses erhoffen. 
Plakate werden typischerweise für ei¬ 
nen bestimmten Anlass entworfen und 
gedruckt. Sie beziehen sich zumeist auf 
einen sehr kurzen, aber sehr konkre¬ 
ten Ausschnitt aus der Zeitgeschichte. 
Viele UZ-Leser haben als FDJler oder 
SDAJler womöglich selber welche auf 
Wände und Bauzäune aufgebracht 
und es hängen heute noch gelegent¬ 
lich Wahlplakate. Auch die sind nicht 
vor allem für die Nachwelt gedacht. 
Das heißt aber nicht, dass die Künstler 
damit einer schwächeren Herausforde¬ 
rung ausgesetzt wären. Im Gegenteil: 
Meistens bleibt ihnen für Kompositi¬ 
on und Umsetzung weniger Zeit als 
einem Ateliermaler. Michail Kalinin, 
Staatsoberhaupt der UdSSR, hat diese 
besondere Anforderung 1942 in einem 
Gespräch mit Malern der Sowjetunion 
beschrieben und den Grafikern Aner¬ 
kennung für ihre Kunst ausgesprochen: 
„Indessen ist, wie ich glaube, ein gutes 
Plakat schwerer zu malen als ein Bild.“ 
Unter Bedingungen des Mangels, in 
Zeiten ohne Internet und ohne Rund¬ 
funk kam ihnen an vielen Orten der 
Welt eine weit größere Bedeutung zu 
als heute. So lebte auch im jungen So¬ 
wjetrussland die Plakatkunst auf und 
hatte dann über Jahrzehnte ein hohes 
Niveau. Abertausende Werke wurden 
gedruckt. Eine sehenswerte Auswahl 
von knapp 150 dieser Plakate aus der 
Sammlung der Londoner Tate Modern 
Gallery hat ihr Stifter David King nun 
in einem Sammelband zusammenge¬ 
stellt. 

Die Motive demonstrieren, wie Künst¬ 
lerinnen und Künstler darum rangen, 
eine Botschaft grafisch auf den Punkt 
zu bringen. Dazu Kalinin: „Was das 
Plakat anbetrifft, so ist es eine Agita¬ 
tion für den heutigen Tag. ... Ein Pla¬ 
kat muss vor allem außerordentlich 
treffend sein. Der Unterschied zwi¬ 
schen einem Gemälde und einem Pla¬ 
kat liegt auch noch darin, dass im Pla¬ 
kat alles gesammelt, konzentriert sein 
muss - denn nur das Konzentrierte, das 
Typische ruft einen starken Eindruck 
hervor.“ Es handelte sich um eine Auf¬ 
gabenzuweisung an die Zuhörer, ihren 
Beitrag zur Niederringung der faschis¬ 
tischen Invasoren zu leisten. Als ob er 
die Herausgabe des vorliegenden Ban¬ 
des bereits geahnt hätte, konstatiert er 


Der Titel erinnert an Chaplins Stumm¬ 
filmgroteske, aber schon der Unterti¬ 
tel macht klar: Der Dokumentarfilm 
„Goldrausch - Die Geschichte der 
Treuhand“, der am 30. August in die 
Kinos kommen wird, ist leider über¬ 
haupt nicht zum Lachen. Eher schon 
ein Krimi oder Gangsterfilm im Milieu 
der organisierten Kriminalität, kom¬ 
plett mit Gewalt und Mord. Die Perso¬ 
nen der Handlung sind jedoch nicht wie 
üblich frei erfunden, sondern haben be¬ 
kannte Namen wie Kohl, Waigel, Breu- 
el oder Rohwedder. Andere, weniger 
bekannte gehörten zur Führungsetage 
jenes kurzlebigen Megakonzerns na¬ 
mens Treuhandanstalt (THA), der es 
in knapp fünf Jahren seines Bestehens 
schaffte, die komplette Volkswirtschaft 
der DDR zu privatisieren oder „abzu¬ 
wickeln“, 2,5 Millionen Arbeitsplät¬ 
ze zu vernichten und dabei insgesamt 
256 Milliarden D-Mark Schulden an¬ 
zuhäufen - umgerechnet ca. 150 Milli¬ 
onen pro Tag! 

Dabei war die Idee, mittels einer Treu¬ 
handgesellschaft die „Anteilsrechte 
der DDR-Bürger am Volkseigentum 
der DDR“ zu wahren, ursprünglich aus 
den Reihen der „DDR-Bürgerrechtler“ 
gekommen. Mit der Warnung vor einer 


Die Agitation für den Tag 

Revolutionäre Plakate aus der Sowjetunion 



BCC HA EOPbEy C «AUIH3M0M! 


rechts schreiten - der Leserichtung eu¬ 
ropäischer Schriften entsprechend. Ein 
lokaler Künstler hätte dasselbe Motiv 
seitenverkehrt angelegt, in Überein¬ 
stimmung mit der Leserichtung des 
Tatarischen in arabischer Schrift. Er 
hätte womöglich auch die Tatarinnen 
selber als Trägerinnen ihrer Emanzipa¬ 
tion dargestellt. 

Schon 1918 wurden Frauen aufgefor¬ 
dert, sich am bewaffneten (!) Kampf 
gegen die weißen Reaktionäre zu be¬ 
teiligen. Selbstverständlich ist an ei¬ 
ner Auswahl der Plakate nicht nur 
der Krieg gegen die weiße Reaktion, 
sondern auch der Verlauf des Großen 
Vaterländischen Krieges ablesbar, ein¬ 


Oben: Plakat von Nikolai Kotschergin; 
rechts: Nina Watolina -„Faschismus, 
der schlimmste Feind der Frauen“ 


auch, dass Historiker, die sich mit dem 
Großen Vaterländischen Krieg befas¬ 
sen würden, die zu dieser Zeit entstan¬ 
denen Plakate auswerten müssten. 
Anders als der zu bescheidene Ti¬ 
tel „Russische revolutionäre Plaka¬ 
te“ vermuten lässt, sind auch solche 
in den Sprachen und Schriften vieler 
anderer Völker der Sowjetunion abge¬ 
bildet. Darin besteht eine seiner Stär¬ 
ken. Der Zeitraum der Auswahl reicht 
von 1918 bis 1962. Die Motive stellen 
ihre Zeitgebundenheit unter Beweis. 
Sie spiegeln die zum Zeitpunkt ihres 
Entstehens aktuellen Themen in ei¬ 
ner breiten Vielfalt. Der Kampf gegen 
die Reaktion spielt eine Rolle, ebenso 
der sozialistische Aufbau. Immer wie¬ 
der werden Frauen zur breiteren Be¬ 
teiligung am gesellschaftlichen Leben 
ermuntert. Das bezieht sich auch die 
Bewohnerinnen Mittelasiens. Ideali¬ 
siert wird 1921 in einem Plakat gezeigt 
und auf Tatarisch erläutert, wie russi¬ 
sche Frauen mit einem roten Banner 
zu ihren tatarischen Geschlechtsge¬ 
nossinnen kommen und Wohlstand, 
Industrialisierung und Emanzipation 
mitbringen. Moderne Gebäude, eine 
ausgedehnte Stadtlandschaft und aus¬ 
geprägte Farbigkeit bilden die Bildfor¬ 
mel des Fortschritts auf der russischen 
Seite (s. Bild oben). Zu überwinden ist 
die Vergangenheit, die durch die tradi¬ 
tionelle Bekleidung der Tatarinnen, das 
Grau der kleineren Ansiedlung und de¬ 
ren altertümliche Bauformen markiert 


wird. Die ganze Darstellung ist von der 
aufgehenden Sonne und ihren Strahlen 
hinterfangen. Dieses Plakat zeigt auch, 
dass noch kulturelle Missverständnisse 
bestanden: Der russische Künstler lässt 
den Fortschritt im Bild von links nach 


schließlich Aufruf zum Geheimschutz, 
heroischer Darstellungen der Kämpfe 
der Roten Armee und der zu Hause zu 
erleidenden Entbehrungen. Es ist fast 
selbstverständlich, dass der faschisti¬ 
sche Feind hier schon kurz nach dem 


faschistischen Überfall als Unterlege¬ 
ner gezeigt wird, obwohl die Frontsitu¬ 
ation zu dieser Zeit das Bild noch nicht 
bestätigte. Der überlegene Rotarmist 
nimmt den Kriegs verlauf und die Be¬ 
freiung der Sowjetunion (und der eu¬ 
ropäischen Völker) vorweg. Zeittypisch 
begegnen dem Betrachter immer wie¬ 
der Lenin und zeitweise auch Stalin. 
Den Abschluss bildet ein optimisti¬ 
sches Motiv zur sowjetischen Raum¬ 
fahrt. 

Vielfältig ist auch die Wahl der grafi¬ 
schen Mittel. Ein Teil der Abbildungen 
zeigt kleinteilige und textlastige Pla¬ 
kate oder ausgefeilte Bildgeschichten, 
für deren Erfassung Betrachter durch¬ 
aus Zeit aufwenden mussten. Sie mar¬ 
kieren den Übergang zur illustrierten 
Wandzeitung, so bei bildhaften Dar¬ 
stellungen guter Erziehungsmethoden 
oder einer wortreich untertitelten Ab¬ 
folge von Szenen aus Lenins Leben und 
Wirken. Andere vermitteln ihre Bot¬ 
schaft eindringlich auf den ersten Blick. 
Manchmal standen nur die Druckfar¬ 
ben rot und schwarz zur Verfügung. 
In anderen Fällen konnten Entwürfe 
mit der ganzen Farbpalette umgesetzt 
werden. Je nach Motiv verwendeten die 
Künstler Quer- oder Hochformate. 
Die Druckqualität des Bandes ist er¬ 
freulich. Zu allen abgebildeten Plaka¬ 
ten werden, soweit nachweisbar, kurze 
Angaben zu Künstler und Entstehungs- 
jahr mitgeliefert. Hinzu kommt eine 
Übersetzung der jeweiligen Schlag¬ 
zeile. Zumeist wird auch mit wenigen 
Worten eine Erläuterung versucht, die 
leider oftmals von Unsachlichkeit und 
wenig Sympathie mit der sowjetischen 
Entwicklung geprägt ist. Angesichts 
des trotzkistisch orientierten Verlags 
sind diese antikommunistischen Aus¬ 
fälle keine Überraschung. Der sehr 
kurze einführende Text ist nicht sehr 
hilfreich und beschäftigt sich in weiten 
Zügen anekdotenhaft mit den abenteu¬ 
erlichen Wegen des Sammlers, Objekte 
für seine Sammlung zu erbeuten. Die 
Zusammenstellung besticht daher vor 
allem durch ihre visuellen Qualitäten 
und durch die gelungene Auswahl der 
Bildbeispiele, lässt aber hinsichtlich der 
erklärenden Einbettung in den Kontext 
der Kunstwerke vieles offen. Umso 
mehr ist der Betrachter eingeladen, mit 
Gewinn die Werke selber intensiv zu 
betrachten und zu untersuchen, denn 
die stehen im Mittelpunkt des großfor¬ 
matigen Bandes. Alexandra Stoll 

David King: Russische revolutionäre Plakate. 
Essen 2012,29,90 Euro. 


Neues von der Treuhandokratie 

Der Dokumentarfilm „Goldrausch“ 


„Volksenteignung in nie dagewese¬ 
nem Ausmaß“ hatte Günter Nooke für 
die Idee geworben, und Detlev Roh¬ 
wedder, sein späterer Chef im THA- 
Verwaltungsrat, erwähnt im Film die 
„dummen Kälber, die sich ihren Metz¬ 
ger selber wählen“. Bald aber ließ sich 
nicht mehr übersehen, dass bei der nun 
einsetzenden Plünderung der DDR- 
Betriebe hehre Absichten und gesetz¬ 
liche Regelungen den ins Land einfal¬ 
lenden kriminellen Profiteuren wenig 


entgegenzusetzen hatten. „Hier wird 
jede Scham beiseite gelassen“, klagte 
Rohwedder noch kurz vor seiner bis 
heute unaufgeklärten Ermordung im 
April 1991. Und Werner Schulz, Noo¬ 
kes Mitstreiter, bis der statt Schaf lieber 
Metzger sein wollte und in die CDU 
übertrat, bilanziert heute resigniert: 
„Von unserer Idee ist nichts mehr üb¬ 
rig geblieben.“ 

An exemplarischen Fällen (Interflug, 
Pentacon, Leunawerke oder VEB Wär¬ 


meanlagenbau) legt der Film die Me¬ 
chanismen aus fehlender Kompetenz, 
unzureichender Kontrolle und skru¬ 
pelloser Gier frei, die in vielen Fällen 
am Werk waren. Dabei wird klar, wie 
spätestens nach der Ermordung Roh- 
wedders die THA unter Birgit Breuel 
immer schneller vom Sanieren der Be¬ 
triebe zum Liquidieren drängte, indem 
sie Managern für rasche „Abschlüsse“ 
hohe Prämien in Aussicht stellte. Die 
kritische Überprüfung der westlichen 
„Investoren“, die dabei zum Zuge ka¬ 
men, unterblieb dabei fast völlig; der 
THA, die zwar zu 80 Prozent „Ossis“ 
beschäftigte, aber in den Leitungseta¬ 
gen fast ausschließlich Wirtschaftsma¬ 
nager aus dem Westen, fehlte dazu das 
geeignete Personal - was von der un¬ 
heiligen Allianz von BRD-Wirtschaft 
und Kohl-Regierung auch politisch so 
gewollt war. 

Neben dem umfangreichen Faktenma¬ 
terial sind es vor allem klug geführte 
Interviews mit Beteiligten, die „Gold¬ 
rausch“ so spannend machen. Zentral¬ 
figur und Kronzeuge ist dabei der aus 
der DDR stammende Detlef Scheu- 
nert, THA-Direktor für die Glasin¬ 
dustrie und somit Täter und Opfer in 
einer Person, der in einer erschüttern¬ 


den Szene sogar den eigenen Freunden 
das Aus für ihren Betrieb verkünden 
muss. Sein Urteil über Birgit Breuel: 
„Sie hatte mit Sanieren gar nichts am 
Hut.“ Auch Klaus Klamroth,THA-Chef 
in Halle, hat Züge einer tragischen Fi¬ 
gur: Nach seinem Ausscheiden aus der 
THA gründete er eine Beratungsfirma 
mit einem Kollegen, der „ein verurteil¬ 
ter Konkursbetrüger war“, so Klam- 
roth heute. Erstaunliches auch aus Po¬ 
litikermund: Da sieht ein Ministerial- 
beamter die Jahre der THA offenbar 
als Kriegszeit an, in der eine korrek¬ 
te parlamentarische Beratung „wie in 
Friedenszeiten“ unmöglich gewesen 
sei. Der frühere Ministerpräsident von 
Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppner, 
spricht offen davon, vom „Investor“ 
Elf-Aquitaine erpresst worden zu sein, 
und resümiert: „Wir waren auch als Mi¬ 
nisterpräsidenten der Treuhand ausge¬ 
liefert.“ Noch Fragen zur Demo-, par- 
don, Treuhandokratie? 

Eine Anmerkung: Wegen Unstimmig¬ 
keiten über die Endfassung des Films 
hat der Regisseur, der auch Verfasser 
eines umfangreichen Buches zur THA 
ist, seinen Namen zurückgezogen. 

Hans-Günther Dicks 
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Der Ethanol-Flop 

Das Versicherungskapital und das Mega-Geschäft mit den Offshore-Windparks 



E ntwicklungsminister Dirk Niebel 
(FDP) füllt das „Sommerloch? Er 
fordert einen sofortigen Verkaufs¬ 
stopp für den „Biosprit“ E10. „Gera¬ 
de bei steigenden Lebensmittelpreisen 
kann Biosprit zu stärkerem Hunger in 
der Welt beitragen“ erklärte er jetzt. 
Und: „Wir müssen im Kabinett darüber 
nachdenken, ob man nicht den Konflikt 
zwischen Tank und Teller auflösen kann.“ 
Und nun bläst auch der amtierende 
FDP-„General“ Döring ins selbe Horn. 

Wer hat Recht? 

Soll man sich über eine späte Einsicht 
des Ministers freuen, der bislang nur 
dadurch auffällt, dass er auf seinen Aus¬ 
landstouren mit seiner alten Fallschirm¬ 
jägermütze wie ein Kolonialsoldat auf- 
tritt und ständig in diplomatische Fett¬ 
näpfchen (Stichwort: geschmuggelter 
„Afghane“) stolpert? 

Und soll man sich den lobenden Wor¬ 
ten des Sprechers des Hilfswerks „Brot 
für die Welt“, Rainer Lang, anschließen? 
„Es ist ungerecht und verantwortungs¬ 
los, dass Menschen hungern müssen, 
damit wir mit einem scheinbar reinen 
Gewissen unsere Autos betanken kön¬ 
nen. Land muss zuerst dafür da sein, um 
Nahrungsmittel anzubauen“, erklärte er. 
Und: „Wir erwarten, dass die Bundesre¬ 
gierung umsteuert und der hungertrei¬ 
benden Spekulation mit Biomasse einen 
Riegel vorschiebt.“ 

Muss man nicht gerade als Linke(r) 
auch der Forderung des Welthunger¬ 
hilfe-Vorstandsvorsitzenden Wolfgang 
Jamann, „Die Beimischquote sollte ein¬ 
gefroren werden“, applaudieren? Oder 
soll man dem Verband der Deutschen 
Biokraftstoffindustrie (VDB) glauben, 
der von einer „Scheindebatte“ sprach? 
„Ein Verbot von E10 wäre nichts ande¬ 
res als Symbolpolitik, weil die bei wei¬ 
tem überwiegende globale Nachfrage 
nach Getreide und Mais nicht von den 
Bioethanolherstellern, sondern aus dem 
Futtermittelsektor kommt“, hatte VDB- 
Geschäftsführer Elmar Baumann einge¬ 
wandt. Von der deutschen Getreideernte 
seien 2011 nur etwa 4 Prozent in die Bio¬ 
ethanolproduktion gegangen. Dies seien 
etwa 0,1 Prozent der Weltgetreideernte. 
Ein E10-Verbot helfe den armen Län¬ 
dern daher nicht. 

Ähnlich argumentiert ein anderer Ex¬ 
perte, Prof. Ralf Kölling von der Uni¬ 
versität Hohenheim. „Im Moment kann 
man die Bioenergie nicht für den Hun¬ 
ger in der Welt verantwortlich machen.“ 
Denn: „Prognosen sagen voraus, dass 
die Ernte in diesem Jahr noch über der 
von 2010 liegt.“ Schuld an der internati¬ 
onal debattierten Knappheit seien eher 
die Spekulanten an den Märkten. Der 
Professor müsste es eigentlich am bes¬ 
ten wissen. Er ist Laborleiter am Insti¬ 
tut für Lebensmittelwissenschaften und 
Biotechnologie der Universität Hohen¬ 
heim. Dass er von der größten Dürre im 
mittleren Westen der USA nichts sagte, 
muss überraschen. Der US-Wahlkampf 
hat auf jeden Fall ein neues Thema ge¬ 
funden. Die Klagen der US-Farmer und 
der Ethanol-Lobby über die verlore¬ 
ne Mais-Ernte zwingen nun endlich zu 
einer Grundsatzdebatte über den Sinn 
und Unsinn der massenhaften Verwen¬ 
dung von Ethanol, gewonnen aus dem 
Lebensmittel Mais. 

Oder hat das eine mit dem anderen 
nichts zu tun? Wer hat Recht? Geht es 
vielleicht um etwas ganz anderes? 

Eine Frage der Moral? 

Richtig ist erstens: das „alternative“ Be¬ 
triebsstoffmittel Ethanol ist auf dem 
deutschen Markt ein Flop geworden. 
An den Tankstellen machen viele Fahrer 
noch immer einen Bogen um die E10- 
Zapfsäulen. Für die Masse der Autofah¬ 
rer ist die Frage ungeklärt geblieben, ob 
sie mit dem „Bio“-Mix ihren Motoren 
nicht eher schaden als nutzen. Das Miss¬ 
trauen sitzt zu tief. Der Absatz kam nie 
so richtig in Gang. 

Ende Oktober 2010 bilanzierte die Zeit¬ 
schrift „auto. motor. Sport“: „Deutsch¬ 
land konsumierte im vergangenen Jahr 
3,5 Millionen Tonnen Kraftstoff vom 
Acker - dadurch wurden 7,6 Millionen 
Tonnen C0 2 eingespart. Das kann nicht 


darüber hinwegtäuschen, dass der Bio- 
kraftstoff-Anteil am Gesamtverbrauch 
seit 2007 im Sinkflug ist.“ 

Seitdem ist zwar der E10-Anteil in der 
gesamten Branche auf gut 14 Prozent 
angestiegen, aber die Aussage einer Es- 
so-Sprecherin „Wir waren nie ein gro¬ 
ßer Verfechter von E10, und bei uns ist 
es immer noch ein Problemkind.“ trifft 
wohl für die meisten Ölkonzerne zu. 
Weiter heißt es bei Esso: „Das Super¬ 
benzin E10 ist fernab jeder Wirtschaft¬ 
lichkeit.“ („Die Welt“ vom 178.) 

Zwar mögen US-Militärpiloten davon 
schwärmen, dass ihre superschnellen 
Mordmaschinen mit Ethanol deutlich 
„runder“ fliegen; den deutschen PKW 
Fahrer hat das nicht überzeugen kön¬ 
nen. Wer will auch schon bei den hiesi¬ 
gen verstopften Straßen sich einen dop¬ 
pelten Frust antun? Zum einen die Sor¬ 
ge um den erhöhten Motorenverschleiß; 
zum anderen den Frust darüber, doch 
nicht wie ein Düsenjäger auf mitteleu¬ 
ropäischen Autobahnen rasen zu kön¬ 
nen. Das wäre wohl doch zu viel Ärger 
auf einmal. 

Bei dem einen oder anderen mag der 
Vorbehalt aber auch moralisch oder gar 
politisch begründet gewesen sein. 

Eine Frage der Moral? Nicht nur! 

Man muss kein „Öko-Freak“ sein, um 
zu erkennen, dass die Propagierung und 
Produktion von „Bio-Treibstoff“ oder 
auch von „Bio“-Gas aus Grundstoffen, 
die als Nahrungsmittel für Menschen 
dienen, eine unmittelbare Konkurrenz 
zur Produktion von Lebensmitteln dar¬ 
stellt. 

Richtig ist deshalb zweitens: Ethanol 
aus Lebensmitteln verschärft das sozi¬ 
ale Elend und wirkt als Treibsatz für die 
Verteuerung und Verknappung von Le¬ 
bensmitteln. Was dies in großen Weltre¬ 
gionen für katastrophale Folgen besitzt, 
wurde nicht nur in vielen „Reflexionen“ 
Fidel Castros in den letzten Jahren kri¬ 
tisiert. 

In dem im letzten Jahr erschienen Best¬ 
seller „Food Crash“ heißt es völlig rich¬ 
tig, dass auf Flächen, auf denen Mais für 
Ethanol angebaut wird auch Weizen für 
Brot wachsen könnte. Der Anbau die¬ 
ser Rohstoffe zeigt zudem unmittelba¬ 
re Auswirkungen auf die ökologischen 
Grundlagen der Lebensmittelerzeugung. 
Mais-Monokulturen fördern die Erosion 
und mindern so die langfristige Ertrags¬ 
kraft der Böden. Wenn Urwald gerodet 
wird, um dort Palmölplantagen zu er¬ 
reichten, vernichtet das die Biodiversi- 
tät und vermindert den Anteil an orga¬ 
nischen Substanzen im Boden. 

Im Jahre 2011 wurden weltweit 88,7 
Mrd. Liter Ethanol hergestellt. Den 
größten Anteil daran hatten die USA 
mit 51 Mrd.; dort ist das Grundpro¬ 
dukt Mais. Brasilien, der zweitgrößte 
Ethanol-Produzent, verwendet als Aus¬ 
gangsstoff Zuckerrohr. „Food Crash“ 
deckte auf was dahinter steckt: „Um ei¬ 
nen Liter Ethanol herzustellen, braucht 


man 2,4 kg Körnermais (Frischmasse). 
Für 88,7 Mrd. Liter braucht man 212,88 
Mrd. kg Körnermais, also 212,88 Mio. 
Tonnen. Auf einem Hektar kann man - 
gute Böden und Wasserversorgung vor¬ 
ausgesetzt - neun Tonnen Körnermais 
(Frischmasse) erzeugen. Das bedeu¬ 
tet, dass man 23,65 Mio. Hektar Land 
braucht, um diesen Mais zu erzeugen. 
Das entspricht ungefähr dem Doppel¬ 
ten der Ackerfläche der Bundesrepublik 
Deutschland! 

Wenn man von einem durchschnittli¬ 
chen Weizenertrag von sechs Tonnen 
pro Hektar und Jahr (getrockneter Wei¬ 
zen) ausgeht, so bedeutet das, dass auf 
dieser Fläche 142 Mio. Tonnen Weizen 
pro Jahr geerntet werden könnten. Das 
ist ungefähr das Fünffache der Versor¬ 
gungslücke, die sich im Schnitt der bei¬ 
den Krisenjahre 2007 und 2008 im Ver¬ 
brauch aufgetan hat. 

Nun ist es schlimm genug, wenn die 
120-Liter-Tankfüllung eines Geländewa¬ 
gens mit der Ernährung eines Menschen 
für ein ganzes Jahr bezahlt werden muss. 
Dass aber obendrein die Produktion von 
Ethanol keinerlei Entlastung für die Kli¬ 
maerwärmung mit sich bringt, macht sie 
zu einem Skandal.“ (F. zu Löwenstein: 
Food Crash; 2011, S. 58 f.) 

Eine Studie des „Joint Research Center“ 
des „Wissenschaftlichen Dienstes der 
EU“ war schon 2008 zu dem Ergebnis 
gekommen, dass die für die Herstellung 
von Ethanol notwendige Energie zwei 
Drittel (!), der durch sie erzeugten Ener¬ 
gie verbraucht. Außerdem entwickeln 
die Stickoxide, die aus dem für die Dün¬ 
gung eingesetzten Stickstoffe entwei¬ 
chen, eine Treibhausgaswirkung, die um 
das 300-fache über dem von C0 2 liegt. 

Energiekonzerne 
denken anders 

Richtig ist drittens: Biotreibstoff ist also 
hierzulande durchaus zu Recht nicht 
der ökonomische Erfolg geworden. Ein 
Verzicht darauf bringt den Ölkonzernen 
weniger finanzielle Verluste als die Wei¬ 
terproduktion. Welcher Großkonzern 
will auf Dauer einen „Ladenhüter“ im 
Programm behalten? Der Verzicht ent¬ 
springt also der rein „finanziellen Ver¬ 
nunft“. 

Außerdem drängt die Zeit: Das Bio- 
kraftstoffquoten-Gesetz verpflichtet 
die Mineralölbranche seit Anfang 2010 
dazu, dass beim gesamten Kraftstoff¬ 
absatz 6,25 Prozent „Bioenergie“ ent¬ 
halten sein muss. Ab 2015 werden statt 
fester Beimischungsquoten konkrete 
Treibhausgas-Einsparungen verlangt. 3 
Prozent müssen es ab 2015,4,5 Prozent 
ab 2017 und 7 Prozent ab 2020 sein. Das 
erfordert nach Angaben des Sprechers 
der Fachagentur Dietmar Kemnitz im 
damaligen „auto.motor.sport“ für nach¬ 
wachsende Rohstoffe (FNR) einen Bio- 
kraftstoff-Anteil von 10 bis 12 Prozent. 
Das ist jetzt zwar trotz damals negativer 
Prognosen theoretisch machbar, würde 


sich aus Sicht der Treibstofflieferanten 
jedoch für sie noch immer nicht rechnen. 
Der Niebel-Vorstoß kommt deshalb ge¬ 
rade rechtzeitig, um eine Korrektur an 
der Gesetzesauflage vorzubereiten. 

Das Mega-Geschäft mit der 
Offshore-Windenergie 

Für den FDP-Politiker Niebel hat das 
Ganze auch eine andere Seite. Seine Par¬ 
tei, aufs Engste verfilzt mit den großen 
Finanz- und Versicherungskonzernen, 
hat ganz andere strategische energiepo¬ 
litische Ambitionen. Wie das „Handels¬ 
blatt“ am 13. 8. in seiner Titelgeschich¬ 
te meldete, haben die „Versicherer ein 
neues Geschäft entdeckt: die Energie¬ 
wende.“ Das offiziell verkündete Ende 
der Atomenergie, die ökonomisch wenig 
lukrative Solartechnik sowie die hierzu¬ 
lande wenig profitable und umstritte¬ 
ne Ethanol-Produktion haben die „big 
player“ auf dem nationalen und europä¬ 
ischen Energiemarkt zu neuen Schluss¬ 
folgerungen geführt. Sie setzen auf die 
Stromproduktion aus vor den Küsten ge¬ 
legenen großen Windanlagen (Offshore- 
Windparks). 

Hier locken besonders durch den dafür 
notwendigen Bau neuer Übertragungs¬ 
trassen riesige Gewinne. Für dieses Ge¬ 
schäft hat die Bundesnetzagentur un¬ 
gewöhnliche Renditen garantiert. Für 
Neuinvestitionen beträgt die Eigenka¬ 
pitalverzinsung satte 9,05 Prozent. Wie 
das Handelsblatt ganz locker anmerkt, 
ist das in „Zeiten, in denen zehnjährige 
Bundesanleihen nur noch wenig mehr 
als ein Prozent Rendite abwerfen, ... 
sehr lukrativ“. 

Bis 2020 sollen allein in den Windparks 
der Nordsee Kapazitäten von 10 000 
Megawatt entstehen. Dies entspricht 
der Leistung von etwa 10 Kernkraft¬ 
werken. Wer auf diese Karte setzt statt 
auf eine regionale Streuung der Windan¬ 
lagen an Land oder eine dezentralisier¬ 
te Versorgung aus Solarstrom - wie der 
große Netzbetreiber Tennet, er gehört 
zu den vier größten seiner Branche in 
der BRD - muss zunächst für den Netz¬ 
ausbau mindestens 15 Milliarden Euro 
investieren. Dazu ist der in den Nieder¬ 
landen ansässige 100%ige Staatskon¬ 
zern Tennet jedoch nicht allein in der 
Lage. Jetzt springen dafür die großen 
deutschen Versicherungskonzerne „Al¬ 
lianz“ und „Munich Re“ ein. 

Es war der FDP-Vorsitzende und Bun¬ 
deswirtschaftsminister Rösler höchst¬ 
persönlich, der dieser Tage deshalb in 
die Niederlande eilte, um die Zusage 
seines niederländischen Amtskollegen 
zu organisieren, dass Tennet nun auch 
private Kapitalanleger an diesem Groß¬ 
projekt beteiligt: Allianz und Munich Re. 
Wenn man sich daran erinnert, dass ei¬ 
ner seiner Vorgänger als Minister und als 
Vorsitzender, Otto Graf Lambsdorff, im 
Aufsichtsrat der Allianz war und der jet¬ 
zige Gesundheitsminister Bahr bei der 
ERGO Versicherungsgruppe bis 2009 
Mitglied des Beirates war, so kann der 
Einsatz von Rösler für diesen Deal im 
Interesse der Versicherungskonzerne 
nicht verwundern. 

Altmaiers 10-Punkte-Plan 

Damit alles richtig abgerundet ist, hat 
jetzt auch noch Umweltminister Alt¬ 
maier mit seinem 10-Punkte-Plan die 


Flankensicherung für das Geschäft mit 
den Nordsee-Windparks übernommen. 
„Mit neuer Energie“, so verspricht Alt¬ 
maier, soll der „falsche Gegensatz von 
Umwelt und Wirtschaft“ überwunden 
werden. Das sei ihm „ein wichtiges und 
persönliches Anliegen“. Und dement¬ 
sprechend gehört zu seinen „Grundsät¬ 
zen und Prinzipien“ Folgendes: 

„... ambitionierter Umweltschutz (kann) 
nur gelingen, wenn auch Wirtschaft und 
Unternehmen dafür gewonnen werden.“ 
Daraus folgt für Altmaier: „Für Umwelt¬ 
schutz, Klimaschutz und Energie wende 
müssen wir in verstärktem Maße priva¬ 
tes Kapital mobilisieren und innovative 
Finanzinstrumente erproben.“ Es müss¬ 
ten dabei „verstärkt auch Mechanismen 
der Marktwirtschaft“ genutzt werden. 
Sein Konzept zur Umsetzung der „Ener¬ 
giewende als Kernaufgabe moderner 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik“ sieht 
dementsprechend vor, dass zur Vermei¬ 
dung von „Überkapazitäten“ ein „Kon¬ 
sens über die Frage, wie viel erneuerbare 
Energie (insbesondere Windenergie) in 
welchen Bundesländern produziert wer¬ 
den kann“, hergestellt wird. 

Was dieser unverfänglich klingende Satz 
bedeutet, wird im Zusammenhang mit 
seinen weiteren Aussagen zu den erneu¬ 
erbaren Energien deutlicher. Die För¬ 
derung des Solarstroms (Photovoltaik) 
wird weiter reduziert und eine „Ober¬ 
grenze“ von 52 GW eingeführt. Die an¬ 
gebliche „Überforderung“ bei großen 
Biogasanlagen wird ebenfalls zurück¬ 
gefahren. 

Dagegen soll die „Verstetigung des Aus¬ 
baus der Windenergie“ dadurch geför¬ 
dert werden, dass „zu hohe Ausbaura¬ 
ten“ vermieden werden. Die Gefahr sei; 
dass sonst der Ausbau der „Erneuerba¬ 
ren“ insgesamt zu schnell vor sich gehe 
und das mittelfristige Ziel der Strom¬ 
erzeugung aus diesen Quellen von 35 
Prozent bis zum Jahr 2020 „nicht nur 
erreicht, sondern übertroffen wird.“ 

Es geht also um die Drosselung der uner¬ 
wünschten Konkurrenz aus Solarstrom 
und Biogas und um die Zentralisierung 
der Stromproduktion aus Windenergie, 
indem den Bundesländern der Ausbau 
von Windparks an Land erschwert wer¬ 
den soll. Im Minister-Deutsch heißt das: 
„Der Ausbau der Stromnetze hält ins¬ 
besondere im Bereich der Offshore- 
Windparks noch nicht mit den Not¬ 
wendigkeiten Schritt. BMWi und BMU 
(Bundeswirtschaftsministerium und 
Bundesumweltministerium) haben sich 
auf eine Haftungsregelung und auf ei¬ 
nen verbindlichen Offshore-Netzplan 
geeinigt, die bis Ende August vom Bun¬ 
deskabinett beschlossen werden. Damit 
schaffen wir Vertrauen und Planungssi¬ 
cherheit, ohne die die notwendigen In¬ 
vestitionsentscheidungen nicht getroffen 
werden.“ 

Und deshalb will Altmaier noch in die¬ 
sem Herbst eine „grundlegende Über¬ 
arbeitung“ des Erneuerbare-Energien- 
Gesetzes (EEG) einleiten. 
„Gelungenes Teamplay“ würde man 
dieses Zusammenspiel von Niebel und 
Altmaier im Sport nennen. Koordinierte 
und einseitige Interessenspolitik für die 
Energiemonopolisten hört sich ja auch 
zu „hässlich“ an. Aber darum geht es. 
Nur darum. Hans-Peter Brenner 


Alle 5 Liter stirbt in Afrika ein 
Mensch an Unterernährung! 
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Widerstand gegen das Spardiktat! Solide Armut für Dortmund 

Bottroper Sparliste gleicht einem sozialen Kahlschlag 



D ie Finanzpolitik von Bund und 
Land haben die Städte und Ge¬ 
meinden an Rhein und Ruhr in 
die Vergeblichkeitsfalle der kommuna¬ 
len Verschuldung getrieben. Von den 
396 Gemeinden in NRW haben nur elf 
einen ausgeglichenen Haushalt. Ein 
Haushaltssicherungskonzept müssen 
177 Gemeinden aufstellen. Davon wie¬ 
derum befinden sich 144 Gemeinden 
in einem ungenehmigten Haushaltssi¬ 
cherungskonzept, einem so genannten 
Nothaushalt. Für diese Städte hat die 
NRW-Landesregierung im November 
2011 den so genannten „Stärkungspakt 
Stadtfinanzen“ beschlossen. 34 Städte 
und Gemeinden wurden per Landes¬ 
gesetz zu einem Spardiktat verpflichtet. 
Weitere 27 Städte haben sich „freiwil¬ 
lig“ der Zwangsjacke eines Spardiktats 
unterworfen, darunter auch Bottrop. 
Bis zum Jahr 2021 muss Bottrop für 
insgesamt 100 Mio. Euro kommunale 
Leistungen streichen bzw. die kommu¬ 
nalen Gebühren erhöhen. Am Ende 
wird sich Bottrop kaputtgespart haben 
und auch zukünftig nicht der kommu¬ 
nalen Verschuldungsfalle entkommen 
sein, da sich an der chronischen Unter¬ 
finanzierung der Städte und Gemein¬ 
den durch den Fiskalpakt auch künftig 
nichts ändern wird. 

DKP widersetzt sich 
der Heimlichtuerei 

In den Sommerferien hatte die Ver¬ 
waltung den Ratsmitgliedern eine 
Streichliste mit 230 Positionen über¬ 
sandt - und hatte die Fraktionen zur 
Verschwiegenheit aufgefordert. Der 
Oberbürgermeister wollte nach der 
Rückkehr aus seinem Urlaub die Öf¬ 
fentlichkeit informieren. Dem hat die 
DKP-Fraktion ein Strich durch die 
Rechnung gemacht und sofort die 
Sparliste veröffentlicht. In einer Press¬ 
einformation der Stadtverwaltung wur¬ 
de der DKP nach Veröffentlichung der 
Streichliste vorgeworfen, dass sie „sich 
wieder einmal nicht an bekannte Pla¬ 
nungen gehalten hat.“ Aber die DKP- 
Ratsmitglieder lassen sich nichts von 
der Verwaltung vorschreiben, sondern 
stehen für Transparenz und sind keine 
Geheimräte! 

Die Sparliste der Verwaltung ist ein 
sozialer Kahlschlag, der insbesondere 
die Armen in unserer Stadt trifft. Mit 
der Aufgabe des Bottrop-Passes wer¬ 
den finanzschwache Familien und ihre 
Kinder vom kulturellen und sozialen 
Leben der Stadt ausgeschlossen. Da¬ 
mit die wachsende Armut künftig bes¬ 
ser verschleiert werden kann, soll auf 
die Fortschreibung des Sozialberichtes 
künftig verzichtet werden. Die soziale 
Kälte der Streichliste wird auch deut- 


Mit vielen Gästen feierte die DKP 
Mörfelden-Walldorf am 18. August 
im Bürgerhaus die 500. Ausgabe ihrer 
Stadtzeitung „blickpunkt“. Es wurde 
kräftig auf dieses Jubiläum angestoßen. 


lieh bei der Streichung der Zuschüsse 
für die Suppenküche „Kolüsch“, den 
Behindertenfahrdienst, den Blinden¬ 
verein, die AG Bottroper Selbsthilfe¬ 
gruppen, die Schwangerenkonfliktbe- 
ratung, die Altentagesstätten. Dazu 
kommt noch die Anhebung der Grund¬ 
steuer B auf 590 Punkte. Die vielfälti¬ 
ge ehrenamtliche Arbeit ist durch die 
Streichung von Zuschüssen gefährdet. 
Bestehende Strukturen werden damit 
zerschlagen. Bottrop gibt sich als sozi¬ 
ale Stadt auf. 

Die Bildungspolitik wird zum Stein¬ 
bruch für eine Sanierung des Haushal¬ 
tes der Stadt. Dort werden jährlich bis 
zu 2,2 Mio. Euro gestrichen. Dafür ste¬ 
hen unter anderem folgende Maßnah¬ 
men: Die Anhebung der Elternbeiträ¬ 
ge für die Offene Ganztagsgrundschule 
(OGS) um 25 Prozent, der Wegfall des 
Zuschusses zur Mittagsverpflegung, die 
Halbierung des Unterrichtsmaterials 
für die OGS und der Mittel für Schul¬ 
verweigerer, die Einführung von Ge¬ 
bühren für den Förderunterricht von 
Schülern mit Migrationshintergrund, 
die Streichung der präventiven Arbeit 
von Gegenwind e.V. an Grundschulen, 
die Aufgabe der letzten beiden Schul¬ 
schwimmbecken, die Kürzungen der 
Schulbudgets sowie die Aufgabe von 
Schulstandorten. Hinzu kommen die 
Anhebung der Gebühren für die Mu¬ 
sikschule, die Kulturwerkstatt und die 
Stadtbibliothek - alles Einrichtungen, 
die sehr stark von Schülern genutzt 
werden. Mit den Maßnahmen entfernt 
sich Bottrop immer weiter von einer 
kostenfreien Bildung und einer Chan¬ 
cengleichheit für alle Kinder und Ju¬ 
gendlichen - unabhängig von Einkom¬ 
men und Herkunft der Eltern. 


Viele Erinnerungen an die Arbeit von 
über 40 Jahren wurden geweckt. 
Zahlreiche Gespräche zeigten deutlich: 
Es ist wichtig, dass es die Kleinzeitung 
„blickpunkt“ gibt, die auch die Parla- 


Bürgerinitiative zur 
Rettung des Freibades 

Mit auf der Streichliste steht die Schlie¬ 
ßung des einzigen Freibades in Bottrop. 
Sofort hat DKP-Ratsherr Michael Ger¬ 
ber zur Gründung einer Bürgerinitiati¬ 
ve aufgerufen. An der Gründungsver¬ 
sammlung nahmen bereits 80 Bürger¬ 
innen teil. Innerhalb von zwei Wochen 
wurden 7 000 Unterschriften gegen 
die Schließung des Freibades gesam¬ 
melt. Bei Facebook hat sich die Grup¬ 
pe „Stenkhoffbad vor Schließung - die 
Stadt nimmt uns alles weg“ mit inzwi¬ 
schen über 2 200 Mitgliedern gebil¬ 
det. Mit einem Flashmob protestierten 
Mitglieder der DKP und der Bürger¬ 
initiative vor dem Rathaus gegen die 
beabsichtigte Schließung. Die breite 
Proteststimmung schafft gute Voraus¬ 
setzungen, die Schließung des Freiba¬ 
des notfalls mit einem Bürgerbegehren 
zu verhindern. Mit diesem Widerstand 
soll Mut gemacht werden, sich auch ge¬ 
gen andere Maßnahmen der Streichlis¬ 
te zur Wehr zu setzen. 

Das Bottroper Kultur- und Sozialbünd¬ 
nis „Kahlschlag“ hat einen Runden 
Tisch initiiert, um gemeinsam mit Be¬ 
troffenen, Sozialverbänden und GEW 
gegen das Spardiktat Aktivitäten und 
eine Gegenöffentlichkeit zu entwi¬ 
ckeln. Was bisher fehlt ist eine Vernet¬ 
zung der verschiedenen örtlichen Ini¬ 
tiativen an Rhein und Ruhr gegen das 
Kaputt-Sparen von sozialen und kultu¬ 
rellen Einrichtungen und Strukturen. 

Michael Gerber 


mentsarbeit der DKP/Linke Liste be¬ 
gleitet. Der Tenor der Veraastaltung 
war eindeutig: Weitermachen! 

Ein Höhepunkt im Programm waren 
die als „Bricklayers und Freunde“ an¬ 
gekündigten Skiffle-Musiker die unter 
anderem Ostermarschlieder aus den 
1960ern anstimmten. Die Texte sind 
immer noch erstaunlich aktuell. 
Grußworte zur 500. Ausgabe kamen 
unter anderem vom „Gießener Echo“ 
mit einem Zitat von Rosa Luxemburg: 
„Mag unsere Parteipresse den Arbei¬ 
tern hier und da - wenn sie es nicht bes¬ 
ser kann - nur eine magere Kost servie¬ 
ren. Aber echt und gesund und unver¬ 
fälscht muss sie sein, darauf hat unsere 
Arbeiterschaft einen unbestreitbaren 
Anspruch.“ (Rosa Luxemburg Werke 
Bd. 3, S. 28) 

Auch der „Rote Reporter“ entrichtete 
seinen Gruß. Liebevoll wird dort von 
beiden Zeitungen als „großer Bruder“ 
und „kleine Schwester“ gesprochen. 
Denn es sei ja so: „Du, blickpunkt, 
hast schon 1969 das Licht der Welt er¬ 
blickt. Und ich, der Rote Reporter erst 
später. Aber wir haben uns immer gut 
verstanden - und voneinander gelernt.“ 
Gerd Schulmeyer 


Kaum hat sich Dortmunds Oberbür¬ 
germeister Sierau (CDU) mit einem 
relativ mutigen Vorschlag zur Verbes¬ 
serung der städtischen Haushaltsein¬ 
nahmen ab 2013 an die Öffentlichkeit 
gewagt, setzt es Hiebe von allen Sei¬ 
ten - auch von seinen eigenen „Partei¬ 
freunden“. 

Sierau hatte die Anhebung der Ge¬ 
werbesteuer um sieben Punkte - be¬ 
grenzt auf drei Jahre - vorgeschlagen. 
Die Mehreinnahmen von jährlich 4,2 
Mio. Euro sollten zur Qualifizierung 
Arbeitsloser eingesetzt werden. Aber 
daraus wird wohl nichts. Sofort melde¬ 
te sich der Kettenhund des Dortmun¬ 
der Kapitals - Herr Dolezych von der 
IHK - und blaffte: Von uns gibt’s nix! 
„Letztlich sind Gewerbesteuererhö¬ 
hungen Wirtschaftsverhinderung und 
nicht Wirtschaftsförderung“. 

Auch aus der SPD gab’s für Sierau ei¬ 
nen Tritt. Spitzenkandidatin Jörder 
meint, dass sich die Verwaltung ihre 
politischen Mehrheiten für den Haus¬ 
halt selber suchen solle. Die SPD habe 
es satt, immer nur sporadisch zu reagie¬ 
ren, um den Haushalt über die Runden 
zu retten. 

Eine politische Bankerott¬ 
erklärung der besonderen Art 

Geht es nach der SPD, dann soll eine 
Rats-Kommission Vorschläge ausarbei¬ 
ten, wie der Stadt-Haushalt nicht nur 


Am 18. August fand in Elmshorn das 
Wasserturmfest der DKP statt. Es war 
erneut ein Treffpunkt vieler, die bei 
Speisen, Getränken, Musik und Poli¬ 
tik in angenehmer Atmosphäre feiern 
wollten. Die Temperaturen erinnerten 
zwar eher an Kuba als an Elmshorn, 
aber entsprechend nachgefragt waren 
dann auch die kubanischen Cocktails. 
Wie im linken politischen Spektrum 
üblich, gab es Informationsmöglich¬ 
keiten und eine Podiumsdiskussion. Es 
wurde über den Zusammenhang zwi¬ 
schen Bankenrettung und kommunaler 
Verschuldung diskutiert. Das Großzelt 
war besetzt, als Jens Festersen von ver. 


Am 18. August fand in Weimar anläss¬ 
lich des 68. Jahrestages der Ermordung 
Ernst Thälmanns im KZ Buchenwald 
eine Gedenkfeier zu seinen Ehren 
statt. In einer gemeinsamen Aktion von 
DKP, Kommunistische Plattform und 
der Partei „Die Linke“ begann der Tag 
mit Info-Ständen am Weimarer Thea¬ 
terplatz. 

Trotz drückender Hitze fanden sich 
anschließend viele Genossinnen, Sym- 
phatisantlnnen und Interessierte zur 
Gedenkfeier am Thälmanndenkmal 
zusammen. In kurzen Beiträgen erin¬ 
nerten hier die Vorsitzenden der KPF 
und der DKP Thüringens an den har¬ 
ten Kampf Thälmanns und seinen un¬ 
erschütterlichen Optimismus. Sie warn¬ 
ten vor der Verschärfung der kapitalis¬ 
tischen Widersprüche, der massiven 
Aufrüstung und dem Abbau demokra- 


sporadisch entlastet werden kann, son¬ 
dern strukturell und dauerhaft. Dazu 
sei die SPD bereit, auch schmerzhaf¬ 
te Sparbeschlüsse zu tragen und end¬ 
lich zu diskutieren, welche Aufgaben 
die Stadt künftig zu erledigen habe. 
Bei solch einem frohlockenden Ange¬ 
bot werden CDU, FDP und die Grü¬ 
nen ihre Mitarbeit sicherlich nicht ver¬ 
weigern. Und das heißt für die Stadt 
Dortmund: Absenken der Standards 
städtischer Leistungen (Schwimmbä¬ 
der und Bibliotheken stehen wie üb¬ 
lich ganz oben auf der Abschussliste), 
Verschlechterung der Arbeitsbedin¬ 
gungen der Beschäftigten, Auslagerung 
städtischer Leistungen und Betriebe zu 
niedrigsten Tarifen für die Beschäftig¬ 
ten und ein weiteres Vergammeln der 
städtischen Infrastruktur - von den 
Schlaglöchern ganz zu schweigen. 

Das Linke Bündnis Dortmund schlägt 
vor und fordert: 

★ Ab 2013 und in den Folgejahren eine 
kräftige Anhebung der Gewerbesteuer. 

★ Entschuldung der Kommunen - als 
Sofortmaßnahme die Einstellung der 
Zinszahlungen an die Gläubigerban¬ 
ken (Zinsmoratorium) - und Schul¬ 
denerlass. 

★ Eine Gemeindefinanzreform, die 
den Gemeinden eine eigenständi¬ 
ge, stabile Einnahmequelle sichert. 

www.linkes-buendnis-dortmund.de 


di, Harri Öznarin vom Einwanderbund 
und Heinz Stehr von der DKP eine 
lebhafte Diskussion führten Die SPD 
Stadtverordnete Dörte Köhne-Seiffert 
brachte ihren Beitrag lediglich schrift¬ 
lich ein. 

Ein Höhepunkt des Abends war der 
Auftritt von „Joki“ Theege mit seinen 
Balladen und Seemannsliedern - mit¬ 
singen war angesagt. Danach heizte DJ 
Andre kräftig mit neuen und alten Hits 
ein. 

Schweißtreibend blieb es, besonders 
beim Abbauen der Zelte. Aber die Ver¬ 
anstalter waren trotzdem sehr zufrie¬ 
den. Heinz Stehr 


tischer Rechte. Die dringend notwendi¬ 
ge Zusammenarbeit der Kommunisten 
war gemeinsamer Tenor aller Beiträge. 
Seinen Abschluss fand der Tag im Kre¬ 
matoriumshof des KZ Buchenwald. 
Dort wurde dann gemeinsam mit den 
Genossinnen der VVN-BdA der Opfer 
des faschistischen Terrors gedacht. El¬ 
len Brombacher, Sprecherin der KPF, 
erinnerte in einer Ansprache an die 
Leiden und den Kampf des Vorsitzen¬ 
den der KPD und die feige Ermordung 
des Gefangenen kurz vor Kriegsende. 
Sie mahnte aber auch, dass es gerade 
heute nötig ist, im Sinne Thälmanns zu 
wirken. So seien etwa die Verbindung 
von bundesdeutschen Geheimdiensten 
und rechtsextremem Terrorismus, so¬ 
wie die Kriegspropaganda von Kapital 
und Regierung aufzuzeigen. 



„Bricklayers und Freunde“ heizen dem Publikum ein 



Die kleine Zeitung mit der großen Wirkung 

„Blickpunkt“ der DKP Mörfelden-Walldorf feiert 500. Ausgabe 


Ein Hauch von Kuba beim 
Elmshorner Wasserturmfest 


Thälmannehrung in Weimar 
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unsere zeit m 


Unsere Genossin 

Alida Klee 

ist am 5. August im Alter von 97 Jahren verstorben. 

Alida wurde im 1. Weltkrieg geboren, den 2. Weltkrieg erlebte sie 
als junge Frau. Nach der Befreiung vom Faschismus wurde sie 
Mitglied unserer Partei. Sie gründete mit anderen Frauen 1951 in 
Bremen den Demokratischen Frauenbund Deutschland und die 
Westdeutsche Frauenfriedensbewegung. In diesen Organisatio¬ 
nen übernahm Alida führende Funktionen. Für die Rechte der 
Frauen und Kinder, für den Frieden und für die Internationale 
Solidarität war sie, solange es ihre Gesundheit zuließ, aktiv tätig. 
Sie nahm im Juli 1955 als Delegierte am Weltkongress der Müt¬ 
ter für die Verteidigung ihrer Kinder, gegen den Krieg, für Ab¬ 
rüstung und die Völkerfreundschaft in Lausanne teil. 

Ihre ganze Kraft setzte sie für die Erhaltung des Friedens ein. 
Sie war die Gründerin des „Bremer Solidaritätsbasars“ für die 
Völker der Dritten Welt, der in diesem Jahr zum 47. Mal durch¬ 
geführt wird. 

Als 1973 viele Chilenen aus ihrer Heimat flüchten mussten und 
auch nach Bremen kamen, hat Alida dafür Sorge getragen, dass 
sie eine Wohnung, Essen und Unterstützung bekamen. 

Sie war eine stille und sensible Genossin, aber sie zeichnete sich 
durch eine starke Beharrlichkeit aus. Sie setzte sich konsequent 
für die Menschen ein, für die sie angetreten war. 

Sie war uns Vorbild in ihrer Bündnispolitik mit anderen Frauen¬ 
bewegungen und Organisationen; dabei hat sie nie den Kontakt 
zu ihrer Partei verloren. 

Ihre Freundschaft mit unserer Genossin Frieda Reichel gab ihr, 
trotz starker persönlicher Belastungen, die Kraft, sich nicht aus 
dem politischen Leben zurückzuziehen. Auch sie war ein Opfer 
des Faschismus. 

Jahrzehntelanger Kampf für eine Welt des Friedens, der sozialen 
Gerechtigkeit und der Gleichberechtigung der Frauen zeichne¬ 
te Alida aus. 

Wir werden sie nie vergessen. 

Genossinnen und Genossen der 
DKP Bezirk Land Bremen 


yot allem bewahrt Euch stete die Fähigkeit, 
jede Ungefechtigkeit, die irgendwo auT der Wett begangen wand, 
aufs tiefste zu empfinden. 

Das ist der schönste Ctwakterzug eine Revolutionärs,“ ch@ Gusvara 
Wir treuem um unseren Genossen und Freund 

Bruno Köhler 

p 9. Dezember 1925 t 14..August 2012 

DKP SchweinfuiVHaßberge 
Kreis Unterfranken. DFG-VK. WM-BdA 

Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg! 



Zeitung gegen den Krieg - ZgK 

Heft 34 - Antikriegstag 1. September 2012 

Zum Antikriegstag erscheint die neue Ausgabe der Zeitung 
gegen den Krieg - ZgK 

Aus dem Inhalt: 

Kundus - Drei Jahre nach dem Tanklastzug-Massaker - die Si¬ 
tuation der Opfer/Globaler Konflikt und potentieller Krieg: Is¬ 
rael - Iran - Syrien/Mit dem Syrien-Krieg stellt sich das Thema 
Kurdistan neu/Antimilitaristische Woche „Schulfrei für Bun¬ 
des wehr“/Gauck & de Maiziere: Bundespräsident und Verteidi¬ 
gungsminister als Kriegstrommler/Leo-II-Exporte nach Saudi- 
Arabien und Katar 

Autorinnen und Autoren u.a.: 

C. Anders/C. Buchholz/B. Fuchs/P. Grottian/H. Hänsel/S. 
Hever/G. Kritidis/S. Leidig/K. Masche/B. Nirumand/U. 
Petersen/L. Sachs/U. Sander/M. Schädel/D. Schulze/W. Wolf 

12 Seiten Zeitungsformat/Bezugspreise: 

- Bestellungen zwischen 1-50 Ex.: 30 Cent je Ex. 

- Bestellungen von 51-499 Ex.: 25 Cent je Ex. 

- Bestellungen ab 500 Ex.: 18 Cent je Ex. 

Jeweils zuzüglich Porto und Verpackung. 

Bestellungen ab sofort bitte an 
Zeitung-gegen-den-Krieg@gmx.de 
Oder per Fax 030-227 76 179 - 
oder Telefon 030-22 773179 
(MdB-Büro Heike Hansel) 


1591 1G8B 1799 1839 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße i 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerlanti 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: D2972-97B097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hauspraspekt 
an! ordern 


r 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum, Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht- 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salat buffet, 
Frühstücksbüffet, Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 € p.P. • VP, 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


oiail@gasthoHieimes.de * www.gasthof-lieinies.de 


Herzliche Glückwünsche an 

Lieschen und Hermann Weidlich 

zur Diamantenen Hochzeit 


Wir wünschen Euch noch schöne gemeinsame und vor allem 
gesunde Jahre in Schöppingen „auf der Mühle“. 


Eure Kinder aus Castrop-Rauxel und Dortmund 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 /311 99 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ. mit Bad, WC, TV, 
Balkon, Parkplätze. 

Ü/F18 Euro T/P 

Tel./Fax: 004859/8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 


Sommerfest der DKP Frankfurt/Main 
„Die Roten feiern im Grünen“ 
am Samstag, dem 8. September 2012 

D - Diskussion + Gemütlichkeit 
K - Kultur + Information 
P - Politik + Party 

im DGB-Jugendclub, 

Wilhelm-Leuschner-Straße/Untermainkai 68, Frankfurt/Main 

Wirstarten um 12.00 Uhr. 

Buffet und Kuchen sind im Beitrag von 5 Euro enthalten. 
Gegrilltes und Getränke werden, wie immer, angeboten und einzeln 
berechnet. 


BlumenJIfür 

Stukenbrock 

Antikriegstag 2012 


Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 





Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


DKP-Bexirk Rh*nUrvJ-We»ttaten 
Am Stadtpark 66 
51373 Leverhuu-rvWIeadorf 
T«l.: 0214/4 »3 23 - Fax: 0214/4 64 50 

Mall: sokratarmtfMkp-rhDinland-wcatfalGn.org 
Internet: http://vwm.dKp-rhplnland-wos tfakm.o ffl »ko 


für Samstag. 

den 8. September 2012, ab 15.00 Uhr 
In Leverkusen, Karl-Liebknecht-Schule, 
Am Stadtpark 68 


Bücherstände 

Essen und Trtnken: 

Kaffee und Kuchen. Leckere« vom GriM. 
Limonade, Bier vom Fan 
und noch viele« mehrt 


DKP Rheinland-Westfalen und der Arbeitskreis Bayer laden ein: 


Die Künstler, 

Paco de Sousa & 
Madeleine Walldorf 
kommen zu uns mit 
Arbeiter- und Protestlieder 
aus Lateinamerika und Europa 


Entschleunigung: 


Etulic & Natur satt im Müritz-NaLiunal- 
|nirk, 2 FcWu jtr 2 3 Pers. ganzjährig: in 
Kraxzcbufg-Graruriru Havel & Havclscen, 
Buut & Kad. Info: www.irimiggH.dt: oder 
0331/870796 (AB) 


Pille-Fest Qä 

Zeitung der DKP fOr die 
Kolleginnen und Kollegen der Bayer-Chemie-Psrks 


Mahn- und Gedenkveranstaltung 
Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock 

Sonnabend, 1. September 
14.00 Uhr Friedhofsführung 

15.00 Uhr Kranzniederlegung 

Gedenkansprache: 

Michael Sommer, Bundesvorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) 

Freitag, 31. 8. - Sonntag, 2. 9.2012: 

Jugendzeltlager neben dem Friedhof 

www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 
www. antif a-wor kcamp. de. vu 


Neuheiten bei JUMP UP 

Franz Josef Degenhard t: Zündschnüre (DVD) - EUR 12,50 
Das packende Drama nach dem Roman des Protestsängers Franz Josef Degen¬ 
hardt schildert auf beeindruckende Weise solidarisches Verhalten in der dun¬ 
ke Islen Zeil des Nazi-Regimes. 

Helmut Krätzig: Salut Germain (DDR Archiv)- 3 DYDs - EUR 26,50 
Beliebte DDR-Serie über W iderstandkampf im besetzten Frankreich während 
des Zweiten Weltkriegs, 

Jiri Krejeik: Das höhere Prinzip - DVD - EUR 13,50 
Ein psychologisches Drama aus der Zeil der deutschen Okkupation der Tsche¬ 
choslowakei. Deutsche Erstveröffentlichung des lange verbotenen Films mit 
restauriertem Bild und Ton, 

Rudi Kurz: Artur Becker (DDR TV-Archiv) - 3 DVDs - EUR 26,50 
Lebensgeschichte des Kommunisten Artur Becker, der bei einem leidenschaft¬ 
lichen Kampf für die Interessen der Arbeiterklasse den Tod findet. 

Hans-Eckardt Wenzel & Band mit Billy Bragg & Toni Morello: 
Woody 100 CD EUR 15,50 
Zu Woody Cuthries 100. Geburtstag: 

Wenzel live mit Band, fern. Billy Bragg und Tom Morello. 

Woody Guthrie - WOODY AT 100: 

THE WOODY GUTHRIE CENTENNIAL COLLECTION 
3 CDs & Buch im LP Fomiiat über 150 Seiten in engl. EUR 65,50 
Das 150-seitige Buch enthält 57 Fracks auf drei CDs, darunter die wichtigsten 
Aufnahmen Woodys, 21 bisher unveröffentlichte Auftritte, und sechs noch nie 
zuvor gehörte Original-Songs. 

Reich illustriert mit Fotos, Artefakte und Woodys bildende Kunst und Text. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplallcnversand Matthias Henk, Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 


Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft 

Einladung 

Der AK B&G des Parteivorstandes trifft sich zu seiner Klausurtagung 
in der Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen 
Samstag 1. September, 11.00 Uhr 
bis Sonntag 2. September, 14.00 Uhr 

Hauptthema 

Automobilindustrie: 

- Schlüsselindustrie vor großem Einbruch? 

- Chancen für eine Konversion? 
mit Uwe Fritsch 

Weitere Themen u.a. 

★ Arbeitszeitverkürzung 

★ UmFAIRteilen - Aktionstag 29.09.2012 
★ Rückblick auf wichtige Tarif runden 2012 

★ Weitere Arbeitsplanung 

Der AK B&G tagt parteiöffentlich 
Details: siehe Einladung an die Bezirke und Mitglieder des AK 
Anmeldung: dkp.pv@t-online.de, Kopie an dkp-kh@gmx.de 
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Bedrohung ist nicht Geschichte 

Betr.: Zerstörung von Hiroshima und 
Nagasaki 

Am 6. August 1945 wurde die japani¬ 
sche Stadt Hiroshima und drei Tage 
später Nagasaki völlig zerstört. Da¬ 
bei waren diese Atombomben für den 
Kriegsausgang völlig unbedeutend. 
Auch 67 Jahre nach diesen Abwürfen 
ist die Bedrohung nicht Geschichte: 
Die 20 A-Bomben die in Büchel lagern, 
gehören dem Bombentyp B61 an, den 
die USA nun modernisieren wollen. 
Der Abzug der 20 Bomben ist (...) der 
einzig glaubwürdige Weg. 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

Deutsche Panzer für 
den Bürgerkrieg 

Betr.: Panzergeschäft mit den 
arabischen „Demokratien“ 

Die Mehrheit der Bundesbürger lehnt 
Rüstungsproduktion und Rüstungsex¬ 
port ab, denn wir wissen, Waffenexport 
ist auch Kriegsexport. 

Mit den Waffen werden Kriege wahr¬ 
scheinlicher, ausgelöst und in Gang ge¬ 
halten. Dennoch erlaubt unsere christ¬ 
lich-freidemokratische Bundesregie¬ 
rung Lieferungen in Spannungsgebiete 
und an diktatorische Regimes. Nach 
Saudi-Arabien, Bahrein, Indonesien, 
Angola wird nun auch Katar mit deut¬ 
scher Hochtechnologie versorgt. Dort 
herrscht ein Emir in absoluter Monar¬ 
chie, der gesetzgebende und exekutive 
Gewalt in einer Person vereint. Es gibt 
weder Parteien, noch ein Parlament 
noch Gewerkschaften, Recht wird nach 
der Scharia gesprochen. Amnesty In¬ 
ternational stuft die Situation der Men¬ 
schrechte als problematisch ein. 
Obwohl das alles bekannt ist, soll 
Kraus-Maffei Wegmann aus Kassel 
200 Leopard II ins Wüstenland schi¬ 
cken. Die Bremer Firma Rheinmetall 
Defence Electronics ist am Milliarden- 
Deal beteiligt durch die Ausstattung 
mit Feuerleitanlagen, Sensorik und 
Kommunikationstechnik. Wie Medien 
berichten, kann der Emir die Panzer 
nach Syrien umleiten. Deutsche Waffen 
morden mit im syrischen Bürgerkrieg. 
Die Friedensbewegung in unserem 
Land informiert und protestiert gegen 
das Morden und die Waffenlieferun¬ 
gen. Zum Beispiel mit einer Demon¬ 
stration am 31. August vor dem Pan¬ 
zerwerk in Kassel. 

Emst Busche, Bremen 

Eindeutig auf die Seite des 
kämpferischen Antifaschismus 

Betr.: „Der Humanist von 
Montagnola - Zu Hermann Hesses 
50. Todestag“, UZ vom 3.8.2012. S. 10 

Ich möchte dem noch einige Ergänzun¬ 
gen hinzufügen. 

1) Es ist richtig, die großen Werke Hes¬ 
ses würdigend hervorzuheben, darauf 


den Schwerpunkt zu legen. Dabei sollte 
aber ein Hinweis auf sein wunderba¬ 
res lyrisches Werk, auf seine Märchen 
und auf seine 1948 (!) neu erschiene¬ 
ne kleine Schrift „Eine Bibliothek der 
Weltliteratur“ nicht vergessen werden. 
Besonders die „Bibliothek der Weltli¬ 
teratur“ bot vielen Menschen, drei Jah¬ 
re nach dem Ende des Faschismus, un¬ 
schätzbare literarische Orientierungs¬ 
hilfen. 

2) In dem Artikel wird zwar kurz dar¬ 
auf hingewiesen, dass ihn Brecht, Edu¬ 
ard Claudius und Peter Weiss in Monta¬ 
gnola besuchten. Das reicht aber nicht. 
Tatsächlich war sein Gästezimmer stän¬ 
dig mit wechselnden Besuchern belegt. 
Alle Biografen heben die unglaubliche, 
für das Überleben wertvolle und selbst¬ 
lose Hilfsbereitschaft Hesses für die in 
das Exil getriebenen deutschen Dichter 
hervor. Leider können in einem Leser¬ 
brief die lange Liste seiner Besucher, 
die in den meisten Fällen Bittsteller wa¬ 
ren, und die damit verknüpften Ereig¬ 
nisse nicht dargestellt werden. Nur auf 
ein Beispiel soll hingewiesen werden. 
Hans Teubner berichtet, dass in dem 
international besetzten Lager „Campo 
di lavoro per profughi Gordola“ hinter 
dem von der Lagerleitung genehmigten 
Titel „Lernen, Lesen, Lehren“ tatsäch¬ 
lich eine Lenin, Liebknecht, und Lu¬ 
xemburg - also eine LLL-Feier statt¬ 
finden konnte. 

Er berichtet weiter über die umfang¬ 
reichen kulturellen Aktivitäten und er¬ 
wähnt in diesem Zusammenhang, dass 
Hermann Hesse und Kurt Kläber (Die 
rote Zora und ihre Bande) für die statt¬ 
liche Lager-Bibliothek Bücher spende¬ 
ten und dass Hesse einen Vortrag über 
Literatur gehalten hat. 

3) Ein besonderes Kapitel ist Hes¬ 
ses Freundschaft mit Thomas Mann. 
Als der mit einem „Offenen Brief“ an 
Eduard Korrodie, den der in der NZZ 
veröffentlicht, mit dem faschistischen 
Deutschland bricht und zu einem ak¬ 
tiven Antifaschisten wird, kann Hesse 
diesen Schritt zwar verstehen, er selbst 
kann diesem Schritt aber nicht folgen. 
Werner Mittenzwei schildert eindring¬ 
lich die innere Zerrissenheit Hesses, 
der nicht in der Lage war, öffentlich 
für das literarische und politische Exil 
Partei zu ergreifen: „Die Auflehnung 
der Menschen gegen den Faschismus 
unterstützte er sehr, zu ihnen bekann¬ 
te er sich. Einer organisierten Kraft 
aber vermochte er nicht die Hand zu 
reichen.“ Hesse lehnte jede Politisie¬ 
rung der Kunst und des Künstlers ab. 
Er machte eine Ausnahme: Zur „Be¬ 
wegung Freies Deutschland“ bekannte 
er sich, zu ihr hielt er. Mittenzwei ver¬ 
mutet, dass Hesse mit dieser Haltung 
seine Verwandtschaft in Deutschland 
schützen und den direkten Kontakt zu 
seinen deutschen Lesern nicht verlie¬ 
ren wollte. Das lag ihm besonders am 
Herzen. Es bleibt die Tatsache, dass 
Hesse sich mit seinem ganzen Verhal¬ 


ten und mit seinem Roman, dem 1943 
in der Schweiz erschienenen „Glasper¬ 
lenspiel“, eindeutig auf die Seite des 
kämpferischen Antifaschismus stellte. 

Dirk Krüger ; Wuppertal 

Niemand übernimmt für uns 
die Analyse oder die Suche 
nach Lösungsmöglichkeiten. 

Betr.: Theoretischer Rückschritt? UZ 
vom 17.8.2012 

Mir sind weder die Positionen/Schrif¬ 
ten von Judith Butler noch die von 
Heinz-Jürgen Voss bekannt. Was ich 
aus eigener Erfahrung und aus 28 Jah¬ 
ren Betriebsratstätigkeit aber ken¬ 
ne, sind die Lebenswirklichkeiten, die 
Diskriminierungen produzieren und 
aus denen heraus Frauen sich mühsam 
behaupten müssen, um ihr Leben zu 
meistern. Wenn wir jetzt in der Partei 
beginnen, dies endlich wieder systema¬ 
tisch aufzuarbeiten, dann bin ich darü¬ 
ber sehr froh. Es ist das äußere Zeichen 
von Notwendigkeit und gesellschaftli¬ 
cher Brisanz. 

Und weil es unsere spezielle Lage als 
erwerbstätige, arbeitslose, prekär be¬ 
schäftigte, verheiratete, ledige, allein¬ 
erziehende Frauen, Rentnerinnen ist, 
ist es zunächst auch allein unsere Sache, 
unsere Lage aus unserer Sicht zu be¬ 
trachten und zu bewerten, weil das Er¬ 
gebnis unserer politischen Arbeit nur 
so authentisch ist. Niemand kann uns 
das abnehmen, weder die Analyse noch 
die Suche nach Lösungsmöglichkeiten. 
Und so würde ich mir auch niemals 
anmaßen, in die spezielle Diskriminie¬ 
rung von Menschen hinein zu argumen¬ 
tieren, in der ich nicht stecke und die 
ich nicht beurteilen kann. Und wenn 
ich noch so viel theoretische Schriften 
lese, bleibe ich doch nur Zuschauerin! 
Was ich aber für selbstverständlich hal¬ 
te ist der gemeinsame Kampf gegen die 
gemeinsamen Verursacher und ihre po¬ 
litischen Handlanger von gesellschaft¬ 
licher Benachteiligung. Dazu brauchen 
wir Vertrauen ineinander, Verständnis 
füreinander und die Fähigkeit zuzu¬ 
hören. Achtung und Respekt sind für 
mich unverzichtbare Ingredienzien ei¬ 
ner neuen Gesellschaft, und wie wir 
wissen, wird diese im Schoße der alten 
geboren ... (Karl Marx) 

Heide Janicki, Braunschweig 

Zur Situation der dänischen KP 

Betr.: „Partei und Bündnis“, UZ vom 
10.8„ Heinz Stehrs Leserbrief vom 
20.7. 

Natürlich ist der Genossin Landefeld 
darin zuzustimmen, nicht ultralinks- 
sektiererisch zu sein und in Bündnis¬ 
sen mitzuarbeiten, wobei hier zwi¬ 
schen Bündnis (meist zeitbegrenzter 
Zusammenschluss zum Erreichen ei¬ 
nes konkreten Ziels) und (programm¬ 
tisch-organisatorisch mehr oder we¬ 
niger einheitlich auftretenden) Partei 
unterschieden werden muss. Die Grö¬ 


ße Dänemarks (16mal so klein wie die 
BRD) und die Isolierung der Linken 
in Betracht gezogen war es m.E. nach 
1989 von der DKP richtig, eine führen¬ 
de Rolle in der Einheitsliste einzuneh¬ 
men. Falsch war es aber, und es gibt 
hier oben immer mehr Genossinnen, 
die das einsehen, sich mehr oder weni¬ 
ger in der EL aufzulösen und auf eige¬ 
ne Parteistrukturen zu verzichten. Das 
hat dazu geführt, dass die DKP weder 
inner- noch außerhalb der Einheitsliste 
sichtbar und handlungsfähig ist. Dies 
fällt den dänischen Genossinnen grad 
in diesen Jahren auf die Füße, wo die 
Einheitsliste immer mehr in Richtung 
bürgerlichen Parlamentarismus abdrif¬ 
tet und leider auch Kriegseinsätzen zu¬ 
stimmt. Es wird sich bei den Haushalts¬ 
beratungen im Herbst zeigen, ob die 
Einheitsliste bereit ist, sich als kämp¬ 
fende Opposition auch zu einer „Mitte- 
Links“-Regierung zu profilieren. 

Wir erleben in diesen Monaten einen 
„Syriza-Effekt“ in Dänemark: Die Ein¬ 
heitsliste gewann 1 400 Mitglieder in 
den letzten Monaten. Wie schön wäre 
es da, wenn es eine kommunistische 
Strömung in- und außerhalb der Partei 
gäbe, die diesen ein politisches Angebot 
machen könnte! Die Frage nach Mitar¬ 
beit in anderen Linksparteien ist immer 
konkret. Lenin hat den Kommunistin¬ 
nen in den 1920er Jahren empfohlen, 
in der Labour Party zu arbeiten, weil 
sich damals dorthin die Arbeitermas¬ 
sen orientierten. Entscheidend ist aber 
immer, was dem Klassenkampf am bes¬ 
ten dient. Abschließend noch eine Be¬ 
merkung zu Heinz Stehr: ich stimme zu, 
wie überall gab es auch in Dänemark 
in der KP Auseinandersetzungen über 
den richtigen Weg nach 1989/90. Die¬ 
se resultierten dann in der Gründung 
der Einheitsliste durch DKP und an¬ 
dere Linke. Ein Teil ging diesen Schritt 
nicht mit und gründete die Kommu¬ 
nistische Partei in Dänemark (KPiD). 
Auch mich überzeugt nicht alles, was 
die KPiD so äußert. Im Gegensatz zur 
DKP gibt diese aber weiterhin z.B. eine 
Zeitung heraus und ist definitiv hand¬ 
lungsfähiger als die DKP. 

Stefan Godau, Kopenhagen 


Spenden helfen der UZ 

Spenden für die UZ bitte an 
den Parteivorstand der DKP, 
Konto-Nummer 4002 487 502 
bei der GLS-Bank Bochum, 
BLZ 430 609 67. 

Herzlichen Dank. 


SA ★ 25 . AUG 


Krefeld: Sommerfest der DKP Linker Nie¬ 
derrhein. Lecker Essen und Trinken, hand¬ 
gemachte Musik von Shafak und Ralf. Bei 
Familie Lommes im Garten, 15.00 Uhr. 
Köln: Sommerfest DKP-Gruppe Köln-In¬ 
nenstadt. Bayenstraße 11 (Severinsvier¬ 
te I/Sto11werckhof), 15.00 Uhr. 


SO ★ 26 . AUG: 


Dortmund: Das „Linke Bündnis Dort¬ 
mund“ wählen! 


DO ★ 30 . AUG 


Saarbrücken: „100 Jahre KP Chile“. 
Romina und Daniel zeigen eine DVD 
und sprechen über die Niederlagen und 
Siege der Partei in Chile. DKP-Treff, Sit¬ 
tersweg 83, Saarbrücken-Rodenhof, 
19.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP-Linker Niederrhein zur Auswertung 
der 9. PV Tagung und zur Vorbereitung 
der Kreiskonferenz. Unser Beitrag zum 
Fest Ohne Grenzen. Brauereiausschank 
Wienges, Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 


SA ★ 1 . SEPT 


Dortmund: Widerstand gegen die Nazi- 
Provokation! 

Schweinfurt: Infostand der DKP zum 
Weltfriedenstag. 

Georg-Wichtermann-Platz, 16.00 Uhr. 
Krefeld: Samstag, 1. September 2012, 
ab 15.00 Uhr, großes Straßeninfocafe der 
DKP-Linker Niederrhein auf dem „7. Fest 
ohne Grenzen“ des Bündnisses Krefeld 
für Toleranz und Demokratie in Krefeld 
auf dem Roten Platz an der Corneliusstra- 
ße.15.00 Uhr 

Saarbrücken: Samstag, 1. September 
2012. Das Friedensnetz Saar zeigt zum An¬ 
tikriegstag um 18.00 Uhr im Passage -Kino 
(neben Kaufhof) den Film ,„lm Westen 
nichts Neues“. Eintritt: 5 Euro 
Fellbach: Mahn-, Gedenk- und Frie¬ 
densaktion des DGB Fellbach am Frie¬ 
densbaum bei der Schwabenlandhalle. 
17.00 Uhr Begrüßung: Dieter Keller. Ge¬ 
denkrede: Bernhard Löffler, DGB-Regi- 
onsvorsitzender. 

Anschließend 18.00 Uhr Kultur für den 
Frieden und gegen Faschismus! Lieder¬ 
macher: Ralf Glenk und weitere Beiträge. 
AW0 Fellbach, Gerhart-Hauptmann-Stra- 
ße 17. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst auch 
mit Angabe des Themas der Veranstal¬ 
tung an termine@unsere-zeit.de oder 
UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


„Curiosity“: Neue Daten 
über den roten Planeten 

Es gibt gewiss keine Marsmännchen 


D ie US-Mission bliebt bislang er¬ 
folgreich. Nachdem „Courisity“ 
(„Neugier“) Anfang August auf 
dem Mars, dem „roten Planeten 4 , 4 in der 
Nähe des 5 000 Meter hohen Zentral¬ 
bergs „Mount Sharp“ des Kraters Gale 
gelandet war, begann der Forschungs¬ 
alltag. Bereits die ersten von „Couri¬ 
sity“ zur Erde gesandten Bilder wa¬ 
ren spektakulär. Zum ersten Mal seit 
30 Jahren wurde jetzt zudem auf dem 
Mars die Temperatur gemessen. Die 
Wetterstation des Rovers maß in der 
unmittelbaren Umgebung knapp drei 
Grad Celsius. 

Rund 250 Wissenschaftler und 160 Inge¬ 
nieure sind derzeit rund um die Uhr im 
Einsatz, um den Mars-Rover zu überwa¬ 
chen, die Missionsziele zu konkretisieren 
und ihn auf die nächsten Untersuchungen 
vorzubereiten. „Curiosity“ soll Erkundun¬ 
gen am Mount Sharp vornehmen. In „ein 
bis zwei Wochen“ will die Nasa Fotos vom 
Gipfel erhalten. Sie haben mit schwieri¬ 
gen Bedingungen zu kämpfen: Die Entfer¬ 
nung des Mars von der Erde verändert sich 
Stunde um Stunde. Die größte Entfernung 
wird etwa 401 Millionen km betragen. Auf 
der Oberfläche des Planeten schwanken 
die Temperaturen zwischen 20 Grad und 


bis zu -120 Grad Celsius, auch wenn im 
Landegebiet die Verhältnisse derzeit wohl 
relativ stabil sind. 

Im Blickpunkt von 
Wissenschaft und Literatur 

Der vierte Planet unseres Sonnensystems 
stand schon früh im Blickpunkt der Wis¬ 
senschaft. Die Umdrehungszeit des Mars 
ist mit 24 Stunden, 37 Minuten und 23 Se¬ 
kunden etwa eine halbe Stunde länger als 
die der Erde. Der Durchmesser des Plane¬ 
ten ist mit ca. 6 800 km halb so groß, die 
Masse beträgt etwa 10 Prozent der Erdmas¬ 
se. In der Atmosphäre finden sich nur we¬ 
nige Spuren von Sauerstoff und Wasser¬ 
dampf. 

1877 meinte der italienische Astronom 
Schiaparelli, Marskanäle beobachtet zu ha¬ 
ben, feine Linienstrukturen auf der Ober¬ 
fläche des Planeten. Ihre Anordnung legte 
einen künstlichen Ursprung nahe. Andere 
Beobachter, vor allem der US-Astronom 
Percival Lowell, bestätigten zunächst die¬ 
se Interpretation, die sich später als Irr¬ 
tum herausstellte. Einige der beobachteten 
Strukturen entsprachen tatsächlich existie¬ 
renden Geländestrukturen, anderes erwies 
sich als optische Täuschung. Erst in den 
letzten Jahren wurde nachgewiesen, dass es 


auf dem Mars jahreszeitliche Veränderun¬ 
gen gibt. Aber eben keine „Kanäle“ einer 
anderen Zivilisation. 

Die frühen Entdeckungen am Ende des 
19. Jahrhunderts „beflügelten“ jedoch die 
Fantasie. Es ist erstaunlich, dass bis heute 
vor allem nur der britische Sozialist Georg 
Wells mit seiner bitteren Utopie „Krieg der 
Welten“ immer wieder zitiert wird. Denn 
von Kurt Lasswitz („Auf zwei Planeten“, 
Berlin 1984), Stanley G. Weinbaum bis Ray 
Bradbury gab es in der Folgezeit ganz an¬ 
dere - humanistische, auf Verständigung 
und Ausgleich setzende - utopische Ansät¬ 
ze. Über die frühen und heutigen „Prinzes¬ 
sinnen vom Mars“ in Literatur und Film 
sollten wir schnell den Mantel des Schwei¬ 
gens decken ... 

Was aber kaum bekannt ist, ist die Revo¬ 
lutionsliteratur. Der Mitkämpfer Lenins 
Alexander Malinowski (Bogdanow), von 
Lenin u. a. in „Materialismus und Empi¬ 
riokritizismus“ scharf kritisiert, beschrieb 
1907 seinem Roman „Der rote Planet“ 
eine neue kommunistische Gesellschaft. 
Der Autor war damals der „zweite Mann“ 
unter den Bolschewiki. 1923 wurde der 
Roman erstmals in deutscher Sprache im 
Verlag der Jugendinternationale veröffent¬ 
licht. In seinem Roman „Ingenieur Menni“ 


(1912) versuchte Bogdanow, sein Konzept 
einer fortgeschrittenen kommunistischen 
Gesellschaft weiter zu entwickeln (beide 
Romane erschienen in einem Band 1989 
in der DDR, „Der rote Planet“ im Verlag 
Volk und Welt bereits 1984). 

Kaum noch bekannt ist wohl auch der Ro¬ 
man des Schriftstellers Alexej Tolstoi „Ae- 
lita“. Alexej Tolstoi verließ nach der Okto¬ 
berrevolution Russland, kehrte aber bald 
in sein Land zurück. Im Roman „Aelita“ 
unternimmt ein bürgerlicher Ingenieur ge¬ 
meinsam mit einem Rotgardisten in einem 
selbst gebauten Raumschiff eine Marsex¬ 


pedition. Und sie geraten mitten in eine 
Revolution ... 

Setzten wir hier einmal einen Punkt. Aber 
man darf doch mal träumen. Oder? 

Der rote Planet birgt sicher noch viele Ge¬ 
heimnisse. Doch „Marsmenschen“ wird 
auch „Courisity“ auf ihm gewiss nicht fin¬ 
den. Die Untersuchungen werden jedoch 
trotzdem die Einsichten in die Entste¬ 
hungsgeschichte unseres Planetensystems 
und unser Weltbild erweitern, die Erkennt¬ 
nisse über die Möglichkeiten der Entste¬ 
hung von Leben vielleicht ergänzen. 


Nina Hager 
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Filmplakat von 1927. Der Film „Aelita“ wurde 1922 gedreht. (Quelle: Wikimedia) 


Das Kriegsgebet 

Von Mark Twain 



Mark Twain (1907) 

E s war eine große und aufregende 
Zeit. Das ganze Land stand un¬ 
ter Waffen. Der Krieg ging los. In 
jeder Brust brannte das heilige Feuer 
des Patriotismus. Die Trommeln schlu¬ 
gen, die Musik spielte, die Spielpisto¬ 
len knallten, die Knallkörper zischten. 
In jeder Hand, auf jedem Dach und 
auf jedem Balkon flatterten Fahnen 
und Wimpel in der Sonne. Jeden Tag 
sah man die jungen Freiwilligen die 
breiten Straßen hinunter marschieren, 
froh und stolz in ihren neuen Unifor¬ 
men. Die stolzen Väter und Mütter und 
Schwestern und Freundinnen winkten 
begeistert und schrien sich heiser, als 
sie vorübermarschierten. Jeden Abend 
gab es Massenversammlungen in voll 
gepackten Sälen und patriotische An¬ 
sprachen, welche die tiefsten Tiefen der 
Herzen bewegten, und in jeder kleins¬ 
ten Pause ertönte brausender Beifall, 
während die Tränen von den Wangen 
strömten. In den Kirchen predigten 
die Pfarrer von der Hingabe zur Fah¬ 
ne und zur Heimat, und man beschwor 
den Gott des Kampfes und flehte ihn 
an mit gewaltigen Worten, welche die 
Herzen der Zuhörer bewegten. 

Tatsächlich, es war eine frohe und gnä¬ 
dige Zeit. Das halbe Dutzend Leu¬ 
te, die wagten, den Krieg zu verurtei¬ 
len und die Gerechtigkeit des Krieges 
auch nur im geringsten anzuzweifeln, 
wurden mit wütenden Warnungen be¬ 
dacht, sodass sie um ihre persönliche 
Sicherheit besorgt sein und deshalb so 


schnell wie möglich von der Bildfläche 
verschwinden mussten und sich nicht 
mehr sehen lassen konnten. 

Es kam der Sonntagmorgen - am 
nächsten Tag würden die Bataillone 
zur Front einrücken. Die Kirche war 
rappelvoll. Die Freiwilligen waren da. 
Ihre Gesichter leuchteten voller Er¬ 
wartung -Visionen vom Sammeln, 
vom Vorwärtsstürmen mit blitzenden 
Säbeln, von fliehenden Feinden, von 
Tumult und Rauch, der sie umgeben 
würde, von wilder Jagd, und dann: die 
Kapitulation! Dann die Heimkehr vom 
Krieg, gebräunte Helden, stürmisch 
begrüßt, angebetet, eingetaucht in das 
goldene Meer der Ehre und des Ruh¬ 
mes. Alle würden sich um die Freiwil¬ 
ligen scharen: ihre geliebten Familien, 
stolz, glücklich und beneidet von Nach¬ 
barn und Freunden, die keine Söhne 
und Brüder hatten, um sie auf das Feld 
der Ehre zu schicken, dort die Fahne 
zu erobern oder aber den ehrenhaftes¬ 
ten Tod zu sterben. Der Gottesdienst 
ging weiter. Ein kriegerisches Kapitel 
aus dem Alten Testament wurde ge¬ 
lesen; das erste Gebet wurde gespro¬ 
chen. Die Orgel brauste und brachte 
das Gebäude zum Erzittern, und wie 
ein Mann erhob sich das ganze Haus 
mit glühenden Augen und klopfenden 
Herzen und sammelte sich zu einer ge¬ 
waltigen Anrufung: „Furchtbarer, al¬ 
les erschreckender Gott! Du der Ge¬ 
bieter, Donner ist Dein Ruf und Blitz 
Dein Schwert.“ 

Dann kam das „lange“ Gebet. Niemand 
konnte sich je solch einer leidenschaft¬ 
lichen Bitte mit solcher Bewegung und 
so hoher Sprache erinnern. Es fleh¬ 
te darum, dass der erbarmende Gott, 
unser aller gütiger Vater über uns und 
unsere stattlichen jungen Soldaten wa¬ 
chen möge. Er helfe, ermutige und trös¬ 
te sie bei ihrer patriotischen Arbeit. Er 
segne und halte sie in seiner mächtigen 
Hand. Er mache sie stark, zuversicht¬ 
lich und unbesiegbar in dem blutigen 
Einsatz. Er helfe ihnen, den Feind zu 
vernichten; Er gebe ihnen, ihrer Fahne 
und ihrer Heimat unvergängliche Ehre 
und Ruhm. 

Ein alter fremder Mann trat ein und 
bewegte sich langsamen Schrittes lei¬ 
se durch den Mittelgang auf den Pfar¬ 
rer zu, die Augen fest auf ihn gerichtet. 
Sein hoher aufrechter Körper war in 
einen Mantel gekleidet, der fast bis zu 


den Füßen reichte. Sein Haupt war un¬ 
bedeckt, seine weißen Haare fielen lose 
bis auf seine Schultern. Er war unnatür¬ 
lich bleich, fast geisterhaft anzusehen. 
Alle Augen folgten ihm und staunten, 
wie er in Stille seinem Ziel entgegen¬ 
ging. Ohne eine Pause zu machen stieg 
er hinauf zu dem Prediger und stellte 
sich an seine Seite. Dort stand er und 
wartete. 

Mit geschlossenen Augen, ungeachtet 
der Gegenwart des anderen, fuhr die¬ 
ser fort mit seinem bewegenden Gebet 
und schloss es endlich mit den aufru¬ 
fenden Worten: „Segne unsere Waffen, 
gib uns den Sieg, Herr Gott, unser Va¬ 
ter und Beschützer unseres Landes und 
unserer Fahne!“ 

Der Fremde berührte seinen Arm; mit 
einer Handbewegung deutete er ihm, 
Platz zu machen - was der erschro¬ 
ckene Pfarrer tat -, dann trat er an 
seinen Platz. Für einige Augenblicke 
blickte er mit feierlichem Ausdruck in 
den Augen, in denen ein unheimliches 
Licht brannte, über die gebannte Zu¬ 
hörerschaft hinweg und sagte mit tie¬ 
fer Stimme: 

„Ich komme vom Thron und bringe 
eine Botschaft des allmächtigen Got¬ 
tes!“ 

Die Worte erfüllten das Haus mit 
Schrecken. Der Fremde schien es nicht 
zu spüren, wenigstens ließ er sich nichts 
anmerken. 

„Er hat das Gebet seines Dieners, Eu¬ 
res Hirten gehört und wird es Euch ge¬ 
währen, so Ihr es noch weiter erwün- 
schen solltet, nachdem ich, sein Bote, 
seine volle Bedeutung erklärt habe, 
seine ganze volle Bedeutung. Denn es 
gleicht vielen menschlichen Gebeten, 
die viel mehr erbitten, als dem Beten¬ 
den bewusst ist - es sei denn, dass er 
innehält und nachdenkt. 

Euer Gottesdiener hat sein Gebet ge¬ 
betet. Hat er eine Pause gemacht um 
nachzudenken? Ist es ein Gebet? Nein, 
es sind zwei - eines ausgesprochen, das 
andere nicht. Beide haben die Ohren 
dessen erreicht, der alle Bitten hört, 
die ausgesprochenen und die unausge¬ 
sprochenen. Bedenkt es, haltet es fest in 
Euren Gedanken. So Ihr einen Segen 
für Euch erbittet, so hütet Euch, ob Ihr 
nicht, ohne es Euch zu vergegenwärti¬ 
gen, gleichzeitig um einen Fluch über 
Euren Nachbarn bittet. Bittet Ihr um 
den Segen des Regens für Eure Ern¬ 


te, die ihn sicher braucht, könntet Ihr 
damit einen Fluch über die Ernte Eu¬ 
res Nachbarn erbitten, der ihn nicht 
braucht und dessen Ernte durch den 
Regen zerstört wird. 

Ihr habt das Gebet Eures Dieners ge¬ 
hört, den gesprochenen Teil. Ich bin 
von Gott beauftragt worden, den an¬ 
deren Teil in Worte zu fassen - den Teil, 
den der Pfarrer und ihr stille in Euren 
brennenden Herzen gebetet habt. Un¬ 
wissend und unbedacht? Wolle Gott, es 
wäre so! Ihr hörtet diese Worte: „Gib 
uns den Sieg, o Herr unser Gott. 4 Das 
genügt. Das ganze gesprochene Gebet 
ist zusammengefasst in diese unheil¬ 
schwangeren Worte. Weitere Ausfüh¬ 
rungen sind nicht nötig. Habt Ihr um 
Sieg gebetet, so habt Ihr um viele un¬ 
ausgesprochene Folgen gebetet, die 
dem Sieg folgen, ja folgen müssen. Es 
geht anders nicht. Der hörende Geist 
Gottes des Vaters hört auch den unge¬ 
sprochenen Teil des Gebets. Er hat mir 
befohlen, diesen Teil in Worte zu fas¬ 
sen. Hört! 

Herr, unser Vater, unsere jungen Patri¬ 
oten, Idole unserer Herzen, ziehen hin¬ 
aus in die Schlacht. Sei ihnen nahe! Im 
Geiste ziehen wir mit ihnen hinaus, weg 
vom lieblichen Frieden unserer Herd¬ 
feuer, um den Feind zu zerschlagen. O 
Herr unser Gott, hilf uns, den Feind mit 
unseren Granaten in blutige Fetzen zu 
schlagen; hilf uns, ihre lachenden Fel¬ 
der mit den bleichen Gesichtern ihrer 
toten Helden zu bedecken. Hilf uns, 
den Donner der Geschütze mit den 
Schreien ihrer Verwundeten zu über¬ 
tönen, die sich in Schmerzen krümmen. 
Hilf uns, ihre bescheidenen Heime im 
Feuersturm zu zerstören. Hilf uns, die 
Herzen ihrer Witwen mit nie dagewe¬ 
senem Leid zu bedrücken. Hilf uns, die 
Obdachlosen mit ihren kleinen Kin¬ 
dern von der Türe zu weisen, die in ih¬ 
rem vernichteten Land zerlumpt und 
hungrig und durstig umherwandern, 
der Sonne Feuer im Sommer und den 
eisigen Winden im Winter ausgesetzt; 
zerschlagenen Geistes, von Trauer ver¬ 
zehrt, dich anflehend um Zuflucht im 
Grab. Aber auch das ist ihnen versagt 
um unsertwillen, die dich loben und 
ehren. Herr, zerschmettere ihre Hoff¬ 
nungen und ihr Leben, verlängere ihre 
bittere Pilgerschaft, mach ihre Schrit¬ 
te schwer und begieße ihre Wege mit 
Tränen, beflecke den weißen Schnee 


mit dem Blut ihrer wunden Füße! Wir 
bitten Dich im Geist der Liebe; Dich, 
die Quelle der Liebe; Dich den immer 
getreuen Freund aller, die Dich suchen 
mit demütigen und zerknirschten Her¬ 
zen. Amen.“ 

Und nach einer Pause sagte der Frem¬ 
de: 

„Ihr habt darum gebetet, wünscht ihr 
es dennoch, so sprecht! Der Bote des 
Höchsten wartet.“ 

Später wurde behauptet, dass dieser 
Mann irrsinnig war, weil das, was er 
sagte, sinnlos sei. 


Der rote Kanal 


Thementag Islam 

18.10 Uhr Der Prophet und die Frauen 
Der Islam gilt als lustfeindliche Religion - 
mit dem Propheten hat das nichts zu tun. 

18.50 Unter dem Schleier - 
Liebe, Lust und Sünde im Islam 

20.15 Mein Bruder, der Islamist 

Ein Filmemacher sucht die Gründe, warum 
sein Bruder ein radikaler Islamist wurde. 

22.15 Hüllen 

Frauen und ihr Umgang mit dem Kopftuch 

MO, 27.8., 3SAT 

Young@Heart 

Doku über einen rockenden Seniorenchor 
Das Besondere: Das Durchschnittsalter der 
Chormitglieder beträgt 80 Jahre. Nebenbei: 
Bruce Springsteen wird nächsten Monat 
auch schon 63 - und wird nicht schlechter. 
Di,28.8., 23.40, BR 3 

Die Weber 

Friedrich Zelniks Filmversion von Gerhart 
Hauptmanns Stück „Die Weber“ gilt als 
eine der besten Hauptmann-Adaptionen 
der deutschen Filmgeschichte. Die Bild¬ 
sprache ist von Eisenstein und Pudowkin 
beeinflusst, die visuelle Gestaltung entstand 
in Zusammenarbeit mit George Grosz. Pre¬ 
miere der restaurierten Fassung. 

Mi, 29.8., 00.20, ARTE 

Erin Brockovich 

Starkino: Julia Roberts deckt in derTitelrol- 
le einen Umweltskandal auf und zwingt mit 
ein wenig Hilfe von Freunden einen Riesen¬ 
konzern in die Knie. Nach einer wahren Be¬ 
gebenheit und fast wie im richtigen Leben. 
Do, 30.8., 20.15, VOX 














